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Zum Verhältnis von  
Ökonomie und Kultureller 
Bildung
Wenn es um Kulturelle Bildung geht, hat Ökono-
mie einen schlechten Ruf. Entweder ist immer alles 
zu knapp: Es fehlt an Geld, an Räumen, an Perso-
nal, an Angeboten, an Macht und Anerkennung. 
Obwohl von allem viel mehr nötig wäre, muss man, 
notgedrungen, irgendwie mit viel weniger als nötig 
zurechtkommen und sich durchwurschteln – immer 
mit dem Wunsch und in der Hoffnung, dass es eines 
Tages doch besser werden möge, und dem gleich-
zeitigen Zweifel daran, dass dieser Zustand je ein-
treten wird. 

Oder es ist alles zu viel: zu viele Museen mit zu 
vielen Werken, die nicht ausgestellt und nicht ver-
mittelt werden können, zu viele Besucher bei popu-
lären Veranstaltungen, die nichts oder zu wenig 
verstehen, zu viele und zu teure Orchester und 
Opernhäuser, die zu wenige Kinder und Jugend-
liche erreichen, schon gar nicht die „bildungsbe-
nachteiligten“. Zu viele Künstler, die von ihrem Beruf 
nicht leben können und deswegen ihr Auskommen 
in der Kulturellen Bildung suchen. Zu viel Kulturelle 
Bildung auf Kosten der „eigentlichen“ Kunst, zu viel 
falsche, an Verwertung orientierte Werte in der Kul-
turellen Bildung, in der die ökonomisch verwert-
baren Nebenwirkungen für beruflich und alltäglich 
brauchbare und nützliche emotionale, kognitive, 
soziale Qualifikationen den intendierten kulturell 
bildenden Hauptwirkungen übergeordnet wer-
den: Kulturelle Bildung ist gut, weil sie wirtschaft-
lich nützlich und brauchbar ist, weil sie für Kreati-
vität, Kommunikations- und Kooperationsfähigkeit 
sorgt – igitt!

Die Klagen sind allgegenwärtig und sind häu-
fig mit einer geradezu reflexartigen Ablehnung 
alles Ökonomie-Verdächtigen verbunden. Ökono-
mie-Bashing gehört zum Standard in vielen kulturel-
len und künstlerischen Kontexten. Für die Kulturelle 
Bildung gilt dies umso mehr. Interessant ist dabei, 

Wege Kultureller Bildung, ihre eigenen kulturellen 
Interessen finden können. Wie viel also braucht man 
wovon, wann, wo, auf welche Weise? Wie kann man 
den unermesslichen immateriellen kulturell-künstle-
rischen Reichtum so erschließen, dass nicht nur die, 
die immer schon dank sozial-kultureller Herkunft 
über die Zugänge verfügen, von ihm profitieren (!), 
sondern möglichst viele, wenn schon nicht alle? 

Den immateriellen kulturellen und künstleri-
schen Reichtum auf der Grundlage der anthro-
pologisch gegebenen menschlichen Potenzen zu 
erschließen ist also eine, wenn nicht die entschei-
dende Aufgabe Kultureller Bildung. Es ist eine öko-
nomische Aufgabe, in der Knappheit der materi-
ellen Ressourcen und Überfluss der immateriellen 
Möglichkeiten in ein möglichst günstiges Verhält-
nis gebracht werden müssen. Man muss gut wirt-
schaften. Und genau daraus folgt eine besondere 
Bedeutung der Künste auch für die Ökonomie der 
Kulturellen Bildung.

Weil die Künste mit ihren Klangwelten, Bewe-
gungswelten, Bildwelten, Sprachwelten etc. das 
reichste und anspruchsvollste Repertoire für die 
individuelle Bildung der Persönlichkeit darstellen, 
das es gibt, bilden sie zugleich die ökonomisch 
sinnvollste Ressource für die Kulturelle Bildung. 
Denn sie bieten das höchste Entwicklungspoten-
zial. Wahrnehmungsfähigkeit und Gestaltungsfä-
higkeit sind Grundlage auch aller kognitiven Leis-
tungen und Operationen. Man kann nicht denken, 
wenn man nicht wahrnehmen und gestalten kann. 
Man kann nicht gut leben, wenn man seine Sinne 
nicht differenziert gebrauchen kann. Differenziert 
zu hören lernt man durch das Hören und Spielen von 
Musik, differenziert zu sehen lernt man durch das 
Sehen und Gestalten von Bildern, sich differenziert 
zu bewegen durch Tanzen und Beobachtung von 
Tanz. Im Theater und im Film erfahren wir, wie die 
Welt sein und was sie bedeuten kann. Und die Lite-
ratur bringt uns ins Gespräch mit den historischen 
und aktuellen Kulturen der Welt und mit uns selbst.
Die Künste sind also kein überflüssiger Luxus, sie 
sind die auch ökonomisch sinnvollste Grundlage 

aller subjektiven Entwicklung. Was bisher in den 
Künsten überhaupt möglich war und wo dort bis-
her die Grenzen lagen, erfährt man bei den Kön-
nern und ihren Werken. Was einem selbst möglich 
ist, erfährt man durch Phantasie, Imagination, Praxis 
und Übung. Dafür braucht man aber Zeit und Muße. 
Denn die Künste entfalten ihr Potenzial auch in der 
Kulturellen Bildung nur dann, wenn sie im Kern um 
ihrer selbst willen gespielt werden. Man lernt kein 
Instrument, um besser in Mathe zu werden, des-
halb ein besseres Abgangszeugnis und am Ende 
den lukrativeren Job zu bekommen. Man lernt ein 
Instrument, um Musik zu machen.

Die politische Aufgabe, allen jungen Menschen 
(und darüber hinaus allen Menschen aller Alters-
gruppen, die das wünschen) quantitativ hinrei-
chende und qualitativ hochwertige Zugänge zu 
Kultureller Bildung zu eröffnen, wird indessen nur 
dann wirklich erfolgreich sein, wenn die Menschen 
Kunst und Kultur auch subjektiv als ihren Reichtum 
annehmen und wahrnehmen, wenn sie ihn also zu 
ihrer Sache machen und an ihm mitwirken wollen, 
rezeptiv und produktiv. Damit das geschieht, müs-
sen möglichst viele Menschen möglichst intensive 
Erfahrungen mit Kunst und Kultur machen kön-
nen, von Kindesbeinen an. Die dafür nötigen Res-
sourcen müssen geschaffen und gesichert werden, 
die häufig erbärmliche materielle Armut in diesem 
Bereich muss entschieden geändert und in mate-
riellen Reichtum überführt werden. Auch das ist 
eine ökonomische Aufgabe. Es geht um viel und 
um mehr.

dass die Klagen in aller Regel auch dann mit öko-
nomischen Argumenten und Begriffen aufwarten, 
wenn sie sich gegen die Ökonomisierung richten: 
zu viel, zu wenig, genug, mehr, weniger, gleich viel. 
Immer geht es dabei um Relationen von Knappheit 
und Überfluss, von Armut und Reichtum. Wenn aber 
als Kern der in der Kulturellen Bildungsszene allge-
genwärtigen Ökonomie- und Ökonomisierungskri-
tik ökonomische Begriffe und Argumente vorge-
bracht werden, dann lohnt ein genauerer Blick auf 
die Phänomene und Diskurse.

Offenbar muss man auch im Kontext Kultureller 
Bildung unterscheiden, worüber man redet, wenn 
man über Ökonomie redet. Eine zentrale Forde-
rung des Rates für Kulturelle Bildung zielt auf eine 
quantitativ hinreichende und qualitativ hochwer-
tige Grundversorgung mit Kultureller Bildung für 
alle in unserer Gesellschaft zusammenlebenden 
Menschen. Das zielt also zugleich auf materiellen 
Reichtum und auf immateriellen Reichtum. Es geht 
darum, die materiellen Voraussetzungen dafür zu 
sichern und gegebenenfalls neu zu schaffen, die für 
eine gute Vermittlung und Aneignung von Kunst und 
Kultur, für eine gute Kulturelle Bildung nötig sind.

Hier kommt eine entscheidende Differenz von 
materiellem und immateriellem Reichtum ins Spiel: 
Materieller Reichtum ist begrenzt. Materielle Res-
sourcen sind daher per definitionem knappe Res-
sourcen, gleich ob es sich um Geld, Räume, Zeit, 
sachliche oder personelle Ausstattung handelt. Es 
ist immer mehr wünschbar und wünschenswert 
als vorhanden und möglich. Immaterieller Reich-
tum aber ist grundsätzlich unbegrenzt. Die Fülle 
der vorhandenen und der entwickelbaren kultu-
rellen und künstlerischen Formen ist unermesslich. 
Es ist immer mehr vorhanden und möglich als real 
zugänglich und aneigen- oder gar vermittelbar. Das 
ökonomische Problem Kultureller Bildung besteht 
daher darin, mit begrenzten materiellen Mitteln den 
unbegrenzten kulturellen Reichtum so attraktiv und 
zugänglich zu machen, dass Menschen mit begrenz-
ter Lebenszeit und begrenzten Ressourcen sich in 
der unbegrenzten Fülle orientieren und ihre eigenen 
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Zur Denkschrift
Die Denkschrift widmet sich dem Verhältnis von 
Ökonomie und Kultureller Bildung. Sie nimmt 
damit ein Thema auf, das in der Praxis sowohl auf 
der Ebene der Diskurse als auch im Alltag auf eine 
nachgerade übermächtige Weise ständig präsent 
ist. Allerdings ist diese Präsenz im Kern auf die 
finanzielle Seite der Ökonomie beschränkt. Hier 
ist die Klage über den Mangel so alt wie die Kultu-
relle Bildung selbst. So berechtigt viele Beschwer-
den im Blick auf diesen Aspekt ohne Zweifel sind, 
so wenig hilft es, nur bei der Wiederholung der 
Forderung nach besserer finanzieller Ausstattung 
oder überhaupt nach besserer Ausstattung stehen-
zubleiben. Nötig ist vielmehr eine grundlegendere 
Verständigung. 

Die Denkschrift versucht eine solche Klärung 
in sechs Schritten: Zunächst geht es um eine fun-
damentale theoretische Verortung: Wovon reden 
wir, wenn wir von Ökonomie reden?, zweitens um 
öffentliche Diskurse und Facetten des Ökonomie-
verständnisses, drittens um empirische Befunde 
zur Praxis, viertens um Entwicklungsperspektiven. 
Vor diesem Hintergrund werden schließlich fünftens 
Empfehlungen zur weiteren Entwicklung des Ver-
hältnisses von Ökonomie und Kultureller Bildung 
und der ökonomischen Ausstattung der Kulturel-
len Bildung gegeben und Forderungen begründet. 
Abschließend erfolgt sechstens eine Einordnung 
des Verhältnisses von Ökonomie und Kultureller 
Bildung durch ausgewählte Verbände im Rahmen 
einer kleinen Recherche. In die Argumentation sind 
individuelle Stellungnahmen der Ratsmitglieder ein-
gestreut, die der Vertiefung und Erläuterung dienen. 

I: Die Arbeit des Rats für Kulturelle Bildung zielt 
nicht nur auf die Sicherung und Ausweitung des 
quantitativen Angebots, sondern auch und vor 
allem auf die Verbesserung der Qualität der Kultu-
rellen Bildung. Die Frage nach der Qualität aber ist 
eine nach den Maßstäben ihrer Beurteilung. Das ist 
eine theoretische Aufgabe; sie fordert die Anstren-
gung des Begriffs. Unter der Überschrift „Verhält-

cher ist die Datenlage zum ländlichen Raum. Aber 
auch die zum Bildungs- und Teilhabepaket und die 
zum Arbeitsmarkt „Kulturelle Bildung“ vorliegenden 
Befunde lassen Fragen offen. So kann das Kapitel 
zwar eine Reihe wesentlicher empirischer Hinweise 
auf das Verhältnis von Ökonomie und Kultureller Bil-
dung geben; gleichwohl zeigt es auch die massiven 
Wissenslücken und damit den massiven Forschungs-
bedarf. Vor diesem Hintergrund erscheint die Ent-
wicklung eines regelmäßigen nationalen Monitorings 
zur Kulturellen Bildung als eine äußerst dringende 
Herausforderung und Aufgabe. 

IV: Im vierten Kapitel geht es unter der Über-
schrift „Soll und Haben“ zunächst um ein knappes 
Resümee der Befunde, sodann um Entwicklungs-
perspektiven zum Verhältnis von Ökonomie und 
Kultureller Bildung für die Zukunft. Dabei werden 
das öffentliche Bildungssystem, die kommunalen 
Bildungslandschaften und die Grundversorgung mit 
Kultureller Bildung als drei Modelle bzw. Aktionsfel-
der präsentiert, aus deren Kombination ein stimmi-
ges Gesamtkonzept hervorgehen könnte, das dem 
Ziel eines quantitativ hinreichenden und qualitativ 
hochwertigen Angebots Kultureller Bildung für alle 
endlich gerecht würde.

V: Die Denkschrift schließt mit konkreten politi-
schen Empfehlungen an die politischen Akteure auf 
Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene. Damit 
der immaterielle Reichtum der Kulturellen Bildung 
angemessen zur Geltung kommen kann, muss die 
verbreitete materielle Armut überwunden werden. 
Nur so lassen sich die Reichtümer der Kulturellen 
Bildung erschließen. 

VI: Das Kapitel „Recherche: Ökonomie und Kul-
turelle Bildung. Erfahrungen ausgewählter Ver-
bände“ bietet am Beispiel von neun wichtigen Ver-
bänden der Kulturellen Bildung im non-formalen 
Bereich einen Einblick in die alltägliche ökonomi-
sche Rahmung, die die Akteure vor sehr spezifische 
und immer neue Herausforderungen stellt.

Die Denkschrift ist in enger Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedern des Rats und den Mit-
arbeitern und Mitarbeiterinnen der Geschäfts-

nisse“ wird daher zunächst die Vielfalt der Pers-
pektiven, die sich hinter den üblichen quantitativen 
Begriffen verbergen, rekonstruiert. Es geht um den 
Beitrag der Kulturellen Bildung zur Lebensqualität. 
Wie ist das Minimum bestimmbar? Was ist wenig, 
was ist viel, was ist genug? Das sind keine leichten 
Fragen; sie zu stellen bedeutet nicht, mit fixen Ant-
worten zu rechnen. Denn die Antworten sind abhän-
gig von unterschiedlichen Perspektiven und Inter-
essen. Kulturelle Bildung muss sich also in einem 
offenen und auch konflikthaften Raum positionie-
ren und darin ihr eigenes Verhältnis zur Ökonomie 
zur Geltung bringen. Und damit befindet sie sich 
von vornherein auch in einem Feld konkurrieren-
der Verständnisse und Diskurslinien.

II: Das zweite Kapitel „Diskursbilanz“ ist den 
wissenschaftlichen und öffentlichen Diskursen 
zum Verhältnis von Ökonomie und Kultureller Bil-
dung gewidmet. Hier wird die Vielfalt der relevanten 
Ökonomieverständnisse zwischen Tauschökono-
mie, Gabenökonomie und Staatsökonomie sicht-
bar gemacht, vor deren Hintergrund die öffentli-
chen kultur- und bildungspolitischen Diskurse zu 
sehen sind. 

III: Im umfangreichen dritten Kapitel werden unter 
der Überschrift „Kapital“ empirische Befunde zum 
Verhältnis von Ökonomie und Kultureller Bildung in 
verschiedenen Themenbereichen exemplarisch prä-
sentiert. Dabei zeigt sich einmal mehr, wie schwach 
die Datenlage im gesamten Bereich der kulturel-
len Bildung ist. Dies gilt für den formalen Bereich, 
also insbesondere die Schule, ebenso wie für den 
non-formalen Bereich. Immerhin gibt es eine Reihe 
von Studien, die in beiden Bereichen ein wenig Licht 
in das allgemeine Dunkel bringen. Wie schwierig die 
Gewinnung harter Daten zur Finanzierung ist, zei-
gen eindrücklich die Ergebnisse einer gemeinsam 
mit dem Deutschen Städtetag initiierten, von der 
Prognos-AG durchgeführten Recherche zur Finan-
zierung der Kulturellen Bildung in den 200 Mitglieds-
städten des Städtetags, deren politisch hoch bedeut-
same Ergebnisse hier noch einmal zusammenfassend 
dargestellt und ausgewertet werden. Noch schwä-

stelle entstanden. Wir sind sehr dankbar, dass 
der Stiftungsverbund „Rat für Kulturelle Bildung 
e. V.“ (ALTANA Kulturstiftung, Bertelsmann Stif-
tung, Deutsche Bank Stiftung, Karl Schlecht Stif-
tung, PwC-Stiftung, Robert Bosch Stiftung, Stiftung 
Mercator) diese Arbeit mit dem Ziel der Förderung 
der Kulturellen Bildung ermöglicht. Die Denkschrift 
beruht darüber hinaus in einem wichtigen Teil auf 
der engen Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Städtetag und der Prognos-AG im Rahmen der 
Recherche „Städte/Geld/Kulturelle Bildung. Hori-
zont 2016“; auch für diese Zusammenarbeit sind wir 
sehr dankbar.

Herzlich danken wir auch den Akteuren der in 
der Recherche repräsentierten neun Verbände für 
die produktive Kooperation.
Wir hoffen, dass die Denkschrift einen Anstoß für 
weiterführende Debatten in diesem für die weitere 
Entwicklung so zentralen Themenfeld gibt, und 
freuen uns auf die kommenden Diskussionen!

Prof. Dr. Eckart Liebau
Vorsitzender des Rates für Kulturelle Bildung
Essen, im Januar 2017 
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Vorbehalte
Die Vorurteile gegenüber Kultureller Bildung und 
Ökonomie unterscheiden sich in einem wesentli-
chen Punkt: Gegen die zarten Töne Kultureller Bil-
dung wird kaum einmal ein Einwand laut. Hingegen 
scheint die Ökonomie mehr denn je als ein natur-
gemäßes Gegengift zu allem Sinnlichen zu wirken. 
Eines, das – falsch dosiert – die Schönheit zum Ver-
stummen bringt.

Sei es wegen der vermeintlichen Dominanz wirt-
schaftlicher Verwertungsinteressen oder der Spar-
träume des Kämmerers: An öffentlicher Kritik man-
gelt es nicht. 

Von einem entspannten Verhältnis zwischen Kul-
tureller Bildung und Ökonomie kann keine Rede sein. 
Bemerkbar wird das an vielerlei Kritik. Kritik am Ver-
hältnis zum Kapitalismus, zum Geld, zum Umfang 
sozialstaatlicher Leistungen, zum Diversitätsansatz 
oder zum Luxus. So drängt sich der Verdacht auf, es 
könnte ausgerechnet die ‚Hochkonjunktur‘ Kulturel-
ler Bildung1 sein, die ihr zum Problem wird.

Richtet man einen genaueren Blick auf das Ver-
hältnis von Ökonomie und Kultureller Bildung, so 
zeigt sich vor allem die Seite der Kultur von Kon-
fliktthemen geprägt. Denn hier wirkt die Grundan-
nahme, dass Kultur, die Künste und Kulturelle Bil-
dung für Werte stehen, die sich in ihrer jeweiligen 
Tradition wie auch ihrem Selbstverständnis nach 
außerökonomisch begreifen. Um Geld darf es eben 
nicht gehen, wo es um Kunst geht. Und Kulturelle 
Bildung lebt nach dieser Vorstellung wie die Kunst 
von der Idee, dass der ökonomische Drang zur Ver-
wertung außen vor bleiben muss, dass der Lohn – 
ähnlich wie in der Liebe – einzig in sich selbst,2 also 
in der Kulturellen Bildung liege. Und weil Kultu-
relle Bildung im Verweis auf die Potenziale ästhe-
tischer Erfahrungen von sich behaupten kann, kein 
gewöhnliches Gebrauchsgut zu sein, sind auch ihre 
alltäglichen Zwänge und Freiheiten andere. 

Das Versprechen des Außerökonomischen be
günstigt dabei ein Spannungsverhältnis, bei dem 
Kulturelle Bildung als Statthalter und Anwalt eines 

und Sammlungen zur Verfügung – nicht zuletzt, weil 
sie nur knappe Mittel zum Ankauf und zur Ergän-
zung der eigenen Sammlungen haben. Public Pri-
vate Partnership eröffnet diesbezüglich sicherlich 
neue Möglichkeiten, bleibt jedoch eine heikle Alter-
native, denn privates Geld gilt immer auch als eine 
Achillesferse der Kulturfinanzierung.10 Da hilft dann 
auch kein buntes Pflaster ‚Kulturelle Bildung‘.

Anlässe zur Kritik scheint es also reichlich zu 
geben. Und doch wäre es zu kurz gegriffen, das 
Verhältnis von Ökonomie und Kultureller Bildung auf 
die zersetzende Wirkung wirtschaftlicher Partikula-
rinteressen zu reduzieren. Zumal nicht hinter jeder 
(privaten) Finanzierung ökonomisches Kalkül steckt.

Wahlverwandtschaften
Am anderen Ende der Beziehungsskala von Öko-
nomie und Kultureller Bildung steht dagegen eine 
große, thematische Schnittmenge. Geht es beispiels-
weise um den Umgang mit knappen oder begrenz-
ten Ressourcen, ist das Verhältnis viel weniger wider-
sprüchlich, als es der erste Eindruck nahelegen mag.

So tauchen Fragen nach Teilhabegerechtigkeit 
oder Chancengleichheit sowohl in Grundlagentex-
ten11 der Kulturellen Bildung auf als auch in einer 
Reihe von Studien der Bildungsökonomie12 – nicht 
ohne Grund heben beide Bereiche die Bedeutung 
hoher Investitionen im frühkindlichen Bereich hervor.

Denn beide Seiten treibt die Frage um, wie eine 
gezielte Förderung Kultureller Bildung mit öffentli-
chen Mitteln aussieht, um „die gestiegene Chancen
ungleichheit in Deutschland zu begrenzen“13. Und: 
Wie müssen, angesichts dessen, Bildungszugänge 
gestaltet sein? 

Eine weitere Schnittmenge besteht im Hinblick 
auf die grundlegende Frage nach Lebensqualität. 
Dabei rekurriert das Konzept der Lebensqualität auf 
Voraussetzungen für ein gutes Leben – Humanisie-
rung der Arbeitswelt, Zugang zu öffentlichen Gütern, 
eine saubere Umwelt und das Recht auf Bildung. 
Mit Bezügen zur Wohlfahrtsökonomie der 1960er 

humanistischen Bildungsideals und Ökonomie als 
nimmersatte Verwertungsmaschine unvereinbar 
scheinen: Werte gegen Geld, Kultur gegen Kapital. 

In der Praxis konkretisiert sich dieser Konflikt in 
der allfälligen Befürchtung, Kulturelle Bildung werde 
instrumentalisiert3 oder zur Marktkonformität aufge-
weicht – eine Skepsis, die historisch gesehen zumin-
dest fragwürdig erscheint. Der Zeichenunterricht im 
19. Jahrhundert beinhaltete im gleichen Maße Stu-
dien zur Natur wie Schulungen im Maschinen- oder 
Bauzeichnen.4 Schon das kann als Verrat an der heh-
ren Kunst gesehen werden. Wenn Musikinstrumente 
wie die „Molitor Stradivarius“ oder auch die „Yellow 
Cloud“ von Prince immer wieder zu Objekten öko-
nomischer Spekulationen geworden sind – von den 
Werken der Bildenden Künste ganz zu schweigen – 
kann das durchaus zu erheblich kritischen Urteilen 
über die Verdorbenheit des Kunstmarkts führen. Und 
die Kritiker können viele weitere Phänomene anfüh-
ren; denn das kultur-ökonomische Beziehungsge-
flecht bringt ja manchmal auf den ersten Blick über-
raschende Allianzen hervor – wenn zum Beispiel eine 
Drogeriekette mit dem „Abenteuer Kultur“5 neue 
Wege der Mitarbeiterförderung propagiert, wenn 
Künstler für Autokonzerne Sportwagen kolorieren 
(„art in motion“)6 oder wenn sich eine Staatsoper 
von einem bedeutenden Chemie-Unternehmen 
unter dem Slogan „Kultur verbindet“ sponsern lässt 

7. Schaut man näher hin, findet sich ein offenbar sehr 
erfolgreiches Geschäftsfeld der Sponsoring-Bera-
tung, in dem es genau darum geht, die Richtigen 
unter triftigen Slogans in Beziehung zu bringen – 
eine Art Ehevermittlung für Wirtschaft und Kultur. 

Das „goldene“ Bündnis8 zwischen Geldgebern 
und Künstlern ist in der Geschichte der Kunst natür-
lich alles andere als neu. Weitere Anlässe zur Öko-
nomie-Kritik lassen sich natürlich leicht finden: Die 
auktionsgeborene Figur des „Flip Artist“ verdeut-
licht, dass von dem Betriebsgeheimnis des Kunst-
systems nur wenige profitieren.9 Öffentliche Aus-
stellungshäuser stellen ihren Raum, der im Sinne 
des Gemeinwohls vom Staat mit erheblichen Sum-
men gefördert wird, vermehrt für private Sammler 

Jahre hebt sich der Maßstab der Lebensqualität vom 
Lebensstandard ab, der vor allem auf die privaten 
Konsummöglichkeiten zielte, und richtet sich seit-
dem gegen einseitiges Wachstumsdenken. Nun ist 
die Rede von Lebensqualität jedoch nicht als eine 
Art Ersatzhandlung für individuelle Unzufriedenheit 
zu verstehen. Nicht ohne Grund wird dem Umwelt-
schutz Verfassungsrang14 verliehen. Und nicht grund-
los schreiben Länderverfassungen das Recht auf 
Bildung fest, dessen Ausformung sich dann in den 
Schulgesetzen der Länder findet. Damit nicht genug. 

Denn in ebendiesen Verfassungen heißt es: 
„Jeder hat nach seiner Begabung das Recht auf 
freien Zugang zu allen öffentlichen Bildungseinrich-
tungen unabhängig von seiner wirtschaftlichen und 
sozialen Lage sowie seiner weltanschaulichen oder 
politischen Überzeugung.“15 

Das ist nicht nur für den Einzelnen, sondern 
auch für unser Zusammenleben bedeutsam. „Der 
demokratische Staat braucht den mündigen Bür-
ger ebenso wie der mündige Bürger den demokra-
tischen Staat.“16 In diesem Sinne zielt das öffentli-
che Interesse – auch für Kulturelle Bildung – darauf, 
die individuellen Vorstellungen von Lebensqualität 
unter Berücksichtigung der Auffassungen anderer 
zu verwirklichen und sich um die Anerkennung der 
anderen zu bemühen.17 

Indessen: Wie ist das Konzept Lebensqualität 
insgesamt umzusetzen, das ja explizit gegen das 
vorherrschende Denken in rein monetären Größen 
entwickelt wurde? Die Frage deutet darauf hin, dass 
die Kategorie Lebensqualität nur dann Sinn hat, 

„wenn sie von Politik wie Zivilgesellschaft als beein-
flussbare Größe konzipiert wird, wenn sie wenigs-
tens in Annäherung operationalisiert und in ihrer 
Dimension gemessen werden kann, […] wenn es 
wenigstens ordinal unterscheidbare Zustände sowie 
Abstufungen der Lebensqualität gibt“18.

Qualitätsfragen lassen sich nicht in wenige aka-
demische Definitionen zwängen, jedoch lohnt es  
sich, einigen Vorschlägen zur Indikatorenbildung hin-
terherzudenken, beispielsweise denen des Schluss- 
berichts der Enquete-Kommission „Wachstum, Wohl- 



14  Verhältnisse Verhältnisse   15

stand, Lebensqualität“19. Wenn sich also Gesetzes
begründungen dem Anspruch auf gleichwertige 
Lebensverhältnisse20 verschrieben haben, Sachver-
ständige der Frage nach Indikatoren zur Lebens-
qualität nachgehen und auch die Bundesregie-
rung im Herbst 2016 einen Bericht zum Stand der 
Lebensqualität in Deutschland vorgelegt hat21, dann 
ist damit auch der Bereich der Kulturellen Bildung 
berührt. Welche Angebote sollen allen Bürgern vor 
Ort zur Verfügung stehen? Welche Fähigkeiten sol-
len erworben werden?22 

Denn man kann nicht alles haben, und man 
kann nicht alles können. Dass Güter nicht in aus-
reichendem Maße bereitstehen und der Umgang 
mit Knappheit erlernt werden muss, ist eine weitere 
fundamentale Gemeinsamkeit und eine alltägliche 
Tatsache in Kitas, Schulen, Bibliotheken, Tanzhäu-
sern, Theatern, soziokulturellen Zentren, Musikschu-
len oder bei Filmfestivals. Knappheit in der Kultu-
rellen Bildung, als ein relativer Begriff, der sich an 
Mangel und Bedürfnis und an wahrgenommenen 
Werten orientiert23, zeigt sich in der Auswahl des 
Materials, der zur Verfügung stehenden Zeit, den 
begrenzten Fähigkeiten und Fertigkeiten, den Per-
sonen und schließlich auch am Umgang mit dem 
einzelnen ‚Werk‘. So steht nichts für sich alleine. 

Jede Kritik aus künstlerischer Sicht, die sich auf 
Werte wie Freiheit, Autonomie und Authentizität 
gründet und diese einfordert, erschafft wiederum 
einen „neuen Geist des Kapitalismus“24. So wie im 
Grunde alle Bereiche Kultureller Bildung immer auch 
als ‚Einsatz-und-Ertrag-Systeme‘ im ökonomischen 
Sinne eines entscheidbaren Kosten-Nutzen-Modells 
funktionieren – allerdings ohne betriebswirtschaft-
lich-systematische Erfassung oder Vermessung. 

Denn Kulturelle Bildung rekurriert auf ästheti-
sche Erfahrungen, die zunächst nicht der Logik der 
Effizienz oder der Rendite folgen. Diese Erfahrun-
gen unterliegen mithin nicht materiellen ökonomi-
schen Deutungsmustern. Der Umgang mit ihnen 
ist jedoch – wie Kulturelle Bildung insgesamt – 
immer auch in materielle ökonomische Kontexte 
eingebettet.

Verlorene Groschen?  
Beethoven und Geld
Holger Noltze

Die „Wuth über den verlorenen Groschen“ ist bei Beethoven ein Ohrwurm, 
ein nettes, auch etwas nerviges Rondo. Rondo ist die musikalische Form, bei 
der ein Thema immer wiederkommt, mit leichter Abwechslung dazwischen, 
aber im Grunde bleibt’s beim Alten. A-B-A. Beethoven ist eigentlich nicht der 
Mann für Rondos.

Das Thema der Ökonomie der klassischen Musik (in Deutschland) hat 
Rondoform. Die Argumente derer, die wüthend sind, dass so viel öffentliche 
Mittel durch den Unterhalt von Orchestern und Opernhäusern gebunden sind, 
mit denen man doch so viel anderes unternehmen könnte, und die der stake-
holder der musikalischen Hochkultur: Es muss sein!, schreiben sich einfach fort. 
So geht es immer weiter, und statt sich über den außerordentlichen Reichtum 
an Musik zu freuen, haben irgendwie alle Wuth oder schlechte Laune oder 
Angst vor Erosion. Die zumindest ist berechtigt. Bloß die Diagnose im Bild 
des „Kulturinfarkts“ war falsch, es ist eher Sklerose.

Die Ermöglichung von klassischer Musik hat bekanntermaßen viel mit Geld 
zu tun. Im Musikland Deutschland sind das zu einem sehr beträchtlichen Teil 
öffentliche Gelder. Die Begründung, alle sollen zahlen, weil die Musik ja auch 
für alle gespielt werde, rondomäßig wiederholt, ist von theoretischer Schön-
heit; tatsächlich erreicht werden wenige. Die Frage, warum das so ist, gibt ein 
weiteres schönes Thema für Tagungs-Rondos und Podien über die Zukunft 
der klassischen Musik. Hier begegnen sich Alarmismus und Anti-Alarmismus 
in bekannten Choreographien, die um die systemische Kernfrage einen fei-
nen Bogen macht oder Pirouetten dreht: Ich meine den Befund, dass das 
Finanzierungssystem zur Herstellung und Aufführung von klassischer Musik 
einerseits die dazu notwendige relative Stabilität gewährleistet. Dass dieses 
fraglos hohe Gut „Sicherheit“ aber andererseits offenbar wenig Anreiz schafft, 
den Reichtum, den man produziert, gerechter zu verteilen. Die Ermöglichung 
von aufwendig hergestellter Musik durch den Souverän der Demokratie ist eine 
Errungenschaft, die dann gefährdet wird, wenn sich die, die davon leben, der 
Legitimationsfrage entziehen und Ansprüche auf Veränderung als Zumutung 
abwehren, womöglich mit dem Hinweis auf das Kunst- bzw. Sonderkunst-
wesen des eigenen Tuns. Wir sitzen auf märchenhaften Reichtümern. Will 
man sie nicht verspielen, muss man sie verschenken. Schöne und unschöne 
Verschwendung unterscheiden lernen. Das Nebeneinander von musikalischen 
(wie nichtmusikalischen) Kulturen in ihrer Eigenart als Vielfalt verstehen, nicht 
als Untergang. Zugänge schaffen. Beethoven ernst nehmen. Dessen öffentliche 
Aufführung als relevantes Ereignis begreifen, nicht als Event. Die Groschen viel 
weiter kullern lassen als jetzt, frohen Mutes, nicht wüthend.

Insgesamt lassen sich die Währungen von Kultur 
und Ökonomie, von kulturellem und ökonomischem 
Kapital nicht ohne weiteres austauschen. Es handelt 
sich um unterschiedliche Formen des Reichtums, 
also auch der Knappheit. Gerade in der Kulturellen 
Bildung kann der Reichtum (die Verschwendung) an 
ästhetischen Erfahrungen groß sein – sowohl quan-
titativ als auch qualitativ. Wir vermögen durchaus, 
eine Bewertung des Mehr oder Weniger im Ver-
gleich zur Vergangenheit vorzunehmen. Zu fragen 
wäre also: Was tragen Ökonomie und Kulturelle Bil-
dung zur Lebensqualität bei? Unter welchen Bedin-
gungen kann überhaupt etwas Gutes gelingen?25 
Wie viel und wie wenig Grundversorgung mit Kul-
tureller Bildung braucht es zur Qualität des Lebens? 
Und was heißt dabei überhaupt ‚viel‘?
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Lob der Verschwendung
Johannes Bilstein

Die ausgeglichene Bilanz – das Gleichgewicht von Einnahmen und Ausga-
ben – wird in einigen ökonomischen Teilbereichen wie der Buchführung als 
eine Art Ideal-Zustand gewürdigt. Aber: Zu dieser Grundvorstellung finden 
sich auch Gegenbilder, Basis-Imaginationen des Ungleichgewichts. Denn viel-
leicht beruht das Zusammenleben der Menschen eben nicht immer nur auf 
der optimalen Nutzen bringenden Verwendung unserer Ressourcen, sondern 
auch – und vielleicht sogar ganz grundlegend – auf dem unstrategischen und 
absichtslosen Schenken. 

Dies gilt auf jeden Fall für Bildungsprozesse. Bildung beginnt mit der Gabe, 
und für die Gebenden resultiert daraus ein Grundmodus der Verschwendung 

– der Verschwendung von Zeit, Aufmerksamkeit, Liebe und Geld, von Lebens-
ressourcen. Wir können uns nicht vorstellen, ein Kind alleine auf der Basis einer 
Aufwand-Nutzen-Kalkulation großzuziehen. Und wer sich zum Schluss beklagt, 
alles sei „umsonst“ gewesen, die Lebens-Rechnung sei nicht aufgegangen, der 
hat halt das Leben nicht recht verstanden. 

Diese Logik der Verschwendung taucht auch in der Kunst immer wieder auf, 
zugespitzt kann man sagen: Kunst beruht auf Verschwendung, auf einem – wie 
Siegfried Bernfeld das formuliert hat – „Kulturplus“, das eben über die reinen 
Lebens-Notwendigkeiten hinausgeht. Die meisten großen Kunstwerke, die wir 
bewundern und bewahren, demonstrieren die Verschwendungsbereitschaft 
derer, die sie gemacht haben, und derer, die sie bezahlt haben: der Künstler 
und Stifter, der Bauherren und Architekten usw. Und noch die Auseinander-
setzung mit der Kunst, die Rezeption, hat etwas Verschwenderisches: Könnte 
man mit der Zeit – zum Beispiel der Lern-Zeit im Kindergarten – nicht etwas 
viel Besseres, Effektiveres und Nützlicheres machen? 

Dem widersprechen wir heftig. Kunst, die sich allzu offensichtlich dem 
Kalkül verdankt, die auf nichts aus ist als auf die Steigerung von Nutzen und 
Ertrag – der misstrauen wir. Gerade in der Nutzlosigkeit künstlerischer Welt-
zugänge sehen wir ihren primären Sinn. Der Verschwendungs-Charakter von 
Kunst markiert einen Gegenpol in einer ansonsten so eindeutig auf Ertrag und 
Aufwandsoptimierung hin ausgerichteten Welt. 

Man muss nicht gleich so weit gehen wie Werner Sombart, der die Geburt 
der Kultur aus der Verschwendung nachzuzeichnen versucht hat, aber der 
Luxus, die gewollte und gewünschte Verschwendung von Ressourcen haben 
unser Leben doch sehr bereichert. Wer will schon auf Feuerwerke – sinnlos und 
schön, prächtig und nutzlos, kurzlebig und so gar nicht nachhaltig – verzichten? 

Was heißt ‚viel‘?
Die Frage nach dem, was unter ‚viel‘ zu verstehen ist, 
steckt sowohl in unzähligen Alltagshandlungen als 
naturgemäß auch in ökonomischen Wissenschafts-
feldern.26 Auch im Bildungsbereich wird die Frage 
nach dem, was ‚viel‘ ist, mehr oder weniger explizit 
gestellt. Was ist ‚mehr als‘? Was ist ‚weniger als‘? 
Was ist ‚gleich viel‘? 

So harmlos die quantitativen Vergleichsbilder in 
der Theorie aussehen mögen, so brisant werden sie 
in der Praxis. Denn: Wie viel ist genug? Was ist weni-
ger als das Existenzminimum? Ist für jeden gleich 
viel da? 

Die Ressourcen sind knapp, die menschlichen 
Bedürfnisse kennen keine festen Grenzen, aber die 
Güter sind ungleich verteilt: Der eine hat, was dem 
anderen fehlt. Nicht jedem ist selbstverständlich 
möglich, an Schwimmkursen, Klassenfahrten oder 
Konzertbesuchen teilzunehmen. Sonderprogramme 
für Benachteiligte sind da sicher nützlich. Und rei-
chen doch nicht aus. 

In diesem Sinne ist die Betrachtung des Verhält
nisses von Ökonomie und Kultureller Bildung durch-
weg bedeutsam. Die Herstellung gleichwertiger 
kultureller Teilhabechancen impliziert nicht nur ge
sellschaftspolitisch relevante Fragen, wie die nach 
dem guten Leben27, sondern weist immer auch auf 
konkrete Anforderungen für eine Grundversorgung 
mit Kultureller Bildung hin.

Was es braucht, ein gutes Leben zu führen, 
wurde bereits in der Antike diskutiert.28 Und obwohl 
die Vorstellungen von Lebensqualität sehr weit aus-
einandergehen, stößt man immer wieder auf Güter, 
die jedenfalls unverzichtbar scheinen: Rechtssicher-
heit, Versammlungs- und Pressefreiheit, Gesund-
heitswesen, Bildung und verschiedenste Bereiche 
der öffentlichen Infrastruktur bis hin zum Schutz des 
Eigentums; dies alles auf der Grundlage einer gesi-
cherten materiellen Ausstattung für die alltägliche 
Lebensführung. Nur: Wenn die Diskrepanz zwischen 
öffentlichem Auftrag, Aufgaben und öffentlichen 
Mitteln unvermeidlich ist, wie kann dann – unab-

hängig von Konjunkturschwankungen – eine ver-
lässliche Grundausstattung für solche Bereiche der 
Daseinsvorsorge bereitgestellt werden?29 

„Weniger als“ eine Grundversorgung mit Kulturel-
ler Bildung sollte es nicht geben dürfen. Bildungs-
angebote müssen im formalen wie non-formalen 
Bereich vorhanden und zugänglich sein, damit der 
Einzelne die Möglichkeit überhaupt erst erhält, ein 
gutes Leben zu führen. Befähigung, Interesse, Wahl
entscheidungen und Kritikfähigkeit bilden die Vor-
aussetzung, um eigene und gemeinschaftliche Ziele 
zu benennen. So bleibt es politischer Anspruch, kul-
turelle Bildungsarmut, wo sie empirisch identifiziert 
werden kann, gezielt zu bekämpfen. Dazu gehört 
auch, sich den Problemen der künstlerischen Pre-
karisierung anzunehmen.

„Gleich viel“ meint immer auch Chancengleichheit. 
Die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
ist das Fundament, nicht nur die individuelle Seite 
von Lebensqualität zu berücksichtigen. Nicht ohne 
Grund weist eine Reihe von bildungspolitisch rele-
vanten Studien auf die Notwendigkeit zur Förde-
rung gesellschaftlicher Teilhabe hin, die mit einer 
erhöhten Lebensqualität und Zufriedenheit für den 
Einzelnen assoziiert werden sollte.30

Und „mehr als“ das. Es gehört zur Lebensqualität, 
dass man seine Sinne differenziert gebrauchen kann. 
Hier bietet Kulturelle Bildung – und bieten insbeson-
dere die Künste – unvergleichliche Erfahrungs- und 
Bildungswelten, die das Leben über die gesamte 
Lebensspanne bereichern. Die damit einhergehen-
den ästhetischen Erfahrungen verbinden dabei in 
ihren Klangwelten, Bewegungswelten, Bildwel-
ten, Sprachwelten einen unerschöpflichen Reich-
tum mit einer grenzenlosen Verschwendung.31 In 
der Besitz-Ökonomie der Dinge ist Verschwendung 
der Feind des Reichtums, denn wer verschwendet, 
verliert. In der Ökonomie ästhetischer Erfahrung 
geschieht etwas anderes: Verausgabung schafft 
Überfluss und mehrt den immateriellen Reichtum.
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Wie ‚viel‘ ist genug?
So tief verankert ist die Erfahrung der Knappheit, 
dass man meinen möchte, es könne nie genug 
geben. Wer fragt „Wie viel ist genug?“32, stellt eine 
Frage nach dem Lebensstil, die wiederum auf den 
Kern umfassender nationaler und internationaler 
Diskurse33 zum Thema Wachstum, Wohlstand und 
Lebensqualität zielt. Angesichts brisanter Umwelt-
probleme oder einer dramatisch hohen Jugend-
arbeitslosigkeit in Teilen Europas34 ist die Frage 
nach den individuellen Lebensbedingungen umso 
dringlicher. 

Welche Lösungsansätze und Anregungen zu 
Wachstum, gesellschaftlichem Wandel und Ent-
wicklung sind nun aus den Feldern der Ökonomie 
und der Kulturellen Bildung zu gewinnen?

Einerseits weist die bildungsökonomische For-
schung auf die Bedeutung von Investitionen in Bil-
dung hin, gerade wenn es sich bei den Angeboten 
um qualitativ hochwertige Bildung und Betreuung 
handelt.35 Und Kulturelle Bildung wiederum ermög-
licht Kontingenz- und Emergenzerfahrungen, an 
denen deutlich wird, wie man in einer widersprüch-
lichen und unübersichtlichen Welt leben und dabei 
auch mit eigenen inneren Widersprüchen und Kon-
flikten umzugehen lernen kann.

Andererseits wird den Künsten als besonde-
rem Spielfeld der Kulturellen Bildung vielfach kein 
gutes Zeugnis ausgestellt. Es gibt einfach zu viele 
Beispiele, „die den Abschied vom Innovations- und 
Originalitätszwang belegen“36. Und auch in der 
ökonomischen Lehre kam nicht erst infolge der 
Finanzmarktkrise Kritik an vertrauten Gesetzmä-
ßigkeiten auf; etwa der, dass der Markt sich selbst 
regele.37 Umso erstaunlicher, wie beharrlich der flir-
rende Kunstmarkt und die sirrenden Quartalszah-
len der Unternehmen weiterhin im gewohnten Gang 
den Puls der Welt stimulieren. 

Insbesondere dann, wenn „Keine Experimente!“ 
die globale Krisendevise lautet – als ließe sich Ent-
wicklung ohne Wachstum nicht denken. Allerdings 
meint Entwicklung im Sinne von Modernisierung 

keine Umweltkosmetik oder Innovationsattrappen. 
Dass das alleine nicht hilft, ist spätestens seit Ulrich 
Becks „Risikogesellschaft“38 bekannt. Biobettdecken 
und Walnuss-Waschmittel ändern wenig am Raub-
bau an Mutter Natur, Zehn-Euro-Gutscheine für Kul-
turangebote kompensieren nicht die wachsende 
soziale Ungleichheit, und Bad Banks bügeln einen 
ungeregelten Kasino-Kapitalismus nicht aus. Auch 
Kulturelle Bildung ist da kein Allheilmittel; sie ist aber 
eine notwendige, wenn auch keine hinreichende Vor-
aussetzung einer nachhaltig tragfähigen Entwicklung.

Gerade weil sich die unterschiedlichen Gesell-
schaftsbereiche weiter ausdifferenzieren, sind sie 
stärker aufeinander angewiesen als je zuvor. Leer-
stellen im Bildungssystem helfen da wenig. Und so 
braucht es mehr Kulturelle Bildung und zugleich 
mehr ökonomische Bildung denn je – momentan 
und für zukünftige Aufgaben. Was dann als „genug“ 
gelten kann, lässt sich nur in gesamtgesellschaft-
lichen Entwicklungs- und Bildungsprozessen her-
ausfinden. Man kann davon ausgehen, dass die Ant-
worten kontrovers bleiben werden. 

Wann ist ‚viel‘ wenig?
Bildungsausgaben sind von Grund auf paradox. 
Gerade weil nicht absehbar ist, was die Zukunft 
bringt, brauchen zukunftsbezogene Bildungsaus-
gaben eigentlich eine ungedeckelte Finanzierung. 
Doch gerade diese Art der ‚Investition‘ ist nicht 
leicht zu begründen, denn ob die Geldmittel auch 
wirken, ist immer ungewiss. Darüber hinaus bedarf 
es einer Verständigung, wie die öffentlichen Mit-
tel eingesetzt werden, und auch im Hinblick darauf, 
wem öffentliche Mittel entzogen oder gekürzt wer-
den. Da sowohl die Vorstellungen vom Allgemein-
wohl als auch die Quellen des Geldes vielfältig sind, 
stellen sich zwangsläufig kulturpolitische Fragen: 
Wie reich soll die kulturelle Infrastruktur sein? Wer 
ist daran zu beteiligen und wie sind die Zugänge 
zu gestalten, um die verschiedenen Bevölkerungs-
gruppen zu erreichen? Die Voraussetzung für Kul-

Lob der Knappheit
Johannes Bilstein

Ein anderer Gegenpol zur Grundvorstellung ökonomischer Ausgewogenheit 
ist die Knappheit.
Viele leiden unter Knappheit: Knappheit der Güter, der Zeit und der Lebens-
möglichkeiten. Die Begrenztheit der Ressourcen engt unsere Lebensmög-
lichkeiten ein, verwehrt uns die Erfüllung unserer tendenziell unendlichen 
Wünsche. 

Aber schon als Kinder lernen wir auch: Wertvoll ist das, was knapp ist. 
Sei es im Tauschhandel mit den Spielgefährten, sei es in den Verhandlungen 
mit den Eltern – die Knappheit der Güter schafft einen eigenen Wert. Inso-
fern hat Knappheit immer diese beiden Gesichter: schreckend und quälend, 
wenn etwas Existenzielles wirklich fehlt; reizend und anstachelnd, wenn ihre 
Überwindung denkbar erscheint oder das knappe Gut in den eigenen Besitz 
übergeht – ein Grundgedanke des Kunstsammlers.

Knappheit, das ist ein relativer Begriff, der sich an Mangel und Bedürf-
nis und an wahrgenommenem Wert orientiert. Die Kunst spielt dabei eine 
durchaus schillernde Rolle: Einerseits gelten schon bei Adam Smith die klas-
sischen Kunstwerke – für ihn: die Mona Lisa – als Musterbeispiele ökonomi-
scher Knappheit, weil sie nicht reproduzierbar sind und ihr Wert sich deshalb 
gerade aus ihrer Seltenheit definiert. Andererseits aber finden wir uns heute 
oft mit Kunstverständnissen konfrontiert, die vom Gegenteil ausgehen: von der 
Reproduzierbarkeit der Werke, von der Werk-Losigkeit künstlerischen Han-
delns. Knappheit wird dann vor dem Hintergrund einer ausufernden, belie-
bigen Fülle – z. B. an Bildern – zum Gegenmodell, zum teilweise nostalgisch 
herbeigesehnten Vor-Zustand: Als noch Knappheit herrschte, war noch Zeit 
zum Begehren. Nun, in Zeiten der Fülle, bleibt nur noch der andauernde Genuss. 
Wer über Knappheit redet, sollte auch die Möglichkeiten der Übersättigung 
im Blick haben.

Im Bereich der Kulturellen Bildung ergibt sich im Hinblick auf Knappheit 
eine bemerkenswerte Gleichzeitigkeit des Ungleichzeitigen. Einerseits weisen 
die vielen Partizipations-Defizite, die wir gerade in diesem Bereich vorfinden, 
auf immer weiter bestehende Knappheiten hin: Viele Kinder und Jugendli-
che werden zu wenig mit Kultur in Berührung gebracht. Andererseits jedoch 
erleben sie diese Knappheit oftmals nicht direkt: Ihnen erscheint das, was 
Kulturelle Bildung anzubieten hat, nicht als besonders wichtiges Gut – insofern 
wird es ihnen nicht knapp.
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turelle Bildung klingt geradezu banal: „Damit der 
Anspruch auf Kulturelle Bildung eingelöst werden 
kann, muss ein Angebot zur Teilnahme erst einmal 
da sein.“39 Dass dem tatsächlich nicht so ist, wider-
spricht wesentlichen Erklärungen der Bildungspo-
litik und führt zur Debatte, ob Kultur als freiwillige 
Leistung oder als Pflichtaufgabe einzuordnen sei.40 

Nun könnte man entgegnen, Deutschland inves-
tiere doch reichlich in Bildung: immerhin 191 Milliar-
den41 im Jahr 2014 laut Bildungs-Finanzbericht 2016. 
Mit dem Verweis auf die große Summe ließen sich 
weitere Nachfragen leicht erledigen. 

Allerdings bleibt der Erkenntnisgewinn schwach, 
wenn der Blick auf das viele Geld die Aufmerksam-
keit für Details verwässert. Wenn die Finanzierung 
im Einzelnen gravierende Lücken aufweist oder per-
spektivisch auf tönernen Füßen steht, hilft auch eine 
große Gesamtsumme dem Mangel nicht ab. 

Insbesondere dann nicht, wenn Knappheit und 
Mangel im Bildungssystem auf individueller Ebene 
schmerzhaft spürbar werden. Eine Reihe von Aufga-
ben erfordert daher eigentlich mehr Aufmerksam-
keit. (Zu den einzelnen Befunden weiter auf Seite 51)

Deutlich wird der Mangel momentan an Leistun-
gen zur Grundversorgung, beispielsweise dem wenig 
effizienten Bildungs- und Teilhabepaket, der unzu-
reichenden ökonomischen Rahmung des öffentli-
chen Schulsystems oder dem geringen Handlungs-
spielraum der Kommunen für Kulturelle Bildung. 
Man muss also genau werden: Die Betrachtung des 
Verhältnisses von Ökonomie und Kultureller Bil-
dung sowie die Sammlung und andeutungsweise 
Beschreibung ihrer Diskurse wird erst beim Durch-
gang durch die Einzelheiten wirklich sinnvoll, weil 
sich erst dann konkrete Anforderungen und Forde-
rungen für eine Grundversorgung mit Kultureller Bil-
dung ableiten lassen.

Dabei ist die ökonomisch-politische Rahmung 
immer in den jeweiligen Zusammenhängen und 
Relationen zu betrachten. Manchmal hilft schon eine 
Umstellung der Frage, beispielsweise die Ersetzung 
einer Was- durch eine Wann-Frage: „Wann ist ‚viel‘?“ 
oder „Wann ist ‚viel‘ genug?“ 

Das Nachdenken über das Verhältnis von Kultureller 
Bildung und Ökonomie soll helfen zu klären, welche 
finanziellen Aufwendungen jährlich erbracht und 
welche Güter gegeben sein müssen, um Kindern, 
Jugendlichen und Erwachsenen solche materiellen 
Lebensgrundlagen zu schaffen, dass sie sich auch 
für den immateriellen kulturellen Reichtum interes-
sieren und sich für ihn begeistern können. 

Das Nachdenken über das Verhältnis von Kultu-
reller Bildung und Ökonomie soll darüber hinaus hel-
fen, die jeweiligen Finanzmittel in ein angemessenes 
Verhältnis zur Lebensqualität zu setzen. Einerseits 
nicht vor vermeintlich großen Fördersummen in Ehr-
furcht zu erstarren: Wer in diesem Bereich viel errei-
chen will, braucht auch viel. Gute Kulturelle Bildung 
flächendeckend zu ermöglichen ist teuer.

Darüber ist allerdings andererseits auch die Be
deutung geringer Mittel nicht aus dem Blick zu ver-
lieren. Manchmal würden dem Förderverein einer 
Schule schon tausend Euro für ein Tanzprojekt 
genügen. Nicht viel, und trotzdem alles. 

Das Nachdenken über das Verhältnis von Kul-
tureller Bildung und Ökonomie soll schließlich zei-
gen, dass in diesem Feld unterschiedliche ökono-
mische Logiken zu vermitteln sind. Gerade weil so 
viel von einer angemessenen Finanzierung Kultu-
reller Bildung abhängt, lohnt der Blick auf weitere 
Verständnisse, Logiken und Währungen des Feldes 
Ökonomie. Es geht eben nicht nur um die Finanzen.
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Ökonomieverständnisse
Betrachtet man die Geschichte des ökonomischen 
Denkens und seiner Theorien, ist nicht zu überse-
hen, dass die wirtschaftlichen Überlegungen, die 
Menschen immer anstellen, wenn es um Konsum 
und Produktion geht, unterschiedliche Verständ-
nisse von Ökonomie hervorgebracht haben – mit 
ihren je spezifischen Währungen, Ressourcen und 
ihrer gesellschaftlichen Anwendbarkeit. Bedenkt 
man weiterhin, welche Bedeutung die Schriften 
der ökonomischen Klassik für die aktuellen Ansätze 
der Wirtschaftswissenschaft haben, dann lässt sich 
erkennen, dass neues Wissen vor allem aus neuen 
Kombinationen alter Wissenspartikel besteht.42 Im 
Gegensatz zu den eher ästhetisch orientierten Welt-
zugängen Kultureller Bildung43 eröffnen die Wirt-
schaftswissenschaften einen analytischen Blick auf 
wirtschaftliche Aktivitäten, die eigenen Gesetz-
mäßigkeiten gehorchen und in modernen Gesell-
schaften zunächst auf die bestmögliche materi-
elle Bedürfnisbefriedigung bei immer knappen 
Ressourcen ausgerichtet sind. Weil sich Ökono-
men ein Bild von einem Ausschnitt dieses Verhal-
tens machen, können sie dieses Bild schärfen und 
mit Hilfe von Modellen auch Prognosen im Blick auf 
veränderte Rahmenbedingungen vornehmen,44 die 
sich manchmal bewahrheiten, manchmal aber auch 
nicht. Gelegentlich verstellen sie auch den Blick auf 
die tatsächlichen Entwicklungsmöglichkeiten. Denn 
angesichts der Komplexität des Themas sind Zerr-
bilder und Irrwege45 nie auszuschließen. 

Diese Bilder und Modelle wirtschaftlichen Han-
delns und ökonomischer Relationen sind trotz allen 
Bemühens alles andere als eindeutig und geschlos-
sen; auch dieses Feld ist durch die Differenz und 
Konkurrenz der Ansätze und Paradigmen gekenn-
zeichnet. Immerhin kann der Blick auf ökonomische 
Aktivitäten und die ihnen innewohnenden Ökono-
mieverständnisse für den Bereich Kultureller Bil-
dung differenzierte Erkenntnisse mit hoher prak-
tischer Bedeutung erschließen. Es lohnt sich also, 
näher hinzuschauen. 

Oikonomia
Schon der europäisch tradierten Verwendung des 
Begriffes „Ökonomie“ liegt ein spezifisches Ver-
ständnis zugrunde: Der Blick zurück in die Begriffs-
geschichte der Ökonomie führt unmittelbar in die 
eigenen vier Wände. Denn es waren die nahezu 
autarken Hauswirtschaften, die im Zentrum des 
Interesses standen. Schon hier galt es, mit der 
Knappheit der Güter angemessen umzugehen und 
zu wirtschaften. Dabei bezeichnete der Begriff Oiko-
nomia nicht nur die materielle Basis der Hausge-
meinschaft (Oikos), sondern bezog sich mit Nomos, 
allgemeingültige Gesetze und Übereinkünfte, auch 
auf das jeweilige Sozialgebilde und die damit ein-
hergehenden Regeln der Hauswirtschaft. Das waren 
die Familien und ihre Sklaven. Allerdings stellten sich 
nicht nur Fragen nach der richtigen Hauswirtschaft, 
sondern auch nach dem sittlich Gebotenen und dem 
politisch Vernünftigen, also Fragen nach dem guten 
Leben.46 Bei Aristoteles hat Ökonomie daher eine 
dienende Funktion. Sie ist für die Daseinsvorsorge 
selbstverständlich notwendig und unverzichtbar, 
aber sie begründet nicht die Ziele und Zwecke der 
gesellschaftlichen Gemeinschaft. Das ist vielmehr 
auf der praktischen Ebene die Aufgabe der Politik, 
auf der – wiederum übergeordneten – theoretischen 
Ebene Aufgabe der Ethik. 

Von Beginn an sind wirtschaftliche Praktiken 
deshalb nicht von ethischen und moralphiloso-
phischen Überlegungen loszulösen. „Wie wird es 
gemacht – wie sollte es sein?“ sind zwei Überle-
gungen, die sich mit Oikos und Nomos in einem 
Begriff vereinen. Ob nun das Bemühen zum Tragen 
kommt, bestehende Bedürfnisse mit geringem Mit-
telaufwand zu befrieden, oder jenes, mit gegebenen 
Mitteln den größten möglichen Erfolg herauszuho-
len: Beim Wirtschaften geht es in dieser Tradition 
immer auch um ethische Fragen. Ausschließlich 
am Eigennutz orientiertes, utilitaristisches Han-
deln hält schon Aristoteles für unethisch. Das gilt 
insbesondere auch für den möglichen Konflikt zwi-
schen Eigeninteresse und gesellschaftlichem Inter-
esse, zwischen dem, was der Einzelne, und dem, was 

Lernökonomie
Eckart Liebau

Dass Kinder erst einmal das lernen, was sie wirklich für ihre Lebensführung 
und Lebensbewältigung brauchen, liegt nahe: Die praktischen Dispositionen, 
die sie sich in der primären Sozialisation aneignen, sind präzise abgestimmt 
auf die jeweilige familiale Situation. Sie sind umso wirksamer, als sie im Kern 
unbewusst sind und unbewusst bleiben. Sie bilden den Wurzelgrund allen 
späteren Lernens und aller späterer Bildung. Was angenehm ist und was unan-
genehm, was schmeckt und was eklig ist, was man anzieht und was nicht, was 
gut klingt und was grauenhaft, wie man sich bei Tisch zu benehmen hat und 
wie nicht, was man darf und was nicht, welche Wünsche man äußern kann und 
welche nicht – all diese Unterscheidungen wirken hier zusammen und führen 
zur Bildung des Geschmacks. In ihm verbinden sich ästhetische und ethische, 
manchmal auch logische Urteile: Schön und hässlich, gut und schlecht, wahr 
und falsch, angenehm und unangenehm amalgamieren zu mehr oder weniger 
stabilen Haltungen. Der Erwerb dieser sich verdichtenden Dispositionen ist 
auch in einem ökonomischen Sinn rational für die sozial-kulturelle Lebens-
lage, in der die Kinder sich dank ihrer Eltern befinden: mit geringem Aufwand 
lassen sich große Effekte erzielen. Das Alltagshandeln beruht auf gelernter, 
einverleibter, gekonnter, in der Regel unbewusster, aber höchst sinnvoller 
und sinnhafter Routine. Dieser „homo oeconomicus“ handelt also nicht im 
Geringsten auf der Grundlage eines rational choice, eines allzeit bewussten 
ökonomisch-rationalen Kalküls, aber sehr wohl ökonomisch und rational. 

Die Idee der allezeit bewussten Handlungssteuerung nach ökonomisch-ra-
tionalen Kalkülen gehört zu den besonders absurden Ideen moderner Lebens-
führung – man würde nicht einmal ein einziges Mittagessen kochen oder einen 
einzigen Abwasch bewältigen können, wenn man versuchen wollte, alle Hand-
lungen bewusst, geplant und rational zu vollziehen. Nein, es verhält sich ziem-
lich genau umgekehrt. Wir lernen vor allem unbewusst, was uns gefällt und 
was wir brauchen, und wir praktizieren und leben vor allem auf der Grundlage 
einverleibter Gewohnheiten. Genau darin besteht die ökonomische Rationalität 
von Sozialisationsprozessen. 

Die Krisen kommen, wenn die Passung nicht mehr stimmt, wenn man wirk-
lich Neues lernen muss, wenn es zu echten Diskrepanzen zwischen Anforde-
rungen und vorgängig erworbenen Dispositionen kommt. Und darum sucht 
man, solche Krisen so lange zu vermeiden, wie es denn möglich ist. Denn es 
ist nicht so einfach, den Geschmack und die an ihn geknüpfte Ökonomie des 
Lernens zu verändern. Wenn man aber Kulturelle Bildung auch als Beitrag zu 
einer größeren sozialen Gerechtigkeit sehen will, liegt genau an dieser Stelle 
die entscheidende Aufgabe. 
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die Gesamtheit für rational vernünftig hält: die Rati-
onalitätenfalle.47 Dieses Paradoxon entblößt nicht 
nur den ‚homo oeconomicus‘, sondern enthüllt auch 
die Grenzen des utilitaristischen Kalküls. Ökonomie 
ohne ethische Grundlage ist nicht legitimierbar.
Um sich den unterschiedlichen gegenwärtig für die 
Kulturelle Bildung relevanten Ökonomieverständ-
nissen zu nähern, sollen im Folgenden der Ansatz 
der Gabenökonomie, der Marktökonomie und der 
Staatsökonomie skizziert werden. Vor diesem Hin-
tergrund wird die Bedeutung der für die Kulturelle 
Bildung zentralen anthropologisch-ökonomischen 
Perspektive deutlich.

Gabenökonomie
Wie komplex die verschiedenen ökonomischen Ver-
ständnisse sind, zeigt das Phänomen der Gabe als 
Kultur des Schenkens und Teilens in schöner Deut-
lichkeit. Es ist die Gabe, die mehr oder minder wohl-
kalkuliert für uns bedeutsam ist. Sie ist eine Ele-
mentarform sozialer Beziehungen, und zwar von 
Geburt an. Die Mutter spendet dem Kind die Milch. 
Die Eltern spenden den Kindern Zeit, Zuwendung 
und Aufmerksamkeit. Die primären Beziehungen 
sind eben nicht auf Äquivalententausch, sondern 
auf Gemeinschaft, auf Emotion und Wechselsei-
tigkeit gegründet: auf Gaben. Die Gabe ist daher 
sowohl für die Kooperation von Handelnden als auch 
zur Herstellung von sozialer Ordnung überhaupt48 
wichtig. Mit ihr geht eine Erwartung auf Reziprozi-
tät insofern einher, als diese Gaben mit Gegenga-
ben zu einem späteren Zeitpunkt vergolten werden. 
Denn wer niemals zurückschenkt, wird irgendwann 
sozial sanktioniert. Diese Form des Tausches, bei der 
es im Kern um soziale Bindungen und Abhängig-
keiten geht, funktioniert ganz anders als der geld-
basierte Tausch. Die Gabe „setzt ein Spiel in Gang, 
das zu immer innigeren Verflechtungen der Akteure 
führt“49. Aber: Das Geben beinhaltet auch das Risiko, 
dass der Bindungsversuch fehlschlagen kann.50 

Gabenökonomie besteht dabei nicht nur aus alt-
ruistischen Elementen, sie wird auch als eine Art 
Investition des Eigennutzes praktiziert – wie auch 

in anderen Ökonomieverständnissen üblich. Ein 
indirektes Geschäft, das von der Annahme aus-
geht, dass im Miteinander mehr zu erreichen ist als 
alleine und dass daher das Eigeninteresse nur in 
sozialen Interaktionen zur Entfaltung kommen kann. 
Teilen und Helfen als Teil des eigenen Nutzens. Das 
zunehmende Wirtschaftsinteresse an der „Sharing 
economy“51 verdeutlicht, wie wichtig diese Ökono-
mieform im Zuge neuer Kommunikationsmöglich-
keiten mittlerweile ist. 

So lässt sich aus dem Nachdenken über die Gabe 
vor allem eines lernen: Geben und Nehmen voll-
ziehen sich nicht ohne Verflechtungen; die Gabe 
setzt eine Sozialität in Gang, die verdeutlicht, dass 
und wie Menschen einander brauchen.52 Gerade 
dies hilft, die Besonderheit der Ökonomie Kultu-
reller Bildung zu verstehen. Denn sie beruht nicht 
nur in den primären kulturellen Bildungsprozessen 
in der Familie, sondern auch im gesamten weiten 
und für die Kulturelle Bildung zentralen Bereich des 
ehrenamtlichen Engagements auf Gabenökonomie.

Marktökonomie
Auch wenn sich der Markt als zivilisierender Ver-
anstaltungsort für den Tauschhandel bewährt hat, 
wäre es ein Irrtum anzunehmen, dieser sei per se 
friedlich. Welche gravierenden Auswirkungen die 
Kämpfe um Angebot und Nachfrage sowie um die 
Produktionsbedingungen zur Folge haben, zeigen 
die Risiken von Einkommensungleichheit53 und 
Arbeitslosigkeit auch in einer sozialen Marktwirt-
schaft nur allzu deutlich. 

Wie ein Markt funktioniert, wird durch den spe-
zifischen Einsatz von Eigentum, natürlichen Res-
sourcen, Arbeitskraft oder produzierter Waren 
bestimmt. Ware kann erst einmal alles sein, ob 
materielle oder immaterielle Güter. Auch Wissen 
kann man verkaufen; schon Platon beschäftigte sich 
mit seiner Kritik an der Praxis der Sophisten mit 
dieser Form der Veräußerung. So haben sich mit 
den Güter-, Arbeits- und Finanzmärkten bis heute 
die unterschiedlichsten Handelsorte herausgebil-
det, auf denen Währungen wie Geld, Arbeit, geis-

Gibt es auch eine „Rendite“ 
Kultureller Bildung?
Jürgen Schupp

Die Bildungsdebatten der letzten Jahre waren vielfach durch eine Verengung 
von Bildung auf den Erwerb kognitiver – anhand von Tests wie PISA quantifi-
zierbarer – Fähigkeiten geprägt, während kulturelle Bildung, die vor allem für 
die Entwicklung der Persönlichkeit von zentraler Bedeutung sein kann, weniger 
Beachtung fand – einhergehend mit einem Schattendasein des musischen 
Schulunterrichts in einem übervollen Stundenplan, mit Lehrermangel musi-
scher Fächer und einem überdurchschnittlichen Unterrichtsausfall. 

Bildungsökonomen wie James Heckman ist es zu verdanken, dass die Politik 
ermahnt wird, auch künftig bei den Bildungsetats keine Kürzungen vorzu-
nehmen und insbesondere bei öffentlichen Investitionen in die frühe Kindheit 
nicht zu geizen. So vermochte Heckman anhand von langfristigen Kosten-Nut-
zen-Analysen für die USA zu zeigen, dass mangelnde frühkindliche Förderung 
sich nicht nur auf schulische Leistungen, sondern auch auf die Gesundheit und 
das soziale Verhalten der Kinder auswirkt. Investitionen in kostenintensive 
Frühförderprogramme führen deshalb zu einer hohen gesamtgesellschaftli-
chen „Rendite“ von mehreren Prozent, da dem Staat auf diese Weise spätere 
Kosten im Sozial- wie Gesundheitssystem erspart bleiben. 

In diesem Zusammenhang werben Ökonomen wie Heckman seit einigen 
Jahren darum, bei der Vermessung von Bildungsindikatoren auch keine Ver-
engung auf rein kognitive Fertigkeiten vorzunehmen, sondern mehr Aufmerk-
samkeit den nicht-kognitiven Fähigkeiten und Persönlichkeitseigenschaften 
wie Neugierde, Konzentration, Gewissenhaftigkeit, Ausdauer, Verantwortungs-
bewusstsein, Fairness oder Zielgerichtetheit zu widmen. Bei der Quantifizie-
rung und Vermessung solcher nicht-kognitiver Fähigkeiten liegt zwar bereits 
eine Fülle wissenschaftlicher Grundlagen aus der Persönlichkeitspsychologie 
vor, jedoch ist der Wissensstand zum Erwerb sowie zur Förderung solcher 
Fähigkeiten noch sehr lückenhaft. Auch in der Bildung muss Forschungsbe-
darf angemahnt werden. Was gegenwärtig fehlt, ist ein besseres Verständnis 
über die Mechanismen sowie das Ausmaß darüber, wie musische und künst-
lerische Aktivitäten sich sowohl für kognitive wie nicht-kognitive Fähigkeiten 
und Persönlichkeitseigenschaften fördernd oder hemmend auswirken. Von 
daher sollte kulturelle Bildung auch offen und neugierig für künftige Quanti-
fizierungsversuche und Vermessungen in diesem Feld sein. Die bisher vorlie-
genden Forschungen geben bereits ermutigende Hoffnung dafür, dass nicht 
nur die individuelle „Rendite“ kultureller Betätigung überdurchschnittlich sein 
dürfte, sondern auch die gesamtgesellschaftliche Bilanz öffentlicher kultureller 
Bildungsinvestitionen positiv sein wird und zu höherer Lebensqualität führt. 
Oder mit anderen Worten: Kultur macht Gesellschaft stark!
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tiges Eigentum oder Aktien gelten. Die Währungen 
unterliegen seither einem stetigen Wandel: Früher 
war das einmal das Vertrauen in Edelmetall, dann 
in ein Stück Papier; heute ist es Vertrauen in Algo-
rithmen und virtuelle Zahlen. Aber das Prinzip des 
Äquivalententauschs ist dabei immer gleich: Ware 
gegen Geld, Geld gegen Ware.

In diesem Zusammenhang sind sozial differen-
zierte Kostenmodelle und die Herausbildung von 
Marktpreisen in Einklang zu bringen. Die Preise des 
Marktes decken idealerweise alle im Zuge der Pro-
duktion anfallenden Kosten ab und sichern darü-
ber hinaus den Akteuren ein ausreichend hohes 
Einkommen. Da jedoch Wunsch und Wirklich-
keit im Marktgeschehen selten zusammenfinden, 
besteht das Herzstück klassischer Ökonomietheo-
rien aus dem Erklärungsversuch der marktvermit-
telten Koordination, der Preisbildung, dem Einfluss 
staatlicher Regulierung und der sich ergebenden 
Einkommensverteilung.54 Weiterführende Fragen 
nach ökonomischer Effizienz, Arbeitsteilung, dem 
Außenhandel und allgemeiner Ressourcenvertei-
lung wurden mit Adam Smith, David Ricardo oder 
Karl Marx schon in der zweiten Hälfte des 18. und im 
beginnenden 19. Jahrhundert gestellt und wirken bis 
heute nach. Auch die Diskurse um die Theorien von 
John Maynard Keynes oder Milton Friedman haben 
nicht an Aktualität verloren.55 Und dennoch war es 
bemerkenswert, dass „Das Kapital im 21. Jahrhun-
dert“56, ein Buch voller Zahlen und Statistiken, der-
artig hohe Verkaufszahlen erreichen kann.57 

Was unerklärlich oder schwer erklärlich erscheint, 
wird manchmal selbst Gegenstand ökonomischer 
Erzählungen: Wie lässt sich Konsum anregen? Wel-
che Anreize sind zu setzen? Und wie sind auf der 
Basis des Wettbewerbes dabei sozialpolitische 
Korrekturen vorzunehmen? Wann bedarf es staat-
lichen Einschreitens, um Beschränkungen des Wett-
bewerbs aufgrund von Kartellbildungen aufzuhe-
ben? – Das Bedürfnis eines Korrektivs, über die reine 
Ordnungspolitik hinaus, ruft nach der eingreifenden 
Hand des Staates.58 Das entsprechende wirtschafts-
politische Modell der Sozialen Marktwirtschaft59 gilt 

hin zur Straßenbeleuchtung. Ein weiteres konstitu-
tives Merkmal des öffentlichen Gutes ist neben der 
Nichtausschließbarkeit die Nichtrivalität. 

Im Hinblick auf Kulturelle Bildung besteht dabei 
eine missliche Situation, da hier mehrere Lesarten 
möglich sind. Einerseits berührt Kulturelle Bildung 
den Bereich Bildung als Feld der Daseinsvorsorge65 – 
ein Bereich, der grundsätzlich als öffentliches Gut 
anerkannt ist, selbst wenn die Selbstverständlichkeit 
dieses Anspruchs sich neuerdings schon in Frage 
gestellt sieht.66 Andererseits sind etliche Angebote 
der Kulturellen Bildung auch freiwilligen Leistun-
gen zuzuordnen. Das betrifft insbesondere den 
non-formalen Bereich. Nicht grundlos wird in die-
sem Zusammenhang immer wieder hervorgehoben, 
dass sich die Länder ausdrücklich zur Förderung 
von Kultur und Kunst verpflichtet67 haben. 

Die Erfüllung dieser Aufgabe ist jedoch nicht 
leicht, denn Kritik wie die, dass der Staat nicht 
als Unternehmer tauge68 oder dass das staatliche 
Engagement zumindest mit hohen Risiken für die 
Steuerzahler verbunden ist,69 wird häufig laut. Denn 
über kaum etwas wird so erregt gesprochen wie 
über den Einsatz und die vermeintliche Verschwen-
dung öffentlicher Gelder. 

Hier wird ein Dilemma von Verwaltungen und 
Institutionen manifest, da ihre täglichen Erfolge bei 
der Erfüllung des öffentlichen Auftrags eher wenig 
Beachtung finden – im Gegensatz zu den Schlagzei-
len über „Verschwendung“. Nun ist der Staat jedoch 
weit davon entfernt, in einem echten Markt – quasi 
als „unsichtbare Hand“ – engagiert zu sein. Vielmehr 
ist er im Zuge seines öffentlichen Auftrages eine 
sich öffnende Hand – allerdings ohne die Absicht, 
dabei etwas zu verschenken. Seine vermeintlichen 
Gaben sind eher Rückerstattungen – Steuergel-
der sind Bürgergelder, über die im Bürgerauftrag 
politisch-demokratisch zu entscheiden ist. Bildung 
gehört in Deutschland fraglos zu den Staatsaufga-
ben. In welchem Maße das auch für die Kulturelle 
Bildung gilt, ist eines der großen Streitthemen. In 
den Kommunen z. B. gehört Kulturelle Bildung zu 
den freiwilligen Leistungen, nicht zu den Pflichtauf-

zumindest in Deutschland als Grundlage der Wirt-
schafts- und Sozialordnung, die vor dem Hinter-
grund des Wettbewerbs dem Staat die Aufgabe 
zuweist, auf sozialen Ausgleich hinzuwirken.60 Ver-
standen als eingreifende Prozesspolitik, die sowohl 
den wirtschaftlichen Wettbewerb als auch die 
Rechte wirtschaftlich Schwächerer schützt. Indes-
sen: Um den Status quo der Sozialen Marktwirt-
schaft entzünden sich aufgrund wachsender sozi-
aler Ungleichheiten heftige Debatten61 ebenso wie 
an der Frage nach den Zuständigkeiten von Staat 
und Markt. Denn es stimmt nicht, dass der Markt alle 
menschlichen Belange koordiniert.62 Gerade an der 
Kulturellen Bildung kann man das erkennen. Denn 
hier spielt die Marktökonomie zwar eine wichtige, 
aber nicht die zentrale Rolle. 

Staatsökonomie
Steuergelder braucht es für den Bau oder Erhalt von 
Schulen, Stadtwerken, Flughäfen oder Philharmo-
nien – der Staat nimmt am Wirtschaftsleben in den 
unterschiedlichsten Formen teil. Im Unterschied zur 
Marktökonomie werden wirtschaftlich relevante 
Entscheidungen über den Einsatz knapper Ressour-
cen und Güter sowie die Mittelverwendung nicht von 
privaten, sondern von staatlichen Stellen getroffen, 
und der Wettbewerb beschränkt sich auf die Mög-
lichkeiten, sich als privater Anbieter auf öffentliche 
Ausschreibungen bewerben zu können. Die Staat-
sökonomie, in der Institutionen die Aufgabe zu erfül-
len haben, Dienstleistungen eigener Art für die All-
gemeinheit zu erbringen,63 benötigt Einnahmen, die 
der Staat aus direkten wie indirekten Steuern ein-
nimmt. Da „Für die Allgemeinheit“ kein Kriterium 
des Marktes ist, wird für ebendiese Allgemeinheit 
in der Regel auch nicht privat produziert. Folglich 
gibt es genügend Güter, die trotz eines volkswirt-
schaftlichen Interesses nicht erzeugt werden wür-
den, wenn es den Staat nicht gäbe: öffentliche Güter. 
Diese zeichnen sich dadurch aus, dass niemand von 
ihrer Nutzung ausgeschlossen werden kann, selbst 
wenn er sich weigert, sich an den Produktionskos-
ten zu beteiligen.64 Das reicht vom Deichbau bis 

gaben. An der Ökonomie Kultureller Bildung sind 
Gabenökonomie, Marktökonomie und Staatsökono-
mie beteiligt, und es ist durchaus offen und umstrit-
ten, welche Relationen hier die richtigen sind. Am 
Streit um die Frage des bürgerschaftlichen Engage-
ments wird dieser Konflikt besonders deutlich. 

Anthropologisch-ökonomische Perspektive
Die in den Wirtschaftswissenschaften nebenein-
ander diskutierten Ansätze der Gabenökonomie, 
der Marktökonomie und der Staatsökonomie ver-
weisen bereits auf unterschiedliche Dimensionen, 
Facetten und Zusammenhänge des Ökonomischen 
im Bereich der Kulturellen Bildung. Und dennoch 
bedarf das Bild noch eines weiteren Rahmens, denn 
gerade für die Kulturelle Bildung sind die sehr ver-
schiedenen Formen des materiellen und des imma-
teriellen Reichtums prägend. 

Im Zentrum der Marktökonomie wird Reichtum 
vorwiegend in monetären Begriffen ausgedrückt 
und dargestellt, Ökonomie also auf Finanzielles 
reduziert. Dieser in den Wirtschaftswissenschaften 
gepflegte und in der Gesellschaft auch weitgehend 
akzeptierte Begriff von Reichtum ist allerdings selbst 
ökonomisch stark verkürzt, wie sich zeigt, wenn 
man sich auf einen offeneren, weiteren Begriff von 
Reichtum einlässt. Denn gemessen an dem gesell-
schaftlichen und individuellen Reichtum, mit dem 
die derzeit 7,4 Milliarden Erdbewohner – bei aller-
dings im Einzelnen extremen Unterschieden – leben, 
erscheinen die weltweiten Handelsmärkte als gera-
dezu kleinformatig. Eine stärker sozial- und gesell-
schaftswissenschaftlich ausgerichtete anthropolo-
gisch-ökonomische Perspektive zeigt, was es mit 
dem Menschen und seiner Ökonomie auf sich hat, 
wenn man mehr als nur die monetäre Dimension in 
den Blick nimmt. Auf den Soziologen Pierre Bour-
dieu geht die folgende Differenzierung von Kapi-
talsorten70 als Reichtumsarten zurück: 

Erstens und bekannterweise das ökonomische 
Kapital. Es bezieht sich auf materielle Besitz- und 
Eigentumsformen und ist mehr oder weniger leicht 
in Geld konvertierbar.
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Zweitens das kulturelle Kapital. Dieses besteht vor 
allem (a) aus individuellen Denk-, Wahrnehmungs-, 
Urteils- und Handlungsmustern, (b) aus durch Titel 
und Examina anerkannten formellen Kompetenzen 
sowie (c) aus kulturellem Besitz. Dabei bezieht sich 
das inkorporierte kulturelle Kapital (a) auf Fähig-
keiten, Fertigkeiten und Haltungen, die als einge-
übte und weitgehend unbewusste Routinen im All-
tag zur Geltung kommen und sich dabei auch zum 
Geschmack verdichten: Kompetenz als Reichtum 
des Könnens und Wollens.

Beim institutionalisierten kulturellen Kapital (b) 
geht es um Berechtigungen: Erworbene Titel und 
Zertifikate geben geprüften Formen der Kompetenz 
eine institutionell bestätigte Anerkennung und Legi-
timation: Kompetenz als Reichtum der bestätigten 
Fähigkeiten und Zuständigkeiten. Erst auf dieser 
Grundlage können die durch Lernen erworbenen 
individuellen Fähigkeiten, Fertigkeiten und Haltun-
gen legaler- und legitimerweise verwertet werden. 
Niemand darf ohne Staatsexamen als Arzt prakti-
zieren, egal, wie umfangreich seine medizinischen 
Kenntnisse und Fähigkeiten auch sein mögen.

Das objektivierte kulturelle Kapital (c) bezieht 
sich auf den Besitz kultureller Güter, die materiell 
übertragbar sind (z. B. Bücher, Gemälde, Tonträger, 
Möbelstücke, Schmuck oder Kleidung). Die materi-
ellen kulturellen Güter bilden gleichzeitig auch einen 
Teil des ökonomischen Kapitals: Kulturelles Eigen-
tum als Reichtumsform.

Drittens beschreibt der Begriff des sozialen Kapi-
tals die Zugehörigkeit zu einer Gruppe, verstan-
den als Gesamtheit der aktuellen und potenziellen 
Ressourcen, die mit dem Besitz eines dauerhaften 
Netzes von mehr oder weniger institutionalisierten 
Beziehungen gegenseitigen Kennens oder Anerken-
nens verbunden sind. Hier geht es um Reichtum in 
Form verwertbarer sozialer Beziehungen – von „with 
a little help from my friends“ bis zur „Amigo-Affäre“.
Schließlich viertens: Das symbolische Kapital be
zieht sich auf die als legitim anerkannten Formen 
der drei vorgenannten Kapitalsorten. Hier spielen 
Geschmacks- und die daran gebundenen Distink-

betrachten. Aber gesinnungsneutrales Terrain ist rar, 
so dass „neue Player“73 bei der Finanzierung Kultu-
reller Bildung nicht zwangsläufig neue Freunde sind. 
Festzuhalten ist allerdings: Es handelt sich um ein 
auch vom Staat wesentlich miterzeugtes Dilemma. 

Wahrscheinlich würden die Wohltaten einzelner 
Stifter nicht derartig polarisieren und würden die 
Modellprojekte von Stiftungen nicht den Anschein 
einer Zaubernuss erwecken, wenn die Bildungspo-
litik eine flächendeckende, quantitativ hinreichend 
und qualitativ hochwertige Grundversorgung bei 
Kultur und Bildung gewährleisten würde. Unbeha-
gen entsteht immer dann, wenn es aussieht, als wür-
den Stiftungen für den Staat einspringen – gepaart 
mit der Erkenntnis, dass im gesamten Bereich der 
Ökonomie Regeln der Reziprozität gelten, also 
nichts nur einfach so gemacht wird. Schon 2007 for-
derte in diesem Zusammenhang der Abschlussbe-
richt der Enquete-Kommission „Kultur in Deutsch-
land“ mehr Transparenz im Stiftungsbereich ein.74 
Aber während das noch handwarme Geld der Stif-
ter zur Förderung Kultureller Bildung reflexhaft auf 
ethische Qualitäten hin untersucht75 wird, bleibt 
eine derartige Diskussion bei den Töpfen der öffent-
lichen Hand aus. Dabei wäre die Frage danach, ob 
und in welchem Umfang der Staat, also Bund, Län-
der und Gemeinden, im Bereich der Kulturellen Bil-
dung ihren Pflichten auf hinreichende Weise nach-
kommen oder gar den notwendigen Anforderungen 
gerecht werden, sicher ebenso der Rede wert.

Indessen: Es ist nicht das einzige maßgebli-
che Manko. Denn für das Feld der Kulturellen Bil-
dung sind, wenn man von verbeamteten Lehrkräf-
ten absieht, Missstände der Arbeitsbedingungen76 
ebenso typisch, wie unbezahlte Arbeit scheinbar 
selbstverständlich ist. Das gilt für berufliche und 
auch für ehrenamtliche Engagements: Sei es, weil 
abends noch die Kostüme für die nächste Schulauf-
führung genäht werden müssen, oder sei es, weil 
Besprechungen in der Kernarbeitszeit der Einrich-
tungen stattfinden. Betrachtet man die Kulturelle 
Bildung in dieser Perspektive, so zeigen sich starke 
Unterschiede in den Situationen, von in jeder Hin-

tionsformen eine zentrale Rolle; es geht um die 
mehr oder minder selbstverständliche Anerken-
nung der Legitimität von Differenzen. Berufe z. B. 
haben unterschiedliches Prestige. Hier geht es also 
um den Reichtum sozialer Anerkennung und Wert- 
schätzung.

Es ist offensichtlich, dass diese Unterscheidun-
gen hilfreich zur Beschreibung der unterschiedlichs-
ten Situationen in der Kulturellen Bildung sind. Sie 
ermöglichen eine präzise Analyse vorfindlicher 
Strukturen und damit zugleich eine genaue Proble-
manalyse als Grundlage praktischer und politischer 
Entwicklungsstrategien. Sie ermöglichen zudem 
eine Ein- und Zuordnung der unterschiedlichen 
Beiträge von Gaben-, Markt- und Staatsökonomie 
in ein Gesamtkonzept ökonomischen Reichtums 
und ökonomischer Armut im Bereich der Kulturel-
len Bildung.71

Was das für Kulturelle Bildung bedeutet
Für die Belange der Kulturellen Bildung sind diese 
Ansätze bedeutsam, sowohl für den Blick aus der 
soziologischen Vogelschau wie für das Verständnis
sehr handfester Nöte.

Mit Blick auf die Gabenökonomie befindet sich 
auch Kulturelle Bildung im Zweistromland von 

„Geben und Nehmen“. Sei es durch die nicht zu unter-
schätzende Rolle des Ehrenamtes oder durch die 
nicht minder wichtige Figur des Stifters. Mit Blick auf 
die öffentlichen Aufgaben wie Bildung und Kultur 
hat sich in den letzten Jahren insbesondere ein ambi-
valentes Verhältnis zwischen privaten Stiftungen 
einerseits und dem Staat andererseits entwickelt – 
 zumindest ist das die Zuschreibung von außen: Die 

„bildungspolitische Gestaltungsmacht, die vor allem 
großen Stiftungen durch […] ihre vielfältigen Ein-
flussmöglichkeiten zukommt, wirft die Frage nach 
ihrer bildungspolitischen Legitimität auf“72. Rich-
tet man den Blick auf die Motive der Stifter, wäre 
es jedoch zu kurz gegriffen, bloß auf bildungspo-
litisches Gutdünken und steuerliche Erleichterun-
gen zu verweisen, denn Stiftungsarbeit ist nicht los-
gelöst von dem Nachweis der Gemeinnützigkeit zu 

sicht sehr reichen Leuchtturmprojekten bis hin zu 
äußerst ärmlichen Verhältnissen. Im durchschnitt-
lichen Alltag findet sich bei den Vermittlern über-
wiegend viel individuelles, kulturelles und soziales, 
aber vergleichsweise wenig ökonomisches und häu-
fig auch eher wenig symbolisches Kapital. 

Dabei sind prekäre Situationen bis hin zur Selbst
ausbeutung eher die Regel als eine Ausnahme
erscheinung. Wenig hilfreich ist hierbei die Vor-
stellung vom Künstler, dessen stetiger Begleiter 
Entbehrung heißt. Es hilft der Kulturellen Bildung 
nichts, wenn die allseits beliebten Künstlerfiguren 
wie van Gogh, Camille Claudel oder Bram Stoker, 
die, zum Tode hin heillos verarmt, als von der Mit-
welt verkannte Genies romantisiert werden, als Bei-
spiele herangezogen werden. So verfestigt sich nur 
der Eindruck, die Selbstausbeutung sei „das wahre 
Kapital der Kultur, das die Politik lieber verausgabt 
sähe als die kostbaren Steuergelder“77. 

Vielleicht trägt diese Differenzierung der ökono-
mischen Verständnisse dazu bei, die Debatte über 
gesellschaftliche Aufgaben von Kultureller Bildung 
sowohl zu verschärfen als auch zu mildern. Einige 
exemplarische Diskurse verdeutlichen das.
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rad je svjesna ljudska djelatnost *
Danica Dakić 

Die abgebildete künstlerische Arbeit verbindet zwei Räume: das für die Gattin 
des jugoslawischen Staatspräsidenten Tito vorgesehene Zimmer in dessen 
Nuklearbunker – der einzige „Frauenraum“ in dem unterirdischen Bau bei 
Konjic in Bosnien-Herzegowina, der hier zum Ausstellungsort wurde – sowie, 
hier als Bild im Bild, ein Hotelzimmer in dem kroatischen Ferienort Opatija. 

Zwei Räume jenseits des Alltags, aufgeladen mit höchst unterschiedlichen 
Vorstellungen von einem anderen Leben. In ihrem zurückhaltenden Luxus mit 
weißer Tapete und Spiegel sind es zugleich Räume von Frauen. 

Die künstlerische Arbeit berührt darüber hinaus den privaten „Raum“ von 
Mutter und Tochter. Das Bild im Bild ist die Vergrößerung eines Fotos aus 
meinem Privatarchiv und zeigt meine Mutter während eines gemeinsamen 
Urlaubs 2010. 

An der Stirnwand erscheint dazu ein Zitat, das ich, die seit über zwanzig 
Jahren in Deutschland lebt, immer wieder von ihr hörte und höre, schmunzelnd 
geäußert, als mütterlicher Rat und Aufforderung zu einem effizienten Einsatz 
der eigenen Energien. Rückübersetzt aus dem Serbokroatischen lautet der auf 
die marxistische Definition der Arbeit zurückgehende Wandtext: „Arbeit ist 
bewusste menschliche Tätigkeit“. 

Über die Zeiten, politischen Systeme und Wertvorstellungen hinweg ver-
bindet die Installation private und kollektive Erinnerung und lädt ein zur Refle-
xion über andere Räume und Utopien, über das Verhältnis der Generationen 
und über die (Un-)Möglichkeit, (künstlerische) Arbeit über die Ökonomie von 
Einsatz und Ertrag zu erfassen.

*Arbeit ist bewusste menschliche Tätigkeit
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Kultur- und bildungs
politische Diskurse: eine 
Auswahl
Unter den Schlagworten „Ökonomisierung von/des/
der …“ wird die Ökonomie regelmäßig selbst Gegen-
stand pädagogischer, bildungstheoretischer und 
kulturpolitischer Debatten. Teilweise implizit, bei-
spielsweise beim Thema kulturelle Teilhabe, teil-
weise explizit bei Diskussionen um Kürzungen im 
Kulturbereich.78 Einige grundsätzliche Fragen keh-
ren dabei immer wieder, die auch für Kulturelle Bil-
dung relevant sind: Wie verwertbar ist Bildung? Wie 
gerecht ist unser Bildungssystem? Wie gehen wir 
mit dem kulturellen Reichtum um? Und wer soll das 
alles bezahlen? Es liegt daher nahe, sich die Diskurse, 
in denen das Ökonomische sichtbar wird, einmal 
genauer anzusehen. Das geschieht hier exemplarisch 
und bezogen auf die Relevanz für Kulturelle Bildung.

Teilhabe
Von Teilhabe ist in Deutschland allenthalben die 
Rede. Ob als politische, soziale oder eben kulturelle 
Teilhabe: Die Frage nach einer angemessenen För-
derung und Stärkung der gesellschaftlichen Beteili-
gung von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen 
findet sich prominent auf den Agenden von Verbän-
den, Stiftungen, Museen, Theatern sowie Einrich-
tungen der Erwachsenenbildung. Das verdeutlichen 
zentrale Studien wie „Bildung in Deutschland“79 
und zahlreiche Fachtagungen wie „Illusion Parti-
zipation – Zukunft Partizipation“80 oder „Breiten-
kultur – Teilhabe als Aufgabe von Kulturpolitik“81. 
In der Regel legen die Diskurse zur kulturellen Teil-
habe den Fokus auf die Frage, in welchem Verhältnis 
Anspruch und Wirklichkeit zueinander stehen und 
wo Entwicklungs- und Verbesserungspotenziale in 
der Kulturellen Bildung zu finden sind. An gesell-
schaftlichen Herausforderungen mangelt es dabei 
nicht, angesichts prekärer Arbeitsverhältnisse, unsi-
cherer Einkommen oder der sozioökonomischen 
Abhängigkeit von Kindern und Jugendlichen. Bei 
genauerer Betrachtung sind in diesen Debatten in 

der Regel zwei Dimensionen von Bedeutung: Denn 
die erste Voraussetzung aller Teilhabe ist, dass Men-
schen an Kultureller Bildung teilhaben wollen, also 
subjektiv Interesse an den entsprechenden Gegen-
ständen und Feldern entwickeln: die individuelle 
Dimension. Teilhabe ist aber zugleich davon abhän-
gig, dass Menschen auch Zugänge zu den entspre-
chenden Gegenständen und Feldern finden kön-
nen, dass also die entsprechenden Möglichkeiten 
und Ressourcen überhaupt zur Verfügung ste-
hen. Es müssen „politisch und praktisch Zugänge 
geschaffen werden, insofern zweitens: die struktu-
relle Dimension“82. 

In Anbetracht der Bedeutung, die Zugänglichkeit 
und Mitgestaltung in den Bereichen Politik, Soziales, 
Wirtschaft und Kultur spielen, lässt sich ermessen, 
welches Konfliktpotenzial der Anspruch auf Teilhabe 
in sich birgt. Sei es bei der Verteilung von Ressour-
cen oder der Entscheidung über politische Maßnah-
men. Die ökonomisch-anthropologische Perspektive 
im Kontext von familialen und sozioökonomischen 
Hintergründen spielt bei diesem Thema eine zentr
ale Rolle. Teilhabe-Diskurse benennen in der Regel 
die Aufgabe, ebendiese verpassten Gelegenheiten 
beziehungsweise die ungleichen Startbedingungen 
von Kindern und Jugendlichen zu kompensieren. 

Es sind sehr alte Bilder, die sich da aktualisieren, 
wenn aktuelle Studien wie „Jugend/Kunst/Erfah-
rung. Horizont 2015“83 oder zur Lehrerversorgung 
an hessischen Schulen84 beispielsweise dem Schul-
wesen attestieren, dass sozial und kulturell benach-
teiligten Kindern und Jugendlichen das quantitativ 
schwächste Angebot Kultureller Bildung gemacht 
wird.85 Die Stabilität der Ungleichheit ist erschre-
ckend; die damit verbundenen Herausforderungen 
sind nicht einmal im Ansatz bewältigt.

Zur Ökonomisierung des Bildungswesens
Richtet man den Blick auf die Diskurse zur Ökono-
misierung des Bildungswesens86, ist ein Gefühl der 
Ohnmacht gegenüber dem Übergreifen der allbe-
stimmenden Markt-Ökonomie auf alle Bereiche des 
Lebens zu beobachten: Man beklagt die Zwänge 

Nichts ist erledigt 
Shermin Langhoff

Zu den schönsten Versprechen der Sozialdemokratie unter Willy Brandt zählte 
in den siebziger Jahren die Aussicht auf Bildung und Kultur für alle. Das Ideal, 
das mit diesem in der damaligen bundesrepublikanischen Realität durchaus 
revolutionären Vorstoß in Richtung Partizipation verbunden war, hieß Chan-
cengleichheit. Heute, über vierzig Jahre später, gilt dazu ein Satz, den sich ein 
anderer Sozialdemokrat, Klaus Staeck, als Präsident der Akademie der Künste 
am Pariser Platz plakatieren ließ: Nichts ist erledigt.

In Berlin ist gegenwärtig jedes fünfte Kind von Armut bedroht. Falls nicht 
später gegen alle Widrigkeiten ein hoher Bildungsabschluss gelingt, steigt das, 
was man in Deutschland „Armutsrisikoquote“ nennt, auf beinahe 30 Prozent. 
Im Klartext heißt das: Soziale Herkunft und Bildung gehen in Berlin – und nicht 
nur hier – noch immer die verhängnisvolle Allianz ein, die eigentlich längst 
überwunden sein sollte. Nur ist parteienübergreifend die Agenda längst anders 
priorisiert. Gerade im Strömungslauf eines wiedererstarkenden Elitarismus, 
der sich als Kampf gegen die Eliten zu tarnen weiß, scheint das Thema Chan-
cengleichheit gänzlich untergegangen zu sein.

Dabei ist die Schaffung von Bildungszugängen so notwendig wie eh und 
je. Es braucht eine Schulbildung für alle, die ohne kulturelle Bildung nicht 
gedacht werden kann. Nur Kunst und Kultur öffnen die Möglichkeitsräume, die 
gerade für Kinder aus armen Verhältnissen überhaupt erst das Hinausdenken 
über die vermeintlich vorgezeichneten Pfade erlauben. Tatsächlich aber sind 
in der gegenwärtigen (Stadt-)Gesellschaft, die sich immer diverser ausformt 
und ihre Energien gerade aus dem Pluralismus und der Gleichzeitigkeit von 
Lebensmodellen beziehen sollte, diese Räume immer weniger sichtbar.

Zudem regt sich der Verdacht, das sozialdemokratische Versprechen gerate 
zunehmend ins Hintertreffen. Europaweit, weltweit erstarken die nationalis-
tischen und antisäkularen Strömungen, die uns ins 17. Jahrhundert und somit 
weit in die Voraufklärung zurückzukatapultieren versuchen. Dass sich dahinter 
stets auch handfeste ökonomische Interessen verbergen, sollte ebenfalls nicht 
aus dem Blick geraten. Donald Trump ist ja nicht nur deswegen gefährlich, weil 
er als Sexist und Rassist die Spaltung der Gesellschaft forciert. Sondern auch, 
weil in seinem Schatten-Kabinett der Milliardäre eine Bildungsministerin sitzt, 
die mit der Einführung von „Schul-Gutscheinen“ den Wechsel von öffentlichen 
auf private Schulen erleichtern will. De facto eine Maßnahme zur Forcierung 
von Ausschlüssen.

Kultureller Bildung, mit ihrem Potenzial, Vorbilder und Gegenwelten zu 
produzieren, wächst in diesem Klima ein fast utopischer Stand zu. Wir brau-
chen sie aber als selbstverständliche Praxis.
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einer entfesselten Wirtschaftsordnung, denen man 
ausgeliefert sei. Das Bildungssystem richtet sich 
auf das aus, was man für die Bedürfnisse der Wirt-
schaft hält.87 So wird Bildung eher funktional ver-
standen und einem ökonomischen Nutzendenken 
untergeordnet. 

Den Paradigmenwechsel im Bildungssystem und 
die Orientierung an einem eher verwertungsorien-
tierten Bildungsverständnis lasten Kritiker insbe-
sondere der OECD an, deren „politische und stra-
tegische Ausrichtung der neoliberalen Theorie der 
Selbstregulierung des internationalen Marktes folgt 
und somit auch die öffentliche Bildung der natio-
nalen bzw. demokratischen Kontrolle zu entziehen 
trachtet, die ihren Mitgliedländern […] das PISA-Tes-
ting als Ergebnis einer angeblichen ‚State of the 
Art‘-Forschung verordnete und mit dem damit ver-
bundenen Ranking klarmachte, woran in Zukunft 
alle ihren Schulunterricht zu orientieren hätten: 
Am Wettbewerb um bessere Rankingplätze, also 
am Trimmen sämtlicher Schüler auf die von den 
OECD-Funktionären vorgegebenen Tests.“88 Eine 
Folge der PISA-Studien besteht in der Umorien-
tierung des Bildungssystems von der klassischen, 
gegenstandsorientierten Input- zur neuen, kom-
petenzorientierten Outcome-Orientierung. Dabei 
herrscht der Glaube, „dass ein einfaches Mehr an 
PISA-Punkten besser sei als weniger, um am Markt 
erfolgreich zu sein“89. Unabhängig davon, was 
genau PISA eigentlich misst, wird alles darange-
setzt, dieses Mehr zu erlangen. Die begleitenden 
Debatten sind hoch kontrovers, und die Bundes-
länder gehen im Blick auf die schulischen Lehrpläne 
sehr unterschiedliche Wege. Die Gefahr ist real, dass 
dann auf die Dauer nur noch das von Bedeutung 
ist, was im PISA-Verständnis gezählt und gemes-
sen wird und werden kann. Und die künstlerischen 
Fächer und Bereiche gehören dann sicher nicht zu 
den Gewinnern.90 

Gelder für Museen aufwenden, wenn es doch 
Drittmittel gibt? Und wer kein erfolgreicher Dritt-
mitteleinwerber ist, sollte bitte seine Gründungs-
idee hinterfragen. Im Kulturbereich führte das 
unter dem Schlagwort eines „Kulturinfarkts“95 vor 
fünf Jahren in eine handfeste Polemik gegen die 
Subventionskultur der Kulturförderpolitik. Festge-
macht wurde der Kollaps an Kriterien wie Immobi-
lität, Erneuerungsstau und Innovationsfeindlichkeit. 
Insgesamt sei unter dem Schlagwort „Kultur für alle“ 
eine gewaltige kulturelle Aufrüstung erfolgt, ohne 
dass die damit verbundenen Hoffnungen nach sozi-
aler Mobilität Erfüllung gefunden hätten. Kein Wun-
der, wenn insbesondere die Museen „müde vom 
dauernden Legitimationsdruck als teure Kulturin-
stitution“96 zu sein scheinen. Den Ruf des kostspie-
ligen Tempels, dessen Hallen Leerlauf haben, wird 
man so leicht nicht los. Aber der kulturelle Reich-
tum ist, dieser Polemik zum Trotz, ohne Zweifel 
gewachsen.

Arbeitsmarkt für Künstler und Kulturschaffende
Wo die Schule endet, gilt es für Jugendliche, den 
Blick in die Zukunft zu richten. Die Frage nach dem 
Berufswunsch stellt sich daher umso dringlicher. Ins-
besondere für die Generation der sogenannten ‚Digi-
tal Natives‘ verwundert es nicht, wenn zum Berufs-
wunsch geäußert wird: „Irgendwas mit Medien“. 
Diese Grobeinschätzung findet insbesondere in der 
boomenden Kreativ- und Kulturwirtschaft ihre Ent-
sprechung. Im Gegensatz zum tendenziell euphori-
schen Berufswunsch sind die realen Arbeitsbedin-
gungen dieser Branche teilweise ernüchternd: Gute 
Ideen, Kreativität und Innovationsvermögen führen 
nicht automatisch zu einem guten Einkommen. Der 
Preis für den kreativen Lebensstil ist vielmehr ein 
permanentes Hangeln der Selbstständigen von Pro-
jekt zu Projekt oder befristeter Beschäftigung, bei 
zumeist geringem oder unregelmäßigem Einkom-
men. Viele Fotografen, Designer, Mediengestalter 
oder Redakteure sind in Not-Selbstständigkeiten 
gestolpert, gepaart mit Platzangst auf dem soge-
nannten freien Markt. So groß die Euphorie rund um 

Umgang mit Reichtum: 
Die Erfolgsgeschichte Kulturbetrieb
Nirgendwo auf der Welt gibt es so viele Kulturin-
stitutionen wie in Deutschland. Seit den siebziger 
Jahren sind zahlreiche Institutionen entstanden, 
Besucherzahlen erreichen Rekordhöhen. Sowohl bei 
hochkulturellen als auch bei populärkulturellen Akti-
vitäten hat sich – den Daten des Sozio-oekonomi-
schen Panels zufolge – der Anteil der Erwachsenen 
2013 gegenüber dem Jahr 1995 deutlich erhöht.91 
Man kennt die Bilder von imposanten Warteschlan-
gen, wenn das Gold von Tutanchamuns Toten-
maske lockt, die Gärten der Impressionisten ihre 
Pracht entfalten oder die Berliner Waldbühne an 
sommerlichen Abenden zum Klassik-Open-Air lädt. 
Man könnte also meinen, es könne gar nicht genug 
Ausstellungen, Kulturinstitutionen, Ensembles und 
Orchester geben – in jedem Ort, in jeder Form und 
für jede Sache. Dieser gewachsene Reichtum ist 
einerseits positiv zu bewerten, als Indiz für ein viel-
fältiges Kulturangebot. Und eigentlich ist es ja auch 
schön, wenn Menschen sich Reichtum leisten kön-
nen. Wenn sie mehr haben, als sie brauchen.92 Ande-
rerseits bringt dieser Reichtum auch Probleme mit 
sich. Das erste Problem liegt im Wachstum selbst. 
Insbesondere bei den Museen stellt sich die Frage, 
wo die Grenzen solchen Wachstums93 sein sollten. 
In Anbetracht der bundesweit siebenhundert Muse-
umsgründungen seit 1990 scheint es auch weiter-
hin einfacher zu sein, „ein Museum zu gründen, als 
eines zu schließen. Und es werden immer noch so 
viele gegründet, dass es an das Stresswachstum 
gemahnt, in das Pflanzen sich zu retten versuchen, 
wenn sie merken, dass die Ressourcen knapp wer-
den.“94 Zudem ist in den Häusern selbst ein verdeck-
tes Wachstum zu verzeichnen, denn die Depots der 
Museen platzen aus allen Nähten. Der Großteil der 
Sammlungen liegt in Lagerräumen. Das Wachstum 
der Museen hat zu einer neuen Unfreiheit geführt, 
denn die Kernaufgaben sind mit vorhandenen Bud-
gets kaum durchzuführen. 

Das zweite Problem entsteht durch einen zuneh- 
menden Legitimationsdruck: Warum öffentliche 

die Kultur- und Kreativwirtschaft sein mag, einem 
eigenständigen Wirtschaftsfeld mit einer hohen 
Wachstumsdynamik97 anzugehören, so groß ist oft 
auch die Ratlosigkeit, wenn es um die Bezahlung der 
Kulturschaffenden geht. Vor diesem Hintergrund 
wird zunehmend diskutiert98, welchen Stellenwert 
dieser Wirtschaftszweig einnimmt und unter wel-
chen Bedingungen Kreative, Künstler und Kultur-
schaffende arbeiten. Der Deutsche Kulturrat, der 
mit dem Bundesministerium für Bildung und For-
schung das Projekt „Aus- und Weiterbildung für 
den Arbeitsmarkt Kultur“ aufgelegt hat, hält bei 
aller positiven Entwicklung der Erwerbstätigkeit 
in der Kultur- und Kreativwirtschaft fest, „dass ein 
Drittel der Erwerbstätigen geringfügig beschäf-
tigt sind und auch bei den abhängig Beschäftig-
ten, immerhin der Hälfte aller Erwerbstätigen, kann 
vermutet werden, dass prekäre Beschäftigung anzu-
treffen ist“99. 

Wer nun meint, als ‚Kreativer‘ einen Ausweg in der 
Lehrtätigkeit zu finden, sieht sich vielerorts getäuscht. 
Auch im Bildungssystem bleibt die Brisanz der pre-
kären Beschäftigung erhalten.

Was verbindet nun die unterschiedlichen Dis-
kurse zum Verhältnis von Ökonomie und Kulturel-
ler Bildung? 

Sie verdeutlichen, dass viele Versprechen auf eine 
Humanisierung der Arbeitswelt, Chancengleichheit 
sowie auf gute Lebensqualität nicht zur Zufrieden-
heit eingelöst werden. Sie verdeutlichen, dass bil-
dungspolitische Versprechen Erwartungen wecken, 
die nicht immer erfüllt werden. 

Sie verdeutlichen, dass es keine Kulturelle Bil-
dung ohne Ökonomie gibt und dass es keinen Sinn 
hat, alles zu wollen, ohne die Dimension der Res-
sourcenknappheit zu berücksichtigen. 

Daher ist eine weitere, noch einmal empirisch 
vertiefende Beschreibung des Verhältnisses von 
Ökonomie und Kultureller Bildung in der Praxis nötig, 
ehe Perspektiven und Forderungen zum Verhältnis 
von Ökonomie und Kultureller Bildung entwickelt 
werden können. Der empirischen Analyse dient das 
folgende Kapitel.
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Kunst im Bau 
Diemut Schilling

	
Kultur geschützt in wohlgepflegten Räumen zu genießen kostet Geld. Und 
damit ist bei weitem nicht nur die Eintrittskarte gemeint. Nun möchte man 
meinen, dass sich wenigstens im öffentlichen Raum kulturelle Reichtümer 
befinden, die etwas gratis bereitstellen: ästhetischen Genuss, Irritation oder 
auch ein Stück kultureller Identität. Aber nicht an jedem Fleck dieser Erde exis-
tiert ein Reichtum an kulturellen Zeugnissen, die das Begehen des öffentlichen 
Raumes gleich zu einem Bildungsereignis machen, wie es beispielsweise den 
Zentren der großen Metropolen gerne unterstellt wird. 

Nun können auch bescheidenere Qualitäten wie ein historisch einheitli-
ches Straßenbild, klug platzierte Naturmomente (Typus Dorfeiche) oder auch 
unspektakulärere, aber städteplanerisch sorgfältig gerahmte Zeitzeichen 
ästhetisch durchaus bewegen. Vielerorts aber bleibt die Bestandsaufnahme 
dennoch dürftig: Große Teile des öffentlichen Raumes gestalten sich quasi 

„von selbst“, ihre Anmutung generiert sich ausschließlich durch DIN-Normen, 
Auflagen und Bebauungspläne. Zudem erinnert das Verhältnis unserer Gesell-
schaft zum öffentlichen Raum oft an die emotionale Beziehung, die Jugend-
liche für die häuslichen familiären Gemeinschaftsräume aufbringen: Belästigt 
von Ordnungsnormen mit entsprechenden Pflichten, durchquert so mancher 
den Stadtraum wie die Passage eines elterlichen Hausflures und zieht sich 
dann zügig wieder zurück ins vertraute Jugendzimmer. 

In einem Raum mit derart geringer Identifikation lässt dann so ohne wei-
teres auch keiner mehr eine Ming-Vase herumstehen: Repliken ersetzen täu-
schend echt die gefährdeten und ins Museum ausquartierten Originale, ob 
hinter Panzerglas mit historischem Kommentar oder als kulturell nicht relevant 
befunden und daher abgerissen. Der öffentliche Raum verliert kontinuierlich 
an Artefakten seiner kulturellen historischen Durchdringung und damit auch 
an Zeichen derer Vergänglichkeit und Fragilität. Überall wird bruchsicher kon-
serviert ebenso wie beseitigt. Beides für alle Zeiten. Manchmal wird, wie die 
Brücke über eine Zahnlücke, täuschend alt nachgebaut. Werden während des 
Anlegens eines neuen städtischen Parkplatzes beim Baggern Grabsteine aus 
dem 19. Jahrhundert gefunden, ist allen administrativen Entscheidungsträ-
gern wohler, sie zu entfernen, anstatt sie in die neu entstehenden Flächen zu 
integrieren: Lieber doch ein paar Rasengittersteine mehr als eine komplexe 
Diskussion. 

Gefragt ist mehr Mut, Bestände freizugeben, an den Zahn der Zeit ebenso 
wie vertrauensvoll in die Hände derer, die darin, möglicherweise auch unmittel
bar gestaltend, leben. 

Der Körper als Kapital
Antje Klinge

Was für Tänzer/innen zählt, ist ihr Körper. Er ist die Ware, die Tänzer/innen und 
Tanzvermittelnde für den Handel anbieten. Der Tänzerkörper, seine Empfin-
dungs- und Wahrnehmungsfähigkeit, Explorations- und Darstellungskraft ist 
die zentrale Ressource, in die allerdings nur max. 20–30 Jahre investiert werden 
können. Physische Veränderungen und die Tabuisierung eines alternden Kör-
pers im Tanz begrenzen diese Kapitalsorte – nicht nur auf der Bühne, sondern 
auch im Kontext von Vermittlung und Bildung. „Wenn ich selber nicht mehr 
künstlerisch arbeiten würde, hätte ich nichts mehr zu unterrichten“, hört man 
immer wieder aus der Szene. Andererseits bestimmen nicht selten Altersgren-
zen die Förderungsfähigkeit von Tanzprojekten. So existieren stichprobenar-
tige Kontrollen von der Künstlersozialkasse bei über 50-jährigen Tanzpädagog/
innen, um deren Berechtigung als praktizierende Künstler zu überprüfen, oder 
Förderprogramme, die Tänzer/innen lediglich bis zum Alter von 40 Jahren 
unterstützen (Musiker/innen hingegen erst ab 40 Jahren). 

So verdienen sie weder eine erwähnenswerte Summe an Geld für das, was 
sie tun, noch spielen ihre erworbenen Zertifikate und Hochschulabschlüsse 
sowie ihr angeeignetes Wissen in der Öffentlichkeit irgendeine Rolle. Als Spei-
cher ästhetischer Erfahrungen, kommunikativer wie methodischer Fertigkei-
ten und Fähigkeiten liefert der Körper das Fundament für das Erspüren von 
Stimmungen, Gefühlen, räumlichen, zwischenmenschlichen wie politischen 
Atmosphären. Für dieses Wissen gibt es keine Übersetzung, keine Sprache, 
die seinen Wert erfassen kann. Das ist ein Grund neben anderen, warum die 
Sparte Tanz an Theatern und Opernhäusern als Erstes gestrichen wird und in 
Bildungskontexten so schlecht oder manchmal auch gar nicht bezahlt wird. 

Angesichts eines geringen Jahreseinkommens, durchschnittlich 4 Mona-
ten Beschäftigungslosigkeit, wenn’s gut läuft, und einer nicht unerheblichen 
Summe „unbezahlter Leistungen“ (wie Unterrichtsvorbereitungen, Recher-
chen, Betreuungen von Kindern und Jugendlichen, zusätzlichen Proben, Kos-
ten für Proberäume, Bühnen und Bühnengestaltungen usw. usf.) sind prekäre 
Verhältnisse sowie Altersarmut bei Tänzer/innen allgegenwärtig, über die sie 
allerdings nicht oder kaum sprechen. Gerade junge Tanzvermittler/innen, die 
noch am Anfang ihrer Karriere stehen, bieten ihre Kompetenzen auch kos-
tenfrei an, um Erfahrungen zu sammeln und in die ihnen einzig verbleibende 
Ressource investieren zu können. 

MEHR als Körper, WENIGER als Mindestlohn, GLEICH viel Prekariat? Die 
Leistungen von Tanzvermittler/innen in der Kulturellen Bildung sind und blei-
ben da wohl nicht mehr „als eine Art Aufwandsentschädigung für soziales 
Engagement“.
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Lesen für Geld 
Florian Höllerer

Öffentliche Lesungen sind aus dem Literaturbetrieb der Gegenwart nicht weg-
zudenken. Auch materiell sind sie elementarer Bestandteil einer Schriftsteller
existenz, gegenüber Buchverkäufen mit steigender Tendenz. Sich für Lesungen 
bezahlen zu lassen war allerdings nicht immer selbstverständlich und vor allem 
nicht immer ehrenvoll. Georg Christoph Lichtenberg etwa lästerte 1773 über 
Klopstocks Hamburger „Lese-Gesellschaft“: „Es soll gantz überaus ätherisch 
da zugehen bis auf das Geld das H. E. K. dafür zieht.“1 

Eine spektakuläre Entwicklung nimmt das Verhältnis von Lesung und Geld 
ein knappes Jahrhundert später – mit Charles Dickens. 1854 noch fleht John 
Foster seinen Freund Dickens an, aus seiner Leselust kein Geschäft zu machen. 
Lesungen trügen „so sehr den Charakter einer öffentlichen Ausstellung für 
Geld, um mit der Frage der Achtung vor seinem Beruf als Schriftsteller auch 
die Frage der Achtung vor sich als Gentleman in Anregung zu bringen“2.

Dickens aber ist nicht zu bremsen und findet einen Ausweg, in der Bene-
fizlesung. 1858 tritt er mehrfach zugunsten eines notleidenden Kinderhospi-
tals auf, dies mit durchschlagendem Erfolg. Die Mahnungen seines Freundes 
lässt Dickens nun immer weniger gelten und argumentiert sich den Weg frei: 

„Bedenkst Du auch ganz, daß die öffentliche Ausstellung so wie so stattfindet, 
wer auch das Geld bekommt? Und weißt Du, daß in diesem Augenblick, eben 
jetzt, wenigstens die Hälfte des Publikums denkt, ich würde bezahlt?“ 

Die Lesetour wird erfunden, von null auf hundert: „Am Freitag kamen wir 
von Shrewsbury nach Chester, sahen daß Alles für den Abend in Ordnung war 
und gingen dann nach Liverpool. Kamen zurück von Liverpool und lasen in 
Chester vor. Verließen Chester um 11 Uhr Abends nach der Vorlesung und gin-
gen nach London. Kamen am Sonnabend Morgen um 5 Uhr in Tavistock House 
an, verließen es ein Viertel nach 10 Vormittags und kamen hierher“, schreibt 
Dickens am 15. 8. 1858 aus Gadshill. Ein Stab von Geschäftsführern begleitet 
den Autor: „Sie wiesen Hunderte an den Thüren zurück, verkauften alle Bücher, 
wälzten sich auf dem Boden meines Zimmers knietief in Wechseln“, notiert 
Dickens über seinen Auftritt in Liverpool, dem 2300 Zuhörer beiwohnten. Und 
kurze Zeit später in Dublin: „Du kannst es Dir kaum vorstellen. Den ganzen 
Weg vom Hotel nach der Rotunde (eine halbe Stunde weit) mußte ich gegen 
den Strom von Leuten ankämpfen, die keine Plätze mehr hatten bekommen 
können. Als ich hinkam, hatte man die Fenster in den Zahlbüreaus zerbrochen 
und manche boten 5 Pfd. St für einen Sperrsitz. Die Hälfte meiner Plattform 
mußte abgenommen werden und die Leute wurden in die Ruinen hineinge-
häuft. Nie hatte ich eine solche Szene gesehen.“

1	� Brief an Johann Andreas Schernhagen, zitiert nach: Dichter lesen. Von Gellert bis Liliencron. 
Hrsg. v. Reinhard Tgahrt. Marbach a. N. 1984, S. 43.

2	� John Forster: Charles Dickens’ Leben. 1875. Zit. nach: Dichter lesen [1984], S. 244 ff. Folgende 
Zitate ebd.
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Wie die Rede geht
Die Diskurse der Ökonomie und der Kultur folgen je 
anderen Sprachen. Sprechen sie übereinander, stößt 
man, hier wie da, auf Reizthemen. Insbesondere für 
diejenigen, die argwöhnen, dass unter dem Deck-
mantel von Globalisierung und Zukunftsmärkten die 
Spielregeln der Marktökonomie auch in den öffentli-
chen Einrichtungen, gerade in den Kitas und Schulen 
immer weiter vorangetrieben werden.100 Kein Wun-
der, dass versucht wird, durch eine mit ökonomischen 
Erträgen argumentierende Verteidigung – z. B. der 
Umwegrentabilität – Abhilfe zu schaffen. 

Manchmal wird Sprache dabei usurpiert, manch-
mal beschleicht einen auch nur das Gefühl der Inbe-
sitznahme, und ab und zu wird eine Vereinnahmung 
selbst befördert. Insbesondere dann, wenn man im 
Rahmen von Projektförderungen Kultureller Bildung 
oder der Verteidigung von Kulturetats gehört wer-
den will: Wer im politischen Betrieb, bei den pri-
vaten Stiftungen oder den öffentlichen Unterneh-
men zugunsten Kultureller Bildung vorträgt, braucht 
nicht nur den angemessenen Tonfall, sondern auch 
eine anschlussfähige Sprache. Angesichts komple-
xer Förderstrukturen, knapper Kassen, der Siche-
rung der kulturellen Infrastruktur oder des Erhalts 
des kulturellen Erbes scheint die Vertrautheit mit 
ökonomischen Denkweisen und Formeln unum-
gänglich. Aber nicht alles, was gut gemeint101 zur 
Förderung Kultureller Bildung argumentiert wird, 
nicht jede freundliche Sprachformel ist gleicherma-
ßen bekömmlich. 

Sprachliche Vereinnahmung durch Denkkatego-
rien der Ökonomie zeigen etwa bildungssoziolo-
gische Studien wie die der OECD.102 Hier wird von 
der „Humankapitalausstattung“103 junger Menschen 
gesprochen, von „Bildungsrendite“104 und von Per-
sonen, die ihren Bildungsprozess mit Hilfe rationa-
ler „Investitionskalküle“105 planen. Problematisch 
ist dabei weniger die Forderung nach Effizienz, 
Erfolgskontrolle oder Exzellenz. Technologisches 
wie ökonomisches Denken sind bedeutsam für jede 
pädagogische Institution. Problematisch wird es 

jedoch, wenn diese technologisch-ökonomischen 
Kriterien des Bildungswesens zu vorherrschenden 
Wirklichkeitslektüren – zu Technokratien – werden 
und die Bestrebungen zur Allgemeinbildung, Kulti-
vierung und ästhetischen Erfahrung konterkarieren. 

Die rhetorische Wucht solcher Sprache bleibt 
nicht wirkungslos, und wer sich von der ökonomi-
schen Sprache gut bedient fühlt, wird keine Über-
setzungsschwierigkeiten beklagen. 

Warum werden aber Begriffe wie Investition 
oder Konjunktur überhaupt bemüht, wenn es sich 
bei den finanziellen Zuwendungen doch lediglich 
um Kulturausgaben handelt? 

Der latent drohende Rückzug der öffentlichen 
Hand aus der Kulturfinanzierung ist sicherlich ein 
Grund. Dass „das Kulturbewusstsein der Politiker 
bemerkenswerte Einbrüche erleidet“106 sicherlich 
ein anderer. Vor diesem Hintergrund gewann die 
neuausgerichtete Formel „Kulturförderung ist keine 
Subvention, sondern eine Investition“107 schnell zen-
trale haushaltspolitische Bedeutung. Denn sollten 
Kulturausgaben als Subventionen eingestuft wer-
den, schützen diese nicht vor Kürzungen. Investitio
nen hingegen lenken den Blick in die Zukunft, man 
darf für Investitionen sogar Schulden machen. 

Auch die Rede davon, dass Kulturelle Bildung 
„Konjunktur“108 habe oder einen „Boom“109 erfährt, 
hat sich in den letzten zehn Jahren vermehrt als chan-
cenverheißendes Narrativ durchgesetzt: als image-
pflegendes Credo mit einem Schuss Mutmacher. 

Doch die inhaltlichen Fundamente solcher Sprach- 
politik seitens der Kulturellen Bildung sind brüchig. 
Zum einen geht mit dem invest eine Rechnung ein-
her, die immer auf eine Nutzwertanalyse abzielt. 
Die Währung, die hier zählt, lautet ‚Erträge‘. Eine 
selbstauferlegte Bringschuld, die es dann auch ein-
zulösen gilt. Zum anderen impliziert das Wort Kon-
junktur die Abfolge von wirtschaftlichen Zyklen. 
Nach dem Aufschwung folgt immer ein Abschwung. 

Das ist so, daher ist es umso entscheidender, der 
Frage nachzugehen, welche Versprechen, Erwar-
tungen und Finanzierungen mit den ökonomischen 
Denkweisen und Formeln einhergehen.
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Über ästhetische und utilitaristische 
Deutungen der Kulturellen Bildung
Christian Rittelmeyer

Ihr schönes „neues Blumenbuch“ leitete die Malerin und Naturforscherin 
Maria Sibylla Merian im Jahr 1680 mit dieser Geschichte für „den Natur- und 
Kunst-liebenden Leser“ ein: Kaiser Maximilian sah einstmals auf der Reise 
einen alten Bauern Bäume setzen und fragte, was er da pflanze. Der Bauer 
sagte, er setze Dattelbäume. „Der Kaiser lachte und sprach: Ei, Bäuerlein, die 
Datteln tragen erst in hundert Jahren Früchte, das wirst du nicht erleben, dass 
du davon issest. Der Bauer antwortete: Ja, gnädiger Herr, ich weiß es wohl; ich 
tue es aber Gott zu Ehren und den Nachkommen zu Nutz! Diese Rede und Tat 
gefiel dem Kaiser so wohl, dass er dem Mann hundert Gulden schenken ließ: 
Also ward ihm seine Sorg und Arbeit für die Nachkommen reichlich belohnet, 
ob er gleich der gepflanzten Bäume Früchte nicht genoss. Hingegen diejeni-
gen, welche entweder Blumen ziehen oder verschenken sind weder auf Gott 
noch ihre Nachkommen groß bedacht, sondern hätten gern lieber heut denn 
morgen ihren Nutzen den sie dadurch suchen.“

Die naturforschende Künstlerin berichtet dann über „eine Million Goldes“, 
die von holländischen Tulpenhändlern umgesetzt worden seien. Sie erzählt 
aber auch von Blumenliebhabern in jenem Land, die ihre Tulpengärten selbst 
bei höchsten Preisgeboten nicht verkaufen wollten: „So viel vermag nemlich 
die Natur/mit ihrer holdseligen Zierde/bey großen Liebhabern auszurichten/
dass sie die Beschauung solcher Blumen höher/als ihrer Schätze achten; und 
lieber ihren Reichtum/denn ihre Lust vermindern wollen … dass sie diejenigen 
nicht so wol mit sehenden Augen blind/als mit blinden Augen sehend macht.“

Die historische Episode thematisiert auf eigentümliche Weise den nach 
wie vor bedeutsamen Diskurs um die (ökonomische oder bildungspolitische) 
Nützlichkeit der schönen Künste. Die Tulpen allein als Mittel des Lebensunter-
halts oder auch der Gewinnmaximierung anzusehen lässt die sehenden Augen 
insofern blind werden, als erst die Bewunderung ihrer Schönheit ohne jede 
Setzung von Außenzwecken in dieser Hinsicht blinde Augen sehend macht. 
Maria Sibylla Merian spielt das eine gegen das andere keineswegs aus, sondern 
zeigt gerade mit der Blindheits-Metapher die Komplexität dieser Frage auf: Die 
vom Kaiser gespendeten 100 Gulden sind durchaus als Zeichen dafür zu verste-
hen, dass einem künstlerisch schaffenden Menschen entgolten werden sollte, 
wenn er andere durch seine Schöpfungen beglückt; die von Tulpenzüchtern 
berichteten Millionengewinne erinnern hingegen an gewisse Tendenzen des 
modernen Kunstmarktes, in dem bestimmte Künstlerinnen und Künstler nach 
Maßgabe ihres erwarteten Verkaufswertes aufgebaut werden, ohne dass hier 
künstlerische Qualitätsdiskurse noch eine bemerkbare Rolle spielen.

Die Episode berührt aber auch die so drängende utilitaristische Frage nach 
den „außerfachlichen Wirkungen“ künstlerischer Tätigkeiten: Behauptet man 

sie, sollte auch geprüft werden, ob diese Behauptungen stimmen; aber die 
Forschungsszenerie muss dann auch daraufhin betrachtet werden, ob in sol-
chen empirischen Studien der Kern innerfachlicher Wirkungen, die genuin 
ästhetische Erfahrung, nicht aus dem Blickfeld gerät. Man wäre damit blind 
für eine Erfahrungsform, in der das Subjekt das ästhetische Objekt weder 
durch Begriffsanalysen und festsetzende Definitionen in Besitz nimmt noch 
das Objekt durch eine manipulierende Rhetorik das betrachtende Subjekt zu 
usurpieren droht – wie so häufig im derzeitigen Kunstbetrieb aller Richtungen. 
Eine freie Bewunderung der Kunstwerke wäre in der einen oder der ande-
ren Form nicht möglich. Ästhetische Erfahrungen jedoch als eine Gewinnung 
von „Humankapital“, als Förderung der „Humanressourcen“ mit Blick auf die 
wachsende Bedeutung der „Kreativwirtschaft“ zu bezeichnen verfehlt diese 
Idee ebenfalls und macht die blinden Augen der so Sprechenden gewiss nicht 
sehender.
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Stellen Sie sich vor, Ihr Bäcker 
wäre ein Projekt! 
Vanessa-Isabelle Reinwand-Weiss

Die Förderung Kultureller Bildung boomt. Hier ein neuer Forschungstopf, da 
eine neue Förderrichtlinie, ein weiterer Wettbewerb, die nächste Tagung und 
viele Mittel, insbesondere für Kulturelle Bildung mit geflüchteten Menschen. 
Wenn man in diesen Tagen etwas Schönes, möglichst sozial Inkludierendes 
mit Kultureller Bildung machen will, sollte irgendwo Geld aufzutreiben sein. 
Kulturelle Bildung für alle? Grundversorgung? Scheinbar kein Problem?!

Stellen Sie sich vor, Ihr Bäcker wäre ein Projekt! Einmal im Jahr gäbe es 
Brötchen und Kuchen im Überfluss, den ganzen Tag, wenn Sie wollen auch 
nachts. Sie kommen auf den Geschmack. Aber irgendwann ist das Projekt 
vorbei, der Bäcker wird abgewickelt und Sie müssen warten, bis sich wieder 
irgendwann die Gelegenheit ergibt, sich satt essen zu können. Appetit auf 
Brötchen und Kuchen haben Sie aber mehr als je zuvor.

Stellen Sie sich vor, Ihr Arzt wäre ein Projekt. Dieses Projekt läuft leider 
gerade nicht, wenn Sie krank sind und den Arzt dringend bräuchten. Als Sie 
wieder gesund sind, hat der hoch kompetente Arzt 24-Stunden-Schicht. Sie 
stellen fest, man hat schlichtweg verschiedene Konjunkturen.

So absurd die Beispiele anmuten, so absurd ist die Förderlogik, der unter 
anderem auch die Kulturelle Bildung unterliegt. Die Grundversorgung mit Kul-
tureller Bildung, d. h. der ästhetische Fachunterricht in Schulen, die Praxis
institutionen Kultureller Bildung, die Aus- und Weiterbildungsstrukturen sowie 
kommunale Basisangebote werden durch massive ökonomische Einschnitte in 
ihrem Angebot bedroht, während auf der anderen Seite immer weiter zusätz-
liche Alibi-Töpfe der Finanzierung entstehen. 

Ein Teufelskreis beginnt: Um ein Projekt zu akquirieren und durchführen zu 
können, muss zusätzlicher Aufwand betrieben werden, der mehr oder minder 
den Regelbetrieb einer Einrichtung lahmlegt. Förderrisiken müssen einge-
gangen werden, die vom jeweiligen Förderempfänger – realistisch betrach-
tet - nicht zu tragen sind. Inhaltlich und organisatorisch müssen Kompromisse 
und Anpassungen stattfinden, um den Förderkriterien zu genügen. Projekte 
müssen als Erfolg verkauft werden, aus Angst, das nächste Mal leer auszuge-
hen. Personal muss sich zeitlich und finanziell ausbeuten, weil ansonsten die 
hohen Projektanforderungen und zeitlichen Rahmenbedingungen nicht zu 
halten sind. Zusätzliche Verwaltungs- und Organisationskosten werden oft 
nicht finanziert. Eine interne und externe Nachfrage wird erzeugt, die nur mit 
weiterem Aufwand, d. h. neuen Projekten zu decken ist.

Irgendwann haben sich verlässliche Strukturen zu Projekten gewandelt, 
deren befristet beschäftigte Mitarbeiter krampfhaft versuchen, den Kampf um 
die allgemeine Aufmerksamkeitsökonomie zu gewinnen und damit als Sieger 
hervorzugehen. Doch schließlich stellt sich die Frage: Wer gewinnt eigentlich 
bei diesem Spiel?

Was wird erwartet? 
Wie eingangs erwähnt: Es regt sich der Verdacht, es 
könnte gerade die vermeintliche Hochkonjunktur 
Kultureller Bildung110 sein, die ihr Probleme berei-
ten wird. 

Neben der Unklarheit ökonomischer Zuschrei-
bungen greift auch die damit einhergehende Ur-
sachendiagnose zu kurz. Die vermeintliche ‚Kon- 
junktur‘ verdeckt vielmehr systematische Herausfor-
derungen für die Akteure. Wie ist über wirtschaft-
liche Zyklen hinweg eine auskömmliche Finanzie-
rung Kultureller Bildung zu sichern? Und dies für 
einen komplexen Bereich, dessen Grundlage infor-
melle Bildung ist, der dann formale und non-formale 
Bildung umgreift, auf die gesamte Lebensspanne 
bezogen ist und sich sowohl als freiwillige Leistung 
wie auch als Grundversorgung öffentlichen Interes-
ses begreifen lässt? 

Wie sehen die Wechselwirkungen von Angebot 
und Nachfrage in einem Zusammenhang aus, des-
sen Kennzeichen eben nicht ausschließlich nach-
frageorientiert ist? Insbesondere dann, wenn die 
Handlungsmöglichkeiten des Bundes begrenzt sind, 
die Situation der Länder sich trotz Länderfinanzaus-
gleichs stark unterscheidet und es sowohl reiche 
wie sehr arme Kommunen gibt? Welche Optionen 
haben sie unter dem Gesichtspunkt von Konjunktur?

Des Weiteren bietet der Konjunkturbegriff bezo-
gen auf den Doppelcharakter Kultureller Bildung, 
Gegenstände und Angebote sowohl ökonomisch 
als Waren und gleichwertig kulturell als Gut aufzu
fassen, keine alternative Orientierung. Nicht die 
Feststellung, dass Kulturelle Bildung eine Ware sein 
könnte, scheint in diesem Zusammenhang problema-
tisch, sondern die strukturverändernde Wirkung die-
ser Argumentationsfigur. Denn wie müsste Kulturelle 
Bildung beschaffen sein, dass sie als Ware verkäuf-
lich wäre?111 Für ein Gut von öffentlichem Interesse 
sind Konjunkturassoziationen nicht immer förder-
lich, wenn die Unterrichtsausfälle in den musischen 
Fächern112 z. B. unmittelbar dem privaten Bildungs-
markt in die Hände spielen. Wer sich des Werts von 

Kultureller Bildung bewusst ist und es sich leisten 
kann, der finanziert seinen Kindern Klavier- oder 
Gitarrenunterricht, wer es weder kennt noch sich leis-
ten kann, nicht.113 Da geht die Schere schnell weit auf.

Und schließlich ist zu fragen, wie der Konjunk-
turbegriff Bildungserwartungen berücksichtigt, die 
weit über solche Zyklen hinausweisen. Denn das 
übergeordnete Narrativ von Bildung als zentralem 
Zukunftsfaktor114 ist ungebrochen. 

Wirkungsweisen
Wie alle pädagogischen Felder lebt auch Kulturelle 
Bildung in Theorie und Praxis in einer eigentümlichen 
Spannung aus Erwartungen und Wirkungsweisen. 
Kulturelle Bildung soll schlauer, kreativer und innova-
tiver machen.115 Ästhetische Erfahrungen, als wesent-
licher Bestandteil Kultureller Bildung, hingegen sol-
len über einen rein instrumentalisierenden Umgang 
hinausweisen.116 Das zeigte schon die Denkschrift 

„Alles immer gut. Mythen Kultureller Bildung“117, die 
dezidiert die personal-individuellen, sozial-interakti-
ven, gesellschaftlich-politischen, institutionellen und 
ökonomischen Wirkungsfelder behandelte: 

Vor dem Hintergrund der generellen Annahme, dass 
Kulturelle Bildung schlauer, kreativer und reifer 
mache, zielen die personal-individuellen Wirkungs-
behauptungen auf die Förderung von Intelligenz, 
Emotionalität und Kreativität. Solche Versprechen 
haben auch in den Schlussbericht der Enquete-Kom-
mission Eingang gefunden: „Eine ganzheitliche Bil-
dung, die Musik, Bewegung und Kunst einbezieht, 
führt […] im Vergleich zu anderen Lernsystemen bei 
gleicher Informationsdichte des Unterrichts für den 
Lernenden zu höherer Allgemeinbildung. Gleichzei-
tig werden höhere Kreativität, bessere soziale Aus-
geglichenheit, […] höhere Lernleistungen in den 
nichtkünstlerischen Fächern (Mathematik, Infor-
matik) […] erreicht.“118

Mit Blick auf die sozial-interaktiven Erwartungen 
werden vor allem Motive verfolgt, die die Persön-
lichkeitsentwicklung und Chancengerechtigkeit für 
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ein besseres und gerechteres Miteinander betonen. 
In diesem Zusammenhang werden insbesondere 
integrative Wirkungen Kultureller Bildung hervor-
gehoben. Dass Kulturelle Bildung stärker den sozial 
Benachteiligten helfe, dass sie inklusiv sei, dass sie 
wesentlich partizipativ sei und dass sie Menschen 
verbinde, sind verbreitete Thesen, die sich in zahl-
losen Erklärungen finden. Dieses Argumentati-
onsmuster gilt auch für die weiteren sozialen Wir-
kungsbehauptungen wie die soziale Integration und 
sozialpolitische Prävention und Intervention.

Die gesellschaftlich-politischen Funktionszuschrei
bungen fokussieren Kulturelle Bildung auf die Fra-
gen der sozialen Integration und sozialpolitischer 
Prävention und Intervention. Kulturelle Bildung 
geht dann mit dem Versprechen einher, beim Kampf 
gegen Gewalt oder Drogenmissbrauch nützlich zu 
sein, aber auch der Integration marginalisierter Grup- 
pen und dem sozialen Ausgleich förderlich zu sein. 
Eines der Vorzeigeprojekte für diesen Ansatz ist „El 
Sistema“ aus Venezuela, das Generationen von Kin-
dern mit regelmäßiger musikalischer Praxis fördert, 
unter der Grundannahme, dass Musik als eine sen-
sitive und attraktive Aktivität dem Leben der Kin-
der Sinn und Struktur geben kann.119 

Die Erwartungen an institutionelle Wirkungsweisen 
zielen darauf, die Kulturinstitutionen und Bildungs
einrichtungen zum Guten zu verändern. Sei es durch 
Profilbildung der Einrichtung, sei es durch Verbesse-
rung der Beziehung zwischen Kindern und Jugend-
lichen zur Kita oder Schule, sei es durch Steige-
rung der Attraktivität mittels Schulaufführungen 
oder Fassadenverschönerungen oder sei es durch 
Impulse für das Lernen an sich. Immer geht es um 
die Außendarstellung einerseits und die Beziehungs
ebene andererseits. Von Kultureller Bildung ver-
spricht man sich Reflexion und Gesprächsanlässe. 

Das ökonomische Wirkungsfeld ist sowohl in 
Deutschland als auch international besonders ein-
flussreich. Hier wird mit den zu erwartenden öko-

nomischen Resultaten Kultureller Bildung argu-
mentiert. Nicht nur Kreativität als Movens für 
wirtschaftliche Entwicklungen, sondern auch wei-
tere nützliche Schlüsselkompetenzen wie Kommu-
nikations- und Kooperationsfähigkeit sind hier von 
Interesse. Wirkungen werden für den Arbeitsmarkt, 
die Kunden, die Mitarbeiter sowie für die Unterneh-
men als Ganzes erhofft.120

Zukunftsmärkte
Die international vielbeachteten Publikationen „The 
Rise of the Creative Class“121 von Richard Florida und 

„The Creative Economy“122 von John Howkins, die um 
die Jahrtausendwende erschienen sind, haben nicht 
an ökonomischer Aktualität verloren. Beide Autoren 
verdeutlichten den außergewöhnlichen Stellenwert 
des Faktors Kreativität in der gesamtwirtschaftli-
chen Wertschöpfungskette sowie deren Bedeutung 
für zukünftige Arbeitsplätze und Wachstumsmög-
lichkeiten – ein theoretischer Vorlauf für die „Crea-
tive Industries“123. 

Seither sieht nicht nur die OECD die Kreativwirt-
schaft als einen der dynamischsten Sektoren der 
Weltwirtschaft, sondern auch die UNESCO124, die 
Vereinten Nationen sowie die EU. Das zeigt sich 
beispielsweise an dem 2014 initiierten Programm 
der EU „Kreatives Europa“, das für eine sechsjäh-
rige Laufzeit ein Budget von 1,46 Milliarden Euro 
aufweist. In Deutschland ist dieser Wirtschafts-
zweig unter anderem durch die Empfehlungen der 
Enquete-Kommission „Kultur in Deutschland“ ins 
Zentrum des öffentlichen Interesses gerückt. Das 
seit 2009 im Auftrag des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie zur Kreativ- und Kulturwirt-
schaft durchgeführte Monitoring125 zu den schät-
zungsweise rund 249  000 Unternehmen in Deutsch-
land stellt beeindruckende Befunde vor: 2014 lag 
der erwirtschaftete Umsatz der Kreativwirtschaft 
bei 146 Milliarden Euro. Im Zeitraum 2010 bis 2013 
ist die Bruttowertschöpfung um rund sechs Milli-
arden Euro gestiegen, während andere Branchen 
wie beispielsweise die Chemische Industrie oder die 
Finanzdienstleister hier rückläufige Werte aufwei-

sen. Getragen wird die Branchenstruktur der Kreati-
ven durch eine hohe Anzahl von Klein- und Kleinst-
unternehmen sowie eine hohe Anzahl freiberuflich 
arbeitender Künstler und Kulturschaffender. 

Mit Blick auf die Akteure ist es erstaunlich, dass 
in keinem der Berichte die Frage auftaucht, wie die 
Kreativen, Künstler und Kulturschaffenden überhaupt 
ihren Weg in diesen zunehmend bedeutsamen Wirt-
schaftszweig finden. Haben wir heute und in Zukunft 
genügend Angebote in den Kitas, Schulen, Musik-
schulen, Jugendkunstschulen, soziokulturellen Zent-
ren, Theatern, Museen, Konzerthäusern, Hochschulen 
und Weiterbildungseinrichtungen, damit Heranwach-
sende mit Kunst, Musik, Theater, Tanz, Literatur, Film, 
Architektur und Design in Berührung kommen? 

Doch nicht nur der Diskurs über Erwartungen 
und Zukunftsmärkte Kultureller Bildung muss 
weitergeführt werden, sondern auch die Diskus-
sion über die Notwendigkeit, diesen Aufgaben ein 
Fundament zu geben. Kurzum: die Gewährleistung 
eines flächendeckenden, vielfältigen Angebots Kul-
tureller Bildung im formalen und im non-formalen 
Bereich. Die Angebote Kultureller Bildung müssen 
dabei neben pädagogischen sowohl kulturellen und 
insbesondere künstlerischen Qualitätsansprüchen 
genügen als auch in der Breite kulturelle Teilhabe 
ermöglichen. 

Das zielt nicht auf Erfolgsmeldungen von Muse-
umsschlangen-Rekorden oder privilegierte Leucht-
turmprojekte. Und es ist nicht zu verstehen als ‚nice 
to have‘ einer bedürfnisbefriedigenden Kulturelite 
oder als Distinktionsvehikel aufstiegsorientierter 
Klein- und Mittelbürger, und schon gar nicht als 
bloße Dekoration des Alltags. Vielmehr geht es 
in erster Linie um die Sicherung und Entwicklung 
des alltäglichen, unspektakulären und in der Regel 
wenig sichtbaren Angebots, des Kunst- und Musik
unterrichts zum Beispiel.126 

Indessen: Im Schatten glänzender Programm-
flyer und funkelnder Sonderprogramme klaffen der-
weil erhebliche Lücken in der Grundversorgung mit 
Bildung im Allgemeinen und mit Kultureller Bildung 
im Besonderen. 

Wo es fehlt – Befunde
Die wichtigste politische Aufgabe im Bereich der 
Kulturellen Bildung sieht der Rat für Kulturelle Bil-
dung in der Entwicklung und Sicherung einer qua-
litativ hochwertigen und quantitativ ausreichen-
den Grundversorgung mit Kultureller Bildung, mit 
den entsprechenden Bildungsmöglichkeiten für alle. 
Denn diese bildet ein zentrales Element der Siche-
rung und Ermöglichung von Lebensqualität. Gewiss 
ist die Landschaft der Kulturellen Bildung außeror-
dentlich heterogen, das macht die Bestimmung der 
Ausgangslage für eine verlässliche Grundversor-
gung nicht einfach. Jedoch ist diese durch die Eta-
blierung der zentralen Leitformel „Kultur für alle“127, 
durch überregionale Kulturprogramme, bundes-
weite Wettbewerbe oder durch die Entwicklung 
der kommunalen Bildungslandschaften auch nicht 
die schlechteste. 

Es hat sich viel getan, insbesondere im letzten 
Jahrzehnt. Man könnte also meinen, wenn kulturelle 
Teilhabe so häufig und an prominenter Stelle gefor-
dert wird, sei deren Umsetzung reine Formsache.128 
Indessen: Wie sind Fragen nach der Grundversor-
gung ansatzweise zu beantworten, wenn schon die 
Enquete-Kommission „Kultur in Deutschland“ kons-
tatierte, dass „weder die kulturellen Bildungsaktivi-
täten noch die staatlichen Ausgaben für kulturelle 
Bildung“129 vollständig dargestellt werden können? 
Auch noch im Jahr 2013 kam die Studie „mapping//
kulturelle-bildung“ zu dem Schluss, dass „selbst 
grundlegende Feststellungen – zum Beispiel wie 
viele Vermittler im kulturellen Bildungsfeld arbeiten, 
wie viel Geld in Kulturelle Bildung investiert wird, 
wie viele Schulen außerhalb der Unterrichtszei-
ten kulturelle Bildungsangebote bereitstellen oder 
wie viel in frühkindliche Kulturelle Bildung investiert 
wird – [...] nicht ansatzweise getroffen werden kön-
nen“130. Die Lage ist unübersichtlich und von Leer-
stellen geprägt. In vieler Hinsicht weiß man wirklich 
nicht, woran man ist.

Vor diesem Hintergrund nimmt der Rat in dieser 
Denkschrift die benennbaren Informationslücken 
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und die nach dem Stand des vorhandenen Wissens 
erkennbaren Entwicklungsnotwendigkeiten in der 
Grundversorgung mit Kultureller Bildung in den 
Blick. Das geschieht in fünf thematischen Zugängen:

Erstens werden für den formalen Bildungsbereich 
Studien zur Kulturellen Bildung in Ganztagsschu-
len, Schulen sowie Kleine Anfragen zur fachfremden 
Unterrichtserteilung herangezogen, die teilweise 
bundesweite Ergebnisse und teilweise Befunde 
aus den Bundesländern liefern. 

Zweitens hat der Rat ausgewählte „Stimmen“ zur 
Lage und Entwicklung des non-formalen Bereichs 
eingeholt: Einordnungen zur Finanzierung Kultu-
reller Bildung sowie zu den Personal- und Finanz-
strukturen der Einrichtungen und Verbände. Neben 
einer Reihe von gemeinsamen Problemfeldern zur 
Finanzierung von Kultureller Bildung, die im Folgen-
den vorgestellt werden, finden sich die verbands-
spezifischen Ergebnisse dieser Recherche im Ein-
zelnen in Kapitel VI.

Drittens werden wesentliche Befunde der Städte-
befragung „Städte/Geld/Kulturelle/Bildung. Hori-
zont 2016“131 vorgestellt. Denn es sind die Kommu-
nen, die die zentralen Träger der Kulturellen Bildung 
im non-formalen Bereich und im Bereich der unter-
richtsergänzenden Angebote in der Offenen Ganz-
tagsschule sind. Daher ist es eine entscheidende 
Frage, welche Bedeutungen die Kommunen Kultu-
reller Bildung zumessen und welche Entwicklungen 
zu ihrer Finanzierung erwartet werden.

Viertens spielt das Bildungs- und Teilhabepaket, das 
bundesgesetzlich geregelte Förderungsansprüche 
beinhaltet, als Maßnahme zur Grundversorgung 
eine tragende Rolle. Hier wird eine aktuelle Aus-
wertung der Inanspruchnahme vorgenommen. 

Und fünftens wird die ökonomische Situation der-
jenigen beleuchtet, die sowohl im formalen als auch 
im non-formalen Bereich der Kulturellen Bildung 
arbeiten: Künstler und Kulturschaffende. In Anleh-
nung an das Projekt „Arbeitsmarkt Kultur“132 des 

Deutschen Kulturrates werden aktuelle Studien 
zu den Arbeitsbedingungen von in der Kulturel-
len Bildung tätigen Tänzern, Musikern, Bildenden 
Künstlern und Akteuren des Darstellenden Spiels 
vorgestellt. 

Im Fokus: Ganztagsschule 
und Schule 
Dass die Ganztagsbildung im Kontext kommunaler Bildungslandschaften zu ent-
wickeln ist, wird ebenso einvernehmlich133 gesehen wie die Hoffnung auf eine 
bessere Förderung benachteiligter Kinder und Jugendlicher. So wurde mit dem 
Ausbau der Ganztagsschule eine bildungstheoretische, -ökonomische und -poli-
tische Diskussion forciert134, die sowohl die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
als auch die Grundlegung eines neuen Bildungsverständnisses zusammenfügte. 
Dabei ging der Ausbau der Ganztagsschule mit großen Veränderungen für die 
Kommunen einher – Räume mussten geschaffen, Unterrichts- und Betreuungs-
zeiten gefüllt und Personal gewonnen werden. Das erforderte eine Entwicklung 
zu verbindlichen Vernetzungsstrukturen aus den Bereichen Jugend, Kultur und 
Schule. In den Bildungseinrichtungen finden sich dadurch inzwischen unter-
schiedlichste Berufsgruppen insbesondere für die künstlerischen und sportlichen 
Zusatzangebote im Betreuungsbereich; aber selbst der curriculare Unterricht wird 
nicht immer von schulischen Lehrkräften, geschweige denn von Fachlehrkräften 
erteilt. Drittens werden wesentliche Befunde der Städtebefragung „Städte/Geld/
Kulturelle/Bildung. Horizont 2016“135 vorgestellt. Denn es sind die Kommunen, 
die die zentralen Träger der Kulturellen Bildung im non-formalen Bereich und im 
Bereich der unterrichtsergänzenden Angebote in der Offenen Ganztagsschule 
sind. Daher ist es eine entscheidende Frage, welche Bedeutung die Kommu-
nen Kultureller Bildung zumessen und welche Entwicklung zu ihrer Finanzie-
rung erwartet wird. 

Nun könnte man nach über zehn Jahren meinen, insbesondere die Ganztags-
schule sei ein Ort gelebter Grundversorgung mit Kultureller Bildung. Und in der 
Tat scheint ihr Ausbau mit einem Bedeutungszuwachs Kultureller Bildung ein-
hergegangen zu sein. Allerdings weist eine Reihe von Studien darauf hin, dass 
dieser Kraftakt noch längst nicht bewältigt ist. Es ist keineswegs geklärt, auf 
welcher Grundlage die Kommunen und Schulen den Ganztagsbetrieb finan-
zieren sollen und wie diesbezüglich die Qualität der Angebote gewährleistet 
werden kann.136 Zumal im curricularen Unterricht in der Konkurrenz der Fächer 
die künstlerischen Fächer erstaunlicherweise eher marginalisiert worden sind 
und werden. „Und was hilft der Verweis auf noch so schöne Kooperationspro-
jekte Kultureller Bildung, bundesweite Programme oder Zusatzangebote in 
der Ganztagsschule, wenn diese den fehlenden Unterricht doch nicht erset-
zen können; sie können lediglich gute und sehr wünschenswerte Ergänzun-
gen darstellen.“137

Aber: Was weiß man eigentlich über die Grundversorgung mit Kultureller 
Bildung in den Schulen? Hinweise geben immerhin die zusammengefassten 
Befunde unterschiedlicher Studien und Kleinen Anfragen. 
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Ganztagsschule 2014/15. Deskriptive 
Be funde einer bundesweiten Befragung
Vor dem Hintergrund des Ausbaus der Ganztagsschulen in Deutschland wurde 
die Studie zur Entwicklung von Ganztagsschulen (StEG)138 initiiert. Befunde zur 
Entwicklung wurden unter Verwendung einer jeweils repräsentativen Schul-
stichprobe139 erstellt. Nach einem ersten Systemmonitoring 2012 wurden 2015 
die Ergebnisse der zweiten bundesweiten Schulleitungsbefragung veröff ent-
licht. Das ermöglicht einen Trendvergleich auf Systemebene (Bundes- bzw. 
Landesebene) in zeitlicher Perspektive, wodurch politisches Handlungswis-
sen zur Steuerung des Bildungssystems generiert werden sollte.140 Folgende 
Befunde der Befragung sind für diese Denkschrift relevant: 

Musisch-künstlerische Angebote nehmen im außerunterrichtlichen Bereich 
einen hohen Stellenwert ein. An allen drei betrachteten Schulgruppen gehören 
sie mit jeweils über 90 Prozent zu den im Ganztag am häufi gsten praktizierten 
Angebotsformen [Schaubild 1  ]. An Ganztagsgymnasien kommen derartige 
Angebote sogar an 97,8 Prozent der Schulen vor.141 Mit Blick auf die Vergleichs-
werte von 2012 ist festzustellen, dass auch damals schon die musisch-künst-
lerischen Angebote eine exponierte Stellung einnahmen und sich dieser Wert 
nicht maßgeblich veränderte. 

Auch das außerunterrichtliche Angebot „Deutsch, Literatur, Lesen“ trägt 
einen bedeutenden Teil zum Gesamtangebot der Ganztagsschule bei [Schau-

bild 2  ]. Zwar sind hier weniger, aber immer noch häufi ge Nennungen zu ver-
zeichnen. Obwohl nicht ermittelt werden kann, welchen Anteil „Literatur“ in 
dieser Gruppe ausmacht, ist die Abfrage interessant, da es für diese Sparte im 
Rahmen des schulischen Curriculums kaum Erhebungen gibt. 

Über den Zusammenhang des Stellenwertes von musisch-künstlerischen 
Angeboten und der Bedeutung von Kooperationen mit Musik-, Kunstschulen 
und Bibliotheken können auf Grundlage der Befragung keine weitergehenden 
Aussagen getroff en werden. Obwohl die musisch-künstlerischen Angebote über 

Ganztagsschulen mit außerunterrichtlichen Angeboten im Bereich 
Deutsch, Literatur, Lesen
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Primar (n = 414), Sek. I (o. Gym.) (n = 540), Gymnasien (n = 258)2015
Primar (n = 403), Sek. I (o. Gym.) (n = 458), Gymnasien (n = 185)2012

74,5

76,6
69,3

Angaben in Prozent zum laufenden Schulhalbjahr.  Quelle: StEG-Konsortium 2015

Wie viele Ganztagsschulen kooperieren mit Akteuren 
aus dem Bereich Kultur?

3

Musikschule, -verein, Kunstschule

Primarschulen 
Sekundarstufe I (o. Gym.)
Gymnasien

Primar (n = 414), Sek. I (o. Gym.) (n = 539), Gymnasien (n = 230)2015
Primar (n = 382), Sek. I (o. Gym.) (n = 464), Gymnasien (n = 188)2012

46,5

35,8
29,3

Bibliothek

Primarschulen 
Sekundarstufe I (o. Gymn.)
Gymnasien

12,2

9,9
10,2

Angaben in Prozent. Quelle: StEG-Konsortium 2015

die Schultypen hinweg mit jeweils über 90 Prozent zu den im Ganztag am häu-
fi gsten praktizierten Angebotsformen zählen, scheint sich das nicht maßgeblich 
auf die Zusammenarbeit mit Institutionen der Kulturellen Bildung auszuwirken. 
Wenn der Wert der Kooperationen im Vergleich zu 2012 sogar zurückgegan-
gen ist [Schaubild 3  ] – bei gleich hoher Bedeutung der musisch-künstlerischen 
Angebote –, würde man gerne erfahren, was die ausschlaggebenden Gründe für 
den Rückgang waren. 

Mit Blick auf die ökonomische Rahmung der Schulen wurden diese gefragt, 
inwieweit die räumlichen, personellen und materiellen Ressourcen dem prakti-
zierten bzw. angestrebten Ganztagskonzept gerecht werden. Circa zwei Drittel 
der Schulleitungen über alle Schulformen hinweg bewerten die personelle und 
materielle Ausstattung als hinreichend [Schaubild 4  ]. Bei der räumlichen Aus-
stattung liegen die Werte über alle Schulformen hinweg geringer. 

Eine  Einordnung dieser Ergebnisse ist schwierig, da zwischen den Katego-
rien „praktizierte“ und „angestrebte“ Konzepte von Ganztagsschule erhebli-

44 Inwieweit werden die derzeitigen räumlichen, personellen und 
materiellen Ressourcen den an Ihrer Schule praktizierten bzw. 
angestrebten Konzepten von Ganztagsschule gerecht?
Materielle Ausstattung

Primarschulen 
Sekundarstufe I (o. Gym.)
Gymnasien

Primar (n = 449), Sek. I (o. Gym.) (n = 584), Gymnasien (n = 271)Primar (n = 449), Sek. I (o. Gym.) (n = 584), Gymnasien (n = 271)20152015
Primar (n = 427), Sek. I (o. Gym.) (n = 511), Gymnasien (n = 213)Primar (n = 427), Sek. I (o. Gym.) (n = 511), Gymnasien (n = 213)20122012

72,7

69,9
65,9

Personelle Ausstattung

Primarschulen 
Sekundarstufe I (o. Gym.)
Gymnasien

65,9

70,3
67,2

Räumliche Ausstattung

Primarschulen 
Sekundarstufe I (o. Gym.)
Gymnasien

57,1

58,8
61,6

Zusammengefasste Angaben der Schulleitungen, die die Kategorien „eher gut“ und „sehr gut“ gewählt
haben, in Prozent. Quelle: StEG-Konsortium 2015

Ganztagsschulen mit außerunterrichtlichen musisch-künstlerischen
Angeboten

1

Primar (n = 418), Sek. I (o. Gym.) (n = 506), Gymnasien (n = 235)2015
Primar (n = 403), Sek. I (o. Gym.) (n = 458), Gymnasien (n = 185)2012

Angaben in Prozent zum laufenden Schulhalbjahr. Quelle: StEG-Konsortium 2015

93,0
90,8
97,8

Primarschulen 
Sekundarstufe I (o. Gym.)
Gymnasien
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6 Schulen ohne Lehrkräfte mit der Fakultas in den Fächern Kunst und 
Musik in Niedersachsen
Kunst
Musik

Angaben in Prozent von n = 2646 allgemeinbildenden Schulen ohne Förderschulen, 
Abendgymnasien und Kollegs. Quelle: Eigene Darstellung nach Niedersächsischer Landtag 2015

15,7
20,2

che Unterschiede in der Bewertung bestehen können. So ist nicht zu erfahren, 
ob das praktizierte Ganztagskonzept mit knappsten Mitteln oder gut ausge-
stattet umgesetzt wird. 

Um Auskunft darüber zu erhalten, wo Handlungsbedarf bei den Schulen 
besteht, wurden diese nach den Schwierigkeiten bei der Durchführung des 
Ganztagsbetriebes gefragt. Jeweils über die Hälfte der befragten Schulen 
äußern Probleme bei der Gewinnung zusätzlichen Personals. Hinsichtlich der 
Finanzierung des Ganztags und der Gewinnung von Kooperationspartnern 
sehen ein Drittel bis knapp die Hälfte der Schulleitungen Probleme. Dabei 
scheinen im Vergleich zur Befragung im Jahr 2012 die Schwierigkeiten nur 
leicht abgenommen zu haben [Schaubild 5 ]. 

Besonders auffällig sind die unterschiedlichen Werte bei den jeweiligen 
Schulformen. Während über die Hälfte der Primarschulen Schwierigkeiten bei 
der Finanzierung sehen, trifft das nur für 37 Prozent der Gymnasien zu. Der 
wichtigste Befund ist allerdings, dass quer über die Schularten drei Fünftel der 
Befragten von Schwierigkeiten der Personalrekrutierung berichten. Das deu-
tet auf ein erhebliches Strukturproblem der Entwicklung hin. 

Die Studie ergänzt diesen Befund mit dem Hinweis auf regionsspezifische 
Unterschiede. Insbesondere in ländlichen Regionen bestehen Schwierigkeiten 
bezüglich der Gewinnung von Personal und Kooperationspartnern, während 
in großstädtischen Gebieten insbesondere räumliche Ressourcen fehlen. Da 
diese Problematik bereits bei der Schulleitungsbefragung 2011142 zutage getre-
ten ist, zeigt sich hierin ein starker Entwicklungs- und Interventionsbedarf.143

Zur Gewährleistung künstlerischer  
Fächer in Schulen
Schon 2012 mahnte der nationale Bildungsbericht an, dass es bundesweit vor 
allem im Elementarbereich und der Grundschule an qualifiziertem Personal 
für die künstlerische Förderung der Schüler fehle.144 Dass Bildungsgelegen-
heiten teilweise nicht vorhanden sind, verdeutlichte die Studie „Jugend/Kunst/
Erfahrung. Horizont 2015“: Fachfremder Unterricht und Unterrichtsausfall in 
den Fächern Kunst und Musik sind keine Seltenheit und finden besonders oft 
in Grundschulen und Sekundarschulen statt. Gymnasien dagegen sind zwar 
ebenfalls deutlich betroffen, insgesamt aber schwächer als die anderen Schul-
arten.145 Die Bildungschancen von Kindern und Jugendlichen sind in dieser Hin-
sicht schulformabhängiger denn je. Auch wenn der fachfremde Unterricht und 
Stundenausfall insgesamt nur zu einem Teil in den Schulstatistiken der Länder 
erfasst wird und differenzierte Aussagen für einzelne Fächer sich bundesweit 
nur bedingt treffen lassen146, gibt es mittlerweile einige empirische Erkenntnisse 
aus den Ländern. Im Folgenden werden Befunde zur Situation des Kunst- und 
Musikunterrichts aus fünf Bundesländern vorgestellt. Sie betreffen immerhin 
rund 30 Prozent der insgesamt 8,37 Millionen Schülerinnen und Schüler an all-
gemeinbildenden Schulen in Deutschland im Schuljahr 2014/2015.147

Beispiel Niedersachsen
Obwohl die musisch-künstlerischen Fächer jeweils in der Stundentafel vorge-
sehen sind, bedeutet das nicht, dass diese auch tatsächlich erteilt beziehungs-
weise von einer Lehrkraft mit entsprechender Fakultas unterrichtet werden – 
das Beispiel Niedersachsen verdeutlicht das. Auf eine Kleine Anfrage der nie-
dersächsischen FDP-Fraktion „Zur Lehrerversorgung in musisch-künstlerischen 
Fächern“148 legte die Landesregierung im März 2015 entsprechende Daten vor: 
Von den berücksichtigten 2646 allgemeinbildenden Schulen149 in Niedersa-
chen verfügen 452 Grundschulen und 82 weiterführende Schulen über keine 
Lehrkraft mit der Fakultas für Musik. Das sind 20,2 Prozent aller Schulen. Im 
Bereich Kunst sind es 15,7 Prozent der Schulen [Schaubild 6  ]. Das bedeutet, 
dass an 330 Grundschulen und 65 weiterführenden Schulen keine Lehrkraft 
mit der Fakultas für Kunst beschäftigt ist. 

Beispiel Sachsen
Es scheint besonders oft der Kunstunterricht zu sein, der in Sachsen – wie 
auch in anderen Bundesländern – fachfremd erteilt wird150 [Schaubild 7  ­­
S. 58]. An Grundschulen hatten im Schuljahr 2013/14 nur 56,8 Prozent der das 
Fach unterrichtenden Lehrkräfte eine künstlerische Ausbildung (79,4 Prozent 
sind es im Fach Musik). 

5 Haben Sie Schwierigkeiten bezüglich der Durchführung bzw. 
Weiterentwicklung des Ganztagsbetriebes in den folgenden Bereichen?
Gewinnung außerschulischer Kooperationspartner

Primarschulen 
Sekundarstufe I (o. Gym.)
Gymnasien

Primar (n = 428), Sek. I (o. Gym.) (n = 563), Gymnasien (n = 262)2015
Primar (n = 418), Sek. I (o. Gym.) (n = 503), Gymnasien (n = 210)2012

37,8

30,6
47,7

Personalrekrutierung: Gewinnung zusätzlichen Personals

Primarschulen 
Sekundarstufe I (o. Gym.)
Gymnasien

60,2

53,3
58,1

Finanzierung

Primarschulen
Sekundarstufe I (o. Gym.)
Gymnasien

50,4

37,0
42,4

Zusammengefasste Angaben der Schulleitungen, die die Kategorien „tri�t eher zu“ und 
„tri�t voll und ganz zu“ gewählt haben, in Prozent. Quelle: StEG-Konsortium 2015
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Während im Bereich der Grundschule aufgrund des Klassenlehrerprinzips keine 
weitergehenden Aussagen getroffen werden können, sind die Befunde zu den 
Oberschulen und Gymnasien in Sachsen deutlich. Nur 64 Prozent der das Fach 
unterrichtenden Lehrkräfte an Oberschulen haben eine Ausbildung in Kunst. In 
diesem Zusammenhang ist es nicht verwunderlich, dass 26,5 Prozent des Kun-
stunterrichts an Oberschulen fachfremd erteilt werden. Nicht derart hohe, aber 
immer noch hohe Werte sind im Bereich Musik zu verzeichnen. 79,4 Prozent 
der das Fach unterrichtenden Lehrkräfte an Oberschulen haben eine Ausbil-
dung in Musik, und 14,3 Prozent des Musikunterrichts an Oberschulen werden 
fachfremd erteilt. Anders die Lage an Gymnasien: Hier haben immerhin 87,8 
Prozent der das Fach unterrichtenden Lehrkräfte an Gymnasien eine Ausbil-
dung in Kunst. Das Fach Musik ist mit 96,8 Prozent ausgebildeter Lehrkräfte 
Spitzenreiter. Auch im Hinblick auf den fachfremd erteilten Unterricht errei-
chen die Gymnasien deutlich bessere Werte. ‚Nur‘ 2 Prozent des Musikunter-
richts und 7,5 Prozent des Kunstunterrichts werden fachfremd erteilt. 

Beispiel Rheinland-Pfalz
In Rheinland-Pfalz weist der Fachunterricht in Kunst große Leerstellen auf. Die 
Antwort des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur 
auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU zu fachfremdem Unterricht zeigt 
eindrücklich, dass Kunst mehr als doppelt so oft wie Musik fachfremd erteilt 
wird151 [Schaubild 8  ]. Auch im Vergleich zu allen Schulfächern findet Kunstun-
terricht mehr als doppelt so oft fachfremd erteilt statt (23,2 zu 10,1 Prozent).152 
Zudem bestehen in Rheinland-Pfalz gravierende Unterschiede zwischen den 
Schulformen. Fachfremd erteilter Unterricht im Fach Bildende Kunst ist vor 
allem ein Problem der Realschulen. Auch hier sind Gymnasien weit besser mit 
qualifizierten Lehrkräften ausgestattet.153

10 Fachfremd erteilter Unterricht in den Fächern Kunst und Musik
in Brandenburg
Kunst
Musik

Angaben in Prozent von n = 14 107 Lehrerwochenstunden  im Fach Kunst bzw. 
n = 7529 Klassen der Jahrgangsstufen 1–10 mit Musikunterricht im Schuljahr 2014/2015. 
Quelle: Eigene Darstellung nach Land Brandenburg 2016

30,0
16,7

Beispiel Hessen
Auf das strukturelle Dilemma der schulformbezogenen Unterschiede ver-
weist auch die Studie „Lehrerversorgung für den Unterricht in Kunsterziehung 
und Musik an hessischen Schulen“ von 2016.154 Nun ließe sich mit Blick auf die 
Gesamtzahl der Lehrkräfte feststellen, dass der Anteil von Lehrkräften mit einer 
Lehrbefähigung oder Unterrichtserlaubnis in den Fächern Kunst und Musik im 
letzten Jahrzehnt insgesamt zurückgegangen ist [Schaubild 9  ]. 

Jedoch ist auch hier wieder das Gymnasium von dieser Entwicklung ausge-
nommen. Von dem Rückgang besonders betroffen sind hingegen Förderschulen 
und Grund-, Haupt- und Realschulen. Auch zwischen schulformbezogenen und 
schulformübergreifenden Gesamtschulen ist diesbezüglich eine unterschied-
liche Entwicklung auszumachen. Vor allem auffällig ist die Differenz bei den 
Lehrkräften für das Lehramt Sonder-/Förderschule und den unterschiedlichen 
Lehrämtern für Grund-/Haupt- und Realschule. Auffällig ist noch die höhere 
Zahl von Musiklehrkräften im Vergleich zu den Kunsterziehern an Gymnasien. 
Im Zeitvergleich sind ein Rückgang der Zahl der Kunsterzieher und ein Anstieg 
der Zahl der Musiklehrkräfte zu beobachten. Der Zuwachs bei den Musiklehr-
kräften kommt fast ausschließlich den Gymnasien zugute.

Beispiel Brandenburg
Auch in Brandenburg ist fachfremd erteilter Unterricht in künstlerischen 
Fächern keine Seltenheit. 16,7 Prozent des Musik- und sogar 30 Prozent des 
Kunstunterrichts155 werden fachfremd erteilt [Schaubild 10  ]. Eine Notwendig-
keit, diesen Missstand zu ändern, wird auf Seiten der Landesregierung offen-
bar nicht gesehen: Im Rahmen der Großen Anfrage „Musikalische Bildung“ der 
SPD-Fraktion und der Fraktion DIE LINKE vom 24.08.2015 lautete die Antwort 

Stellenumfänge für Lehrkräfte mit den fachlichen Qualifikationen Kunst und Musik an
allgemeinbildenden Schulen nach Schultyp der Stammschule

9

Sonder-/Förderschulen

Grund-, Haupt-, Realschulen

Gymnasien

Schulformbezogene Gesamtschulen

Schulformübergreifende Gesamtschulen

Fach/Schultypgruppe

Angaben in Prozent von n = 4729/2672 Stellen 2005. Quelle: SchulVerwaltung 2016

Stellenumfang Kunsterziehung / Musikerziehung

2005 Di�erenz 2014 (%)

9,9 + 1,3
+ 0,3

- 6,3
- 4,7

+ 3,3
+ 3,2

- 1,0
- 1,1

+ 2,7
+ 2,3

7,3

50,7

14,8

17,7

9,4

60,5

8,3

13,3

8,1

8 Fachfremd erteilter Unterricht in den Fächern Kunst und Musik
in Rheinland-Pfalz
Kunst
Musik
Alle Schulfächer

Angaben in Prozent von n = 377 136 Unterrichtsstunden an allgemeinbildenden Schulen ohne 
Berufsschulen im Schuljahr 2014/2015. Quelle: Eigene Darstellung nach Landtag Rheinland-Pfalz 2015

23,2
9,3
9,8

7 Fachfremde Lehrkräfte und fachfremd erteilte Unterrichtsstunden
in Kunst und Musik in Sachsen 
Schulform Lehrkräfte ohne Ausbildung 

im Fach Kunst / Musik
Fachfremder Unterricht 
im Fach Kunst / Musik

Grundschule

Oberschule

Gymnasium

Angaben in Prozent von n = 4956 Lehrpersonen mit Unterrichtseinsatz in den Fächern Kunst und 
Musik. Quelle: Eigene Darstellung nach Sächsischem Staatsministerium für Kultus 2015. 
Anmerkung: Bei Grundschulen wird das Klassenlehrerprinzip angewendet, wodurch in allen 
Fächern mehr Unterricht fachfremd erteilt wird.

43,2
20,6
36,0
20,6
12,2
3,2

35,8
14,3
26,5
14,3
7,5
2,0
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der Landesregierung Brandenburg auf die Frage, wie viele Fachlehrkräfte im 
Fach Musik fehlen würden, um den Bedarf abzudecken: keine. Denn rein rech-
nerisch würden keine Lehrkräfte für Musik fehlen, es sei nur zu schwierig, diese 
an mehreren Schulen einzusetzen. Die Fahrtzeit zwischen den Schulen sei zu 
lang.156 Eine Sicherung der Unterrichtsqualität scheint sogar im Fach Kunst 
als nachrangig angesehen zu werden. 2016 musste die Landesregierung auf 
die Kleine Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 23.12.2015 mit-
teilen, dass es „keine Festlegungen und Auflagen“ für fachfremd Unterrichte
nde im Fach Kunst gibt.157 

Zur Situation kultureller Bildung an  
Schulen. Ergebnisse einer Schulleitungs-
befragung 2011
Um die Situation musisch-ästhetischer Bildung an deutschen Schulen näher zu 
erfassen und die Datenbasis für das Schwerpunktthema „Kulturelle/musisch-äs-
thetische Bildung im Lebenslauf“ im Bildungsbericht „Bildung in Deutschland 
2012“ zu generieren, führte das Deutsche Institut für Internationale Pädagogi-
sche Forschung (DIPF) 2011 in Abstimmung mit der Kultusministerkonferenz 
eine bundesweit repräsentative Befragung von Schulen158 durch. Dazu war es 
notwendig, Daten direkt bei einzelnen Schulen zu den künstlerischen Unter-
richtsfächern, der Qualifikation des lehrenden Personals sowie zu außerunter-
richtlichen Angeboten im Rahmen der kulturellen/musisch-ästhetischen Bil-
dung an Schulen zu erheben. 

Mit Blick auf das Personal kam die Studie zu dem Schluss, dass sich der 
Betrieb der Ganztagsschule nur mit dem Einsatz von Honorarkräften durch-
führen lässt. Das betrifft insbesondere die außerunterrichtlichen Angebote, die 
zu 65 Prozent von Honorarkräften umgesetzt werden [Schaubild 11  ]. Auch im 
Unterricht werden diese neben den regulären Lehrkräften eingesetzt, um die 
Angebote in den künstlerischen Fächern zu gewährleisten. 

„Die Schulleitungen geben im Durchschnitt an, dass insgesamt an 12 Pro-
zent der Schulen ein Teil des regulären Unterrichts von Honorarkräften erteilt 
wird, an 9 Prozent der Schulen im Fach Musik und an 6 Prozent der Schulen im 
Fach Kunst.“159 Nach Schularten differenziert zeigt sich, dass insbesondere an 
21 Prozent der Gymnasien Honorarkräfte für den Pflichtunterricht eingesetzt 

werden. Bei den Honorarkräften, die für den Pflichtunterricht herangezogen 
werden, handelt es sich vor allem um solche mit künstlerischen Berufen: An 
81 Prozent der Schulen, die Honorarkräfte im Pflichtunterricht einsetzen, hat 
mindestens eine Honorarkraft einen künstlerischen Beruf. 

Bezogen auf die zur Verfügung stehende Sachmittelausstattung der Schu-
len verdeutlicht die Studie, dass das Gymnasium diejenige Schulform ist, die 
besonders gut finanziell ausgestattet ist. Förderschulen und Grundschulen ver-
fügen in allen Kategorien über vergleichsweise geringe Beträge [Schaubild 12  ]. 

Die Gymnasien und Realschulen sind unter allen Schularten im Bereich der 
Sachausstattung160 sowohl für den Kunst- als auch für den Musikunterricht am 
besten gerüstet. Generell bewerten die allgemeinbildenden Schulen die Sach-
ausstattung für das Fach Musik als angemessener als für das Fach Kunsterzie-
hung. Für das Schuljahr 2010/11 lag der für den musisch-ästhetischen Bereich 
verfügbare Etat für die meisten Schularten in der Regel zwischen 500 und 
2000 Euro. Nur Grundschulen haben besonders oft nur weniger als 500 Euro 
zur Verfügung, etwa die Hälfte der Grundschulen fällt in diese Kategorie. Über 
5000 Euro je Schuljahr hat etwa ein Viertel der Gymnasien zur Verfügung. 

Im Fokus:  
Non-formaler Bereich
Da sich Kulturelle Bildung über die gesamte Lebensspanne erstreckt, besteht 
nicht nur die Notwendigkeit tragfähiger verbindlicher Strukturen im forma-
len, sondern insbesondere auch im non-formalen Bereich, der sich aus zahlrei-
chen, mehr oder minder hoch regulierten Institutionen im Kultur-, Bildungs-, 
Sozial- oder auch im Freizeitbereich zusammensetzt. Einerseits wird dieser Sek-
tor von nicht kommerziell orientierten Einrichtungen, Verbänden sowie Verei-
nen geprägt, deren Angebote nicht nur von Professionellen, sondern auch von 
besonders engagierten, mehr oder auch weniger ausgebildeten Freiwilligen 
realisiert werden. Andererseits gibt es auch rein kommerzielle Einrichtungen: 
Private Musikschulen, Tanzschulen, Theaterschulen sowie Malschulen. Insge-
samt gesehen hat die Expansion der Kulturellen Bildung dazu geführt, dass im 
außerschulischen Bereich ein breites Angebot zu finden ist, das jedoch stark mit 

12 Sachmitteletat der Schulen für kulturelle/musisch-ästhetische Aufgaben nach
Schulart und Höhe des Etats

Förderschule
Grundschule
Hauptschule
Realschule
Sekundarstufe I 
   (ohne gymn. Oberstufe)
Gesamtschule 
   (ohne gymn. Oberstufe)
Gymnasium und Gesamt-
   schulen (m. gymn. Oberst.)

Schulart < 500 € 500 € – 2000 € 2000 € – 5000 € 5000 € – 10 000 € 10 000+ €

33,9
49,2
29,4
14,6
33,9

20,7

7,0

50,0
37,4
49,7
47,8
42,9

46,9

34,7

12,5
12,2
11,8
25,3
18,6

22,3

33,7

1,8
0,8
4,8
9,1
2,9

8,9

18,6

1,8
0,4
4,3
3,2
1,8

1,1

6,0

Angaben in Prozent von n = Antworten Quelle: DIPF Schulleitungsbefragung 2011, eigene Berechnungen

11 Beschäftigung von Honorarkräften an Schulen

Bereich Musik
Bereich Kunst

Außerunterrichtliche Angebote

10,5
6,2

7,7
4,5

8,8
5,6

13,0 9,5 11,5

32,265,0 47,8

Art des Angebots

Unterricht

Angaben in Prozent, bezogen auf alle Schularten im Schuljahr 2010/2011.
Quelle: DIPF Schulleitungsbefragung 2011, eigene Berechnungen

Ganztagsschulen Halbtagsschulen insgesamt
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Im Fokus: Kommunen
Kommunen sind die zentralen Träger Kultureller Bildung im non-formalen 
Bereich und im Bereich der unterrichtsergänzenden Angebote vieler Schulen, 
insbesondere der Offenen Ganztagsschulen. Für die Entwicklung der Kultu-
rellen Bildung in Deutschland ist es daher entscheidend, welche Bedeutung 
die Kommunen ihr zumessen und welche Instrumente und finanziellen Mittel 
sie für die Umsetzung einsetzen. Vor diesem Hintergrund initiierte der Rat für 
Kulturelle Bildung die Studie „Städte/Geld/Kulturelle Bildung. Horizont 2016“, 
die mit der Befragung der 200 Mitgliedsstädte des Deutschen Städtetages das 
Ziel verfolgte, aussagekräftige Erkenntnisse über wesentliche Finanzierungs-
arten und Steuerungspraktiken auf kommunaler Ebene zu gewinnen. Insge-
samt nahmen 104 der 200 angefragten Mitgliedsstädte des Deutschen Städ-
tetages teil, in denen (n = 104) rund 22 Millionen Bürger leben. 

Über drei Viertel der an der Befragung beteiligten Städte165 stufen die Bedeu-
tung von Kultureller Bildung in Politik und Verwaltung ihrer Stadt als eher hoch 
(50 Prozent166) oder sehr hoch (28 Prozent) ein [Schaubild 13  ]. Nur 17 Prozent 
schätzen die Bedeutung Kultureller Bildung in Politik und Verwaltung vor Ort 
als gering, lediglich 1 Prozent als sehr gering ein. 

Die Städtebefragung zeigte weiterhin, dass zwei Drittel der Kommunen in 
Deutschland ihr Budget für Kulturelle Bildung als zu gering erachten, während 
nur 29 Prozent die zur Verfügung stehenden Mittel als auskömmlich oder gut 
bezeichnen [Schaubild 14  ].

13 Welche Bedeutung besitzt Kulturelle Bildung für die Politik und 
Verwaltung in Ihrer Stadt?

sehr hohe Bedeutung 27,6 %keine Einschätzung möglich 4,1 %

eher hohe Bedeutung 50 %

sehr niedrige Bedeutung 1 %

eher niedrige Bedeutung 17,3 %

Antworthäufigkeiten in Prozent von n = 98 Städten. Quelle: Rat für Kulturelle Bildung 2016

14 Bewertung des Budgets für Kulturelle Bildung
gut 2 %keine Einschätzung möglich 5,1 %

auskömmlich 27,3 %
viel zu gering 23,2 %

zu gering 42,4 %

Antworthäufigkeiten in Prozent von n = 99 Städten. Quelle: Rat für Kulturelle Bildung 2016

den jeweils verfügbaren ökonomischen und sozialen Ressourcen der Einrich-
tungen korrespondiert. Im Zuge dessen ist es von Interesse, mehr über diese 
ökonomische Rahmung des non-formalen Bereichs zu erfahren. Allerdings hiel-
ten schon der nationale Bildungsbericht und die bundesweite Studie „map-
ping//kulturelle-bildung“161 fest, dass im Gegensatz zur großen Bedeutung, die 
non-formale Kontexte für die musisch-ästhetischen Aktivitäten von Kindern, 
Jugendlichen und Erwachsenen haben, die Datenlage zur Finanzierung höchst 
unzureichend ist. Mit wenigen Ausnahmen162 gibt es weder „Informationen 
über die Aufwendungen von Familien noch über die Kosten, die bei Koopera-
tionen von Bildungseinrichtungen mit kulturellen Einrichtungen entstehen“163. 
Aufgrund dieser ambivalenten Datenlage hat der Rat für Kulturelle Bildung für 
diese Denkschrift Interviews mit ausgewählten Experten164 des non-formalen 
Bereichs geführt, die in ihrer Verbandsfunktion eine persönliche Einschätzung 
zur Finanzierung Kultureller Bildung sowie zu den Finanzstrukturen gegeben 
haben. Diese Einschätzungen werden im Folgenden zusammenfassend referiert. 

Neben den vielfältigen verbandsspezifischen Einzeldarstellungen, die auch 
durch die jeweiligen Verbände bestätigt worden sind und sich im Kapitel VI 
finden, haben sich vier allgemeine Problemfelder zur Finanzierung von Kul-
tureller Bildung herausgestellt: 

Der erste Befund ist, dass die zunehmende Finanzierung Kultureller Bildung 
mittels Projektförderung dazu führt, dass hauptamtliche Mitarbeiter zur Bear-
beitung der ‚Fördermittelbewirtschaftung‘ zu stark gebunden sind. Das wirkt 
sich wiederum nachteilig auf die Einarbeitung und Betreuung der ehrenamt-
lich Engagierten aus, die ein unerlässliches Fundament für den Großteil der 
Einrichtungen darstellen. 

Zweitens hat der Kostendruck für die Verbände und Einrichtungen des non-for-
malen Bereichs insgesamt zugenommen. Gleichzeitig ist eine beachtliche Ange-
botsverschiebung zu beobachten. Als Gründe werden insbesondere der Aus-
bau der Ganztagsschule sowie die Umstellung der Gymnasien auf G8 angeführt. 

Im Zuge dessen stehen die Verbände und Einrichtungen drittens vor der Her-
ausforderung, neben dem neuen Angebotsort „Schule“ weiterhin die beste-
henden, außerschulischen Strukturen zu erhalten sowie zu finanzieren. An 
mehreren Orten vertreten zu sein kann zu zusätzlichen Kosten und außeror-
dentlichen Vernetzungserfordernissen führen. 

Und viertens bedarf es einer angemessenen Entlohnung der Honorarkräfte, 
die Lehrtätigkeiten im Bildungssystem ausüben, sowie des angestellten Per-
sonals. Denn es ist eine wachsende Gefahr der Prekarisierung des lehrenden 
Personals auszumachen. 
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17 Bewertung des Budgets für Kulturelle Bildung nach Stadtgröße
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13,3
25,0

0,0
4,0
3,6
0,0
0,0

43,5
40,0
35,7
46,7
62,5

17,4
24,0
28,6
26,7
12,5

4,3
0,0
7,1

13,3
0,0

gut auskömmlich zu gering viel zu gering keine Einschätzung
möglich

Antworthäufigkeiten in Prozent von n = 99 Städten. Quelle: Rat für Kulturelle Bildung 2016

unter 50 000
50 000 bis 100 000
100 000 bis 200 000
200 000 bis 500 000
über 500 000

Einwohnerzahl

Zwar berichten 26 Prozent der Städte, ihr Budget für Kulturelle Bildung sei 
während der letzten Jahre gestiegen; 16 Prozent verzeichneten jedoch einen 
Rückgang (51 Prozent gleichbleibend). Im Vergleich zum Gesamthaushalt ver-
schärft sich dieser Eindruck: Bei 26 Prozent der Städte entwickelte sich das 
Budget für Kulturelle Bildung während der letzten fünf Jahre schlechter als 
der Gesamthaushalt (51 gleichbleibend; 9 Prozent Zunahme). Auch der Blick 
deutscher Kommunen in die Zukunft der Kulturellen Bildung ist gemischt: 20 
Prozent prognostizieren sinkende Finanzen für Projekte Kultureller Bildung 
im Vergleich zum Gesamthaushalt, hingegen rechnen nur 6 Prozent mit einer 
Zunahme [Schaubild 15  ]. 

Indes wird Kulturelle Bildung eher auskömmlich und besser im Vergleich 
zur Entwicklung des Gesamthaushaltes dann finanziert, wenn ihr Stellenwert in 
Politik und Verwaltung vor Ort hoch ist. So sind die Budgets in Kommunen, die 
Kultureller Bildung hohe Bedeutung beimessen, während der letzten fünf Jahre 
auf signifikantem Niveau häufiger im Verhältnis zum Gesamthaushalt gestiegen 
oder gleich geblieben als in Städten, die Kultureller Bildung geringere Bedeutung 
beimessen.167 Bei der Frage, wie die Höhe des Budgets allgemein eingeschätzt 
wird, sagen in signifikanter Weise diejenigen Städte, es sei auskömmlich oder 
gut, in denen Kulturelle Bildung Zuspruch aus Politik und Verwaltung erhält.168 
Drei Viertel der Städte messen den Beiträgen ihres Bundeslandes hohe oder 
zumindest mittlere Relevanz bei. Es folgen als wichtigste Kofinanzierer die Bei-
träge von Eltern und Besuchern von Kultureinrichtungen (52 Prozent) sowie 
die Mittel Freier Träger (51 Prozent). Öffentliche und private Stiftungen wer-
den von 47 beziehungsweise 41 Prozent der Kommunen als relevante Partner 
bezeichnet. Bund, EU und Öffentlicher Rundfunk spielen kaum eine Rolle.169 
Insbesondere jene Städte, die Kultureller Bildung hohe Bedeutung einräu-
men, betrachten die Kofinanzierung des Landes signifikant häufiger als wich-
tig [Schaubild 16  ].
Und schließlich messen alle antwortenden Städte über 500 000 Einwohner Kul-
tureller Bildung eine eher hohe oder sehr hohe Bedeutung bei. Unter den Städten 
mit 200 000 bis 500 000 sowie 100 000 bis 200 000 Einwohner sind dies noch 
85 beziehungsweise 89 Prozent. Bei Städten unter 100 000 und unter 50 000 
Einwohnern sinkt dieser Wert allerdings auf 70 respektive 60 Prozent ab [Schau-

bild 17  ].
Zudem kofinanzieren größere Städte häufiger durch Freie Träger durch-

geführte Projekte Kultureller Bildung als kleine Städte. Dieser Befund kann 
vor dem Hintergrund erweiterter Aufgaben von Großstädten für die Versor-
gung des Umlandes betrachtet werden. Dennoch – oder gerade deswegen – 
schätzen Großstädte ihr Budget für Kulturelle Bildung seltener als auskömm-
lich oder gar gut ein.

15

positiver als der Gesamthaushalt 6,1 %keine Einschätzung möglich 18,2 %

ähnlich wie 
der Gesamthaushalt 55,6 %

negativer als 
der Gesamthaushalt 20,2 %

Erwartete Entwicklung des Budgets für Kulturelle Bildung 
relativ zum Gesamthaushalt während der nächsten 5 Jahre

Antworthäufigkeiten in Prozent von n = 99 Städten. Quelle: Rat für Kulturelle Bildung 2016
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Der Zusammenhang zwischen der Relevanz von Finanzierungspartnern und dem 
Stellenwert Kultureller Bildung in den Städten

Kulturelle Bildung hat höheren Stellenwert, Relevanz der Kofinanzierer: hoch/mittel
Kulturelle Bildung hat niedrigen Stellenwert, Relevanz der Kofinanzierer: hoch/mittel
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Im Fokus: Ländliche Räume
Auch die Rahmenbedingungen des kulturellen Lebens in ländlichen Räumen sind 
kaum einheitlich darzustellen. Während es in einigen ländlichen Räumen eine 
prosperierende Wirtschaft gibt, sind andere Regionen durch Abwanderung und 
Schrumpfung der Bevölkerung gekennzeichnet.170 Staatliche Klassifikationen zie-
hen zur Definition des ländlichen Raumes zunächst Merkmale zur Bevölkerungs-
dichte, Raumfunktion, die Erreichbarkeit der Zentren sowie die Siedlungsstruk-
tur [Schaubild 18  ] hinzu.171

Wie sich das kulturelle Leben in ländlichen Räumen in den letzten Jahrzehn-
ten entwickelt hat, darüber ist wenig bekannt.172 Bundesprogramme wie „TRA-
FO-Modelle für Kultur im Wandel“173 widmen sich dieser Frage. Kulturelle Bil-
dung in ländlichen Räumen ist nicht nur das, was Kulturelle Bildung in Bezug auf 
Kitas, Schulen und Einrichtungen der Hochkultur meint. Es geht auch um das, 
was Kultur auf dem Lande im Sinne einer Gemeinwesengestaltung ausmachen 
kann – innerhalb der Breitenkultur, der Soziokultur, den kulturellen Angeboten 
der Kirchen sowie der Landvolkshochschulen, den Vereinen und Verbänden. 
Kulturelle Bildung geschieht in den Posaunenchören, Volkstanzgruppen, im 
mundartlichen Amateurtheater, in der ländlichen Rockbandszene und vielen 
anderen Formen ländlicher Kulturarbeit mit enormer Beteiligungsorientierung. 

Wo ein konsumierbares Kunst- und Kulturangebot fern ist, wird Partizipa-
tion entscheidend.174 Allerdings kann bisher nur vermutet werden, dass vor 
allem in ländlichen Regionen, die in weiter Entfernung zu urbanen Kulturange-
boten liegen, die Teilhabe am künstlerisch-kulturellen Geschehen und der Kul-
turellen Bildung der Städte einen Aufwand bedeutet, der nur von vergleichs-
weise wenigen Menschen auf sich genommen wird oder auch bewältigt werden 
kann. Die Fahrt ins Museum, in die Musikschule, ins Theater ist teuer, dauert 
lange und gehört nicht zum Lebensalltag dörflicher Sozialgemeinschaften.175 

Allerdings ist diesbezüglich auf das Forschungsprojekt176 zur „Bildungsland-
schaft Oberfranken“ des Leibniz-Instituts für Bildungsverläufe zu verweisen. 
In dieser Untersuchung kamen die Forscher zu dem Ergebnis, dass die Höhe 
der Einwohnerzahl keinen maßgeblichen Einfluss auf den Besuch eines Thea
ters hat. Ähnlich hierzu das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung: Bezieht 
man sowohl Merkmale wie Bildung, Einkommen und Erwerbsstatus als auch 
von Bedingungen am Wohnort wie regionale Steuereinnahmen in die Schät-
zung der Kulturnutzung ein, so zeigen sich keine signifikanten Unterschiede in 
der Kulturnachfrage zwischen großen Städten und anderen Regionen mehr.177 
Entscheidend scheinen auch hier der soziale Status und die Ausstattung mit 
kulturellem Kapital zu sein. 
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Bei der Betrachtung der altersspezifischen Inanspruchnahme der Leistung 
zeigt sich, dass die Altersgruppen „Unter 6 Jahre“ und „Über 15 Jahre“ beson-
ders schwach ausgeprägt sind [Schaubild 20  ]. Das stimmt insofern bedenklich, 
als eine Reihe von Kinder- und Jugendstudien179 und der nationale Bildungs-
bericht darauf hinweisen, dass insbesondere Jugendliche im Alter von 13–17 
Jahren am stärksten kulturell aktiv sind. Die Frage, warum ausgerechnet diese 
Altersgruppe vom Bildungs- und Teilhabepaket nicht angesprochen werden 
kann, bleibt unbeantwortet. 

Neben der geringen Inanspruchnahme steht auch das Verhältnis der Büro-
kratiekosten zur Leistungshöhe in keinem angemessenen Verhältnis. Offen-
sichtlich ist diese Relation äußerst ungünstig. So stehen dem ermittelten Erfül-
lungsaufwand zur Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepaketes in Höhe von 
rund 192 Millionen Euro jährlich Leistungen im Wert von maximal 324 Millionen 
Euro pro Jahr gegenüber.180 

Im Zuge dessen ist nicht nur die Frage relevant, wie die Chancenungleich-
heit in Deutschland zu begrenzen ist, sondern wie eine gezielte Förderung 
Kultureller Bildung mit öffentlichen Mitteln aussehen sollte. Bezogen auf das 
Bildungs- und Teilhabepaket sollte auch in dieser Hinsicht einer grundlegen-
den Korrektur nichts im Wege stehen, wenn zehn Euro Zuschuss für die Teil-
nahmegebühr eines Kulturangebotes sechs Euro Bürokratiekosten erzeugen. 

Veränderungen machen sich jedoch in der kommunalen Förderland-
schaft bemerkbar. Bis dahin freiwillige Leistungen wurden teilweise durch die 
BuT-Leistung substituiert, verändert oder an die neuen Bedingungen ange-
passt.181 Um nicht doppelt zu subventionieren, wurden die Satzungen beste-
hender Sozialpasssysteme angepasst, so dass BuT-Leistungen als vorrangig 
gelten. Diese Praxis bedeutet in einigen Fällen eine Schlechterstellung der 
Leistungsberechtigen, die vormals bestehende Vergünstigungen und Ermä-
ßigungen nicht mehr nutzen können, weil ihnen aufgrund ihrer BuT-Berechti-
gung kein Sozialpass mehr ausgestellt wird. Auch dass Kosten für Angebote 
in schulischer Verantwortung nicht aus BuT-Leistungen übernommen wer-
den, hatte in mehreren Kommunen Auswirkungen auf die Förderpraxis.182 Sol-
che Einschränkungen treffen vor allem Kinder einkommensschwacher Eltern, 
deren Einkünfte nur knapp über den Schwellen der Anspruchsberechtigung 
von Sozialleistungen liegen. 

20

Unter Sechsjährige im Mittel n = 662 877, 6–15 im Mittel n = 919 582, Über 15-Jährige im Mittel
n = 763 789. Angaben in Prozent. Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit. 
Eigene Darstellung und Berechnung

Mittelwerte der altersspezifischen Inanspruchnahme der Leistung 
„soziokulturelle Teilhabe“

28,2
39,2 12,9
32,6

Unter 6 Jahre 4,6

2,6
6–15 Jahre
Über 15 Jahre

Anteil der Anspruchsberechtigten/InanspruchnahmeAltersgruppe

Im Fokus: Bildungs- und Teilhabepaket
Seit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 9. Februar 2010 haben Kin-
der, Jugendliche und junge Erwachsene, die einen Eigenanspruch haben oder aus 
Familien stammen, welche Arbeitslosengeld II, Sozialgeld, Sozialhilfe, Wohngeld 
oder Kinderzuschlag beziehen, grundsätzlich einen Rechtsanspruch auf Teilhabe 
am sozialen und kulturellen Leben der Gesellschaft. Seit 2011 stehen den Kindern 
und Jugendlichen dafür monatlich geringe Mittel von bis zu zehn Euro pro Per-
son zur Verfügung. Einmal ins Puppentheater bedeute dann in der Regel, mehr-
seitige Anträge auszufüllen, Unterschriften einzuholen, im Jobcenter zu warten, 
Belege einzureichen, Kopien zu machen. (Immerhin haben manche Kommunen 
erleichterte Wege gefunden.) Richtet man den Blick auf die Summe der Antrags-
stellungen für diese Leistung, ist nach fünf Jahren – wenig überraschend – zu 
konstatieren, dass dieses Angebot weitgehend ins Leere läuft. Auch der 2016 
erschienene Schlussbericht der „Evaluation zur bundesweiten Inanspruchnahme 
und Umsetzung der Leistungen für Bildung und Teilhabe“ stellt den Maßnah-
men, deren Kern die Grundversorgung bildet, ein schlechtes Zeugnis aus: „Bei 
den Leistungsarten eintägige Ausflüge, gemeinsame Mittagsverpflegung und 
soziokulturelle Teilhabe zeigt sich die Tendenz, dass die überwiegende Mehrheit 
(70–80 Prozent) der Erstantragstellenden die jeweiligen Angebote auch bereits 
vor der Beantragung genutzt hat. Bei diesen Aktivitäten erscheint die Initialnut-
zung aufgrund des Bildungs- und Teilhabepakets eher gering.“178 

Von Dezember 2015 bis August 2016 haben lediglich um die 7 Prozent der 
Berechtigten die Leistung „soziokulturelle Teilhabe“ in Anspruch genommen 
[Schaubild 19  ]. Den Höchstwert in 2016 bildeten die Monate Mai und Juni mit 
jeweils 7,4 Prozent Inanspruchnahme. Da aus diesem ohnehin schon niedrigen 
Wert in Bezug auf Kulturelle Bildung zusätzlich die Sportangebote herauszu-
rechnen sind, ist zu vermuten, dass die Werte für Kulturelle Bildung insgesamt 
im unteren einstelligen Bereich landen. 

Im Mittel n = 2 346 248. Angaben in Prozent. 
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit. Eigene Darstellung und Berechnung

19 Inanspruchnahme der Leistung „soziokulturelle Teilhabe“ insgesamt
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Im Fokus: Arbeitsmarkt
„Der kulturelle Beschäftigungsmarkt zeigte in den vergangenen Jahren eine 
starke Wachstumsdynamik.“183 Laut Statistischem Bundesamt waren 2013 hoch-
gerechnet 1,2 Millionen Personen in einem Kulturberuf tätig. Das entsprach 
einem Anteil von 3,1 Prozent an allen Erwerbstätigen in Deutschland. Davon 
sind mindestens 181 000 Personen freiberuflich tätig.184 

Lehrtätigkeiten im formalen wie non-formalen Bereich sind für viele Kultur-
schaffende eine wichtige Einnahmequelle. Im Rahmen der Sonderauswertung 
des Mikrozensus185 bilden die Erwerbstätigen in der Berufsgruppe „Lehrtätig-
keiten an außerschulischen Bildungseinrichtungen“186 mit 16,4 Prozent187 die 
größte Gruppe. Darunter fallen Musik-, Kunst- und Theaterpädagogen sowie 
(Fremd-)Sprachenlehrer an außerschulischen Bildungseinrichtungen [Schau-

bild 21  ]. 
Künstlerisch Lehrende arbeiten überproportional oft in Teilzeit: 59 Prozent 

sind weniger als 32 Stunden pro Woche beschäftigt.188 Die Lehrtätigkeiten fin-
den zu einem großen Teil in der Sparte Musik statt. Im Bereich Wort hinge-
gen sind nur wenige Personen in der außerschulischen Bildung beschäftigt 
[Schaubild 22  ]. 

Die Einkommen in den Kulturberufen variieren je nach Tätigkeit und Sparte, 
aber auch das jeweilige Erhebungsverfahren lässt unterschiedliche Schlüsse 
auf die Einkommenssituation der Künstler zu. Während etwa der Mikrozensus, 
eine Erhebung des Statistischen Bundesamts, für Lehrende an außerschuli-
schen Bildungseinrichtungen ein ähnliches durchschnittliches Einkommen wie 
das aller Erwerbstätigen in Deutschland ausweist, zeichnen eine Reihe ande-

rer Studien ein anderes Bild189 – die Gefahr der Prekarisierung und perspekti-
vischen Altersarmut tritt hier deutlicher hervor [Schaubild 23  ]. 

Die Studie „Frauen in Kulturberufen“ des Deutschen Kulturrats weist auf 
Basis einer Sonderauswertung der Künstlersozialkasse das durchschnittliche 
Brutto-Jahreseinkommen aller aktiv Versicherten 2015 mit gerade einmal 15 425 
Euro aus [Schaubild 24  ]. 

Demnach liegt das Jahreseinkommen der Künstler in freiberuflicher Tätig-
keit um mehr als 5000 Euro unter dem durchschnittlichen Jahresnettoeinkom-
men in Deutschland190. Die Einkommen von Künstlern mit überwiegend päd-
agogischer Lehrtätigkeit liegen noch einmal unterhalb dieses Durchschnitts 
[Schaubild 25  ]. 

21 Monatliches Einkommen aus Lehrtätigkeiten an 
außerschulischen Bildungseinrichtungen
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Angaben in Prozent; n = 199 000 Personen mit Lehrtätigkeiten im Jahr 2013; 
Gesamtbevölkerung n = 39,6 Millionen. Quelle: Statistisches Bundesamt 2015

23 Durchschnittliche Jahreseinkommen aktiv Versicherter der Künstlersozialkasse
2009 2011 2013 2015

Wort
Bildende Kunst
Darstellende Kunst
Musik
Alle Bereiche

16 232
12 737
12 110
11 174
13 103

16 983
13 185
12 767
11 781
13 689

18 047
14 192
13 766
12 326
14 557

19 061
15 112
14 971
12 931
15 425

Einkommen

Angaben brutto in Euro; n = 181 500 Versicherte aller Bereiche im Jahr 2015. Quelle: Deutscher Kulturrat 2016 

24 Jahreseinkommen künstlerisch-pädagogisch Lehrender nach 
Fachgruppe und Geschlecht

männlich
weiblich

Musik

Wort

Bildende Kunst

Darstellende Kunst

KSK-Versicherte allgemein

13 423
11 172
19 970
13 081
12 349
8 673

13 930
14 863

15 425

Angaben brutto in Euro; n = 181 482 zum 1. Januar 2015 in der Künstlersozialkasse Versicherte. 
Quelle: Deutscher Kulturrat 2016

25 Prozentual geringeres Einkommen weiblicher Versicherter im Vergleich zu männlichen 
Versicherten in den Jahren 2007 und 2015
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Angaben in Prozent; n = alle Versicherten der Künstlersozialkasse in den Jahren 2007 und 2015. 
Quelle: Deutscher Kulturrat 2016

Bildende Kunst
  2007
  2015
Musik
  2007
  2015
Wort
  2007
  2015
Darstell. Kunst
  2007
  2015

Bereich22

Wort: 1 %

Musik: 81,3 %

Bildende Kunst: 6,3 %

Darstellende Kunst/ 
Theaterpädagogik: 11,4 %

Versicherte der Künstlersozialkasse mit künstlerisch-pädagogischer 
Lehrtätigkeit

n = 32 195 in der Künstlersozialkasse Versicherte mit pädagogisch-künstlerischer Tätigkeit im Jahr 2014. 
Quelle: Deutscher Kulturrat 2016
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Diese ohnehin schon prekäre Situation betrifft in besonderem Maße Frauen: 
Betrachtet man die Einkommen geschlechtsspezifisch, fällt auf, dass weibliche 
künstlerisch Lehrende an außerschulischen Bildungseinrichtungen ein deutlich 
geringeres Durchschnittseinkommen erzielen als ihre männlichen Kollegen in 
der jeweiligen Sparte. Die Einkommensdifferenz von durchschnittlich 24 Pro-
zent in den Kulturberufen191 ist damit auch im Bereich der Pädagogik deut-
lich sichtbar. Einzig die Pädagoginnen der Berufsgruppe Darstellende Kunst 
fallen aus diesem Bild heraus. Sie erzielten 2015 ein Einkommen, das gering-
fügig über dem der künstlerischen Kollegen lag192; den Hintergrund dafür bil-
den freilich die geradezu skandalös niedrigen Einkünfte insbesondere jün-
gerer Schauspieler. In jedem anderen Bereich verdienen pädagogisch tätige 
Vermittler mehr als die Künstler dieser Sparte. 

Auffällig ist, dass sich die Einkommensunterschiede seit 2010 trotz einer 
erhöhten gesellschaftlichen Aufmerksamkeit für gleiche Bezahlung nicht, oder 
nur bedingt, verringerten. Der Gender Pay Gap ist auch in den Kulturberu-
fen nicht überwunden, denn nach wie vor scheint zu gelten: Treten vermehrt 
Frauen in ein Berufsfeld ein, sinken die Einkommen193.

Mit der geringen Vergütung künstlerischer Tätigkeiten geht oftmals auch 
eine unsichere Beschäftigungssituation einher. Die von ver.di 2012 veröffent-
lichte Umfrage „Einkommenssituation und Arbeitsbedingungen von Musik-
schullehrkräften und Privatmusiklehrern“ zeichnet nicht nur ein ähnlich 
bedrückendes Bild der finanziellen Situation von Musikschullehrkräften und 
Privatmusiklehrern – seit der Befragung 2008 hat sich das reale Einkommen 
in allen Bereichen verschlechtert –, zusätzlich hat der Anteil der Musikschul-
lehrer ohne Festanstellung deutlich zugenommen.194 

Auch bei den Bildenden Künstlern ist die Lage von großen wirtschaftlichen 
und sozialen Unsicherheiten geprägt. Die Umfrage „Die wirtschaftliche und 
soziale Situation Bildender Künstlerinnen und Künstler 2016“195 zeigt deut-
lich, dass, trotz der Bedeutung des Einkommensfeldes „Künstlerische Lehr-
tätigkeit“, die Jahreseinkommen in diesem Bereich insgesamt gering ausfal-
len [Schaubild 26  ].

Zudem verteilt sich das Einkommen Bildender Künstler durch künstlerische 
Lehrtätigkeit auf mehrere Organisationsformen von Arbeit. Lehrtätigkeiten 
auf Honorarbasis stellen dabei die vorwiegende Beschäftigungsform dar, aber 
auch selbstorganisierte Lehrtätigkeiten, z. B. künstlerische Kurse im eigenen 
Atelier, sind übliche Organisationsformen von Arbeit [Schaubild 27  ]. 

Folge dieser gering vergüteten und diversifizierten Arbeitssituationen sind 
entsprechend geringe Beiträge zur Rentenversicherung und damit eine dro-
hende Altersarmut für viele Künstler. Die Umfrage „Faire Arbeitsbedingungen 
in den Darstellenden Künsten und der Musik?!“196 der Hans-Böckler-Stiftung 
von 2016 verdeutlicht, dass die finanziellen Missstände für eine Mehrheit der 
befragten Künstler eine erhebliche Belastung darstellen. Unbezahlte Leistungs-
erbringung betrifft mehr als zwei Drittel der Künstler (69,7 %). Etwa vier von fünf 
Künstlern sind von einer zu geringen Vergütung für die künstlerische Tätigkeit 
sowie von zukünftiger Altersarmut betroffen (79,2 beziehungsweise 79,9 %). 

26 Jährliche Einkünfte aus künstlerischer Lehrtätigkeit im Bereich 
Bildende Kunst

2013 2014 2015
Bis 500 €
Bis 1000 €
Bis 3000 €
Bis 5000 €
Mehr als 5000 €
Keine

8,7
9,9

12,6
6,2
9,5

54,0

7,0
9,4

13,7
5,0
9,8

55,1

7,4
9,3

13,3
6,1
9,3

54,6

Einkünfte

Angaben in Prozent, Quelle: Bundesverband Bildender Künstlerinnen und Künstler 2016

27 Organisationsformen der künstlerischen Lehrtätigkeit Bildender Künstler

Festanstellung
Befristete Anstellung
Auf Honorarbasis
Selbst organisiert

12,9
11,8
74,6
34,2

Organisationsformen

Angaben in Prozent von n = 983 Befragten im Jahr 2015. 
Quelle: Bundesverband Bildender Künstlerinnen und Künstler 2016
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Was daraus folgt:  
Folgekosten 
Die Folgekosten eines unzureichend finanzierten 
Bildungssystems können hoch sein – sowohl für den 
Einzelnen als auch für die Gesellschaft. Sparen in der 
Bildung hilft vielleicht in der jeweiligen Legislatur-
periode; zweifelsohne lässt sich viel Geld mit ‚Perso-
nal-Leerstellen‘ und Mindestausstattungen sparen. 
Ökonomisch betrachtet ist es jedoch sinnvoll, auch 
die Folgekosten solcher Sparkonzepte zu berück-
sichtigen. Denn man weiß, dass später einsetzende 
Vermittlungs- und Kompensationsmaßnahmen viel 
Zeit und Geld kosten. Schon 2009 haben die Bil-
dungsökonomen Ludger Wößmann und Marc Pio-
piunik197 darauf hingewiesen, was unzureichende 
Bildung kostet.198 Ohne Zweifel lassen sich im Sinne 
einer angemessenen ökonomischen Rahmung der 
Einrichtungen des formalen und non-formalen 
Bereichs Ressourcen gemeinsam nutzen oder etwa 
über Kooperationen auch neue Finanzierungsmo-
delle finden. Auch eine Dosis Wettbewerb schadet 
im Kultur- und Bildungsbetrieb nicht, auch nicht in 
der Kulturellen Bildung. Aber Wettbewerb setzt 
voraus, dass die Grundversorgung gewährleistet 
ist. Hier allerdings hat man allzu häufig den Ein-
druck, als hätten die Kämmerer und Finanzminis-
ter die Schallisolierung so mancher Philharmonie 
zu genau studiert – Rufe nach Finanzmitteln wer-
den sehr gern verschluckt. 

Es ist eine interessante Frage, wie der immer 
wiederholte Ruf nach mehr Geld schließlich doch so 
artikuliert werden kann, dass er erhört wird. Manch-
mal ist es ja gelungen.

Baustelle Ganztagsschule
Vor mehr als einem Jahrzehnt wurde das Investi-
tionsprogramm „Zukunft, Bildung und Betreuung 
(IZBB)“ ins Leben gerufen, dessen Fördermittel die 
Länder beim Auf- und Ausbau von Ganztagsschu-
len unterstützten. Seit langem ist die wachsende 
gesellschaftliche Bedeutung schulischer Ganztags
angebote in Deutschland erkannt.199 Und dennoch 

die inhaltliche Gestaltung der Ganztagsangebote 
eröffnet ihnen früher unvorstellbare und ungeahnte 
pädagogische und politische Handlungsmöglich-
keiten. Allerdings entsteht hier auch ein erheblicher 
Regelungsbedarf z. B. im Blick auf die Qualifika-
tion des außerunterrichtlich tätigen Personals, die 
Anstellungsvoraussetzungen, die Finanzierung etc. 
Während in den öffentlichen Schulen z. B. von den 
Lehrern klare und durch Prüfungen scharf geregelte 
Qualifikationsvoraussetzungen mitgebracht werden 
müssen, ehe sie pädagogisch verantwortlich mit 
Kindern umgehen dürfen, fehlen für die außerun-
terrichtlich in der Schule tätigen Personen entspre-
chend klare allgemeine Regelungen. Pädagogisch 
und bildungspolitisch kann man darin durchaus 
einen skandalösen Zustand sehen, der in einem 
staatlich verantworteten Schulsystem dringend 
geändert werden sollte. In der Praxis findet sich 
hier eine ausgesprochen unübersichtliche Situation, 
in der die Kommunen oder auch die Einzelschulen 
ihre je eigenen Lösungen finden (müssen) – dass 
das nicht immer zugunsten der Qualität, sondern 
häufig zugunsten der Kostenminimierung ausgeht, 
ist bekannt und durch zahllose Beispiele belegt. Das 
gilt für den Betreuungsbereich insgesamt; es gilt 
aber auch für die darin stattfindenden außerun-
terrichtlichen Angebote Kultureller Bildung. Wenn 
aber der gesamte Betreuungsbereich der Schule 
ebenfalls unter die öffentlichen Aufgaben fällt, 
dann muss er auch inhaltlich entsprechend regu-
liert und finanziell angemessen ausgestattet wer-
den. Eine annähernde Gleichheit der Verhältnisse in 
den Schulen wird sich in dieser Hinsicht vermutlich 
nur realisieren lassen, wenn die Länder einerseits 
für klare Regelungen im Blick auf die Qualifikations-
voraussetzungen und Qualifizierungsmöglichkeiten 
des Personals sorgen, andererseits aber in diesem 
Bereich kommunale Ressourcendifferenzen ausglei-
chen, also gegebenenfalls ärmere Kommunen in 
höherem Maße unterstützen als reiche. 

kann von einer angemessenen Umsetzung der 
„Gründungsideen“ der Ganztagsschule, die Verein-
barkeit von Familie und Beruf besser zu ermögli-
chen und gleichzeitig die Schüler im Sinne ganz-
heitlicher Bildung nachhaltig und umfassend zu 
fördern200, nicht die Rede sein. Es ist noch immer 
nicht hinreichend geklärt, auf welcher Grundlage 
die Kommunen und Schulen den Ganztagsbetrieb 
finanzieren können und wie die Qualität der Ange-
bote gesichert werden kann. Denn die im vorhe-
rigen Kapitel angeführten Befunde verdeutlichen, 
dass in der Schule eine quantitativ hinreichende und 
qualitativ hochwertige Grundversorgung mit Kul-
tureller Bildung nicht gewährleistet ist. Häufig sind 
Angebote schlicht nicht vorhanden, allzu oft findet 
der Unterricht in den künstlerischen Fächern nicht 
regelmäßig statt oder wird fachfremd erteilt. Wenn 
die Hälfte der befragten Primarschulen Schwierig-
keiten bei der Finanzierung des Ganztagsbetrie-
bes haben, wenn über die Hälfte der Primar- und 
Sekundarschulen sowie der Gymnasien Probleme 
bei der Gewinnung zusätzlichen Personals haben, 
wenn ein Großteil der Ganztagsangebote ohnehin 
schon von Honorarkräften übernommen wird, dann 
dürfen weder die Reformbemühungen nachlassen, 
noch darf die Frage nach der finanziellen Grund-
ausstattung aufgeschoben werden.

Baustelle Kommunale Bildungsverantwortung 
Der Ausbau von Ganztagsschulen sowie Dezent-
ralisierungs- und Regionalisierungstendenzen in 
der Bildungspolitik201 haben dazu geführt, dass 
für die Kommunen im Bildungsbereich eine Viel-
zahl zusätzlicher Aufgaben und Zuständigkeiten 
hinzugekommen sind. Das bedeutet eine der größ-
ten bildungspolitischen Veränderungen in Deutsch-
land seit der Gründung der Bundesrepublik.202 Denn 
die Kommunen werden damit in der Schule vom 
bloßen kostentragenden Sachaufwandsträger zum 
zweiten inhaltlich pädagogisch und politisch ver-
antwortlichen Akteur neben und in Zusammenar-
beit mit dem jeweiligen Bundesland; die finanzielle 
Ausstattung, die organisatorische Ausformung und 

Baustelle Bildungs- und Teilhabepaket
Dass es nicht einfach ist, Chancengleichheit im Bil-
dungssystem herzustellen, ist klar. Dass man nie-
manden zu freiwilligen außerschulischen Angebo-
ten Kultureller Bildung ‚zwingen‘ kann auch. Wenn 
allerdings ein Rechtsanspruch auf Leistungen zur 
soziokulturellen Teilhabe besteht, ist es schon 
erstaunlich, dass sich die Bundespolitik für ein auf-
wendiges Antragsverfahren entschieden hat, dass 
eben nicht sicherstellt, dass das Geld da ankommt, 
wo es gebraucht wird. Nebenbei: Der Anspruch auf 
soziokulturelle Teilhabe bildet immerhin den Kern 
des Bildungs- und Teilhabepakets; denn auf Ermög-
lichung von Teilhabe am soziokulturellen Leben für 
Kinder und Jugendliche aus benachteiligten Fami-
lien zielte das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
von 2010. Wenn die Leistung „soziokulturelle Teil-
habe“ seit Jahren durchgehend schlechte Werte 
aufweist, hat das Reden von „Entbürokratisierung“ 
mit dem, was umgesetzt werden kann und tatsäch-
lich geschieht, nicht viel zu tun. Offenbar nimmt 
man trotz der vielfachen öffentlichen Kritik in Kauf, 
dass die Leistung bei den anspruchsberechtigten 
Kindern und Jugendlichen nicht wirksam ankommt. 
Aber statt die bis zu 288 Millionen Euro für Kinder 
und Jugendliche einzufordern, die hier pro Jahr 
für Kultur und Sport bereitgestellt werden müss-
ten, wertet man lieber viel schmaler ausgestattete, 
zeitlich begrenzte, dafür aber spektakuläre Sonder-
programme als außerordentlichen Erfolg.203 Wäre 
es da nicht besser, das BuT besser auszustatten und 
möglichst nachhaltig für seine Nutzung zu sorgen?
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Laufende Inventur
Bis hier sollte klar geworden sein: Die Dimensio-
nen des Ökonomischen in der Kulturellen Bildung 
sind erstens vielfältig und zweitens relevant. Wo 
über Kulturelle Bildung reflektiert und über ihre 
Ansprüche, Notwendigkeit, Qualität und Verwirk-
lichung gestritten wird, wird gerade an der Vielfalt 
der Verständnisse gern vorbeigesehen. Dass das 
so ist, hat mit der zugeschriebenen Unvereinbar-
keit der Sphären Kunst und Wirtschaft zu tun, aber 
auch mit einem Mangel an Expertise im Schnittfeld 
dieser beiden Bereiche; ferner einem erheblichen 
Mangel an empirischen Befunden, auch wenn empi-
rische Zugänge nie das ganze Feld abdecken kön-
nen, ist es doch eine entscheidende Frage, in wel-
cher Intensität und Komplexität geforscht wird. Da 
gibt es nach wie vor ein massives Defizit.

Andererseits weitet der Blick auf die seitens der 
Kunst und der Kulturellen Bildung immer bearg-
wöhnte „Ökonomie“ das Gesichtsfeld über die Hori-
zonte idealer Verhältnisse und Vermögen hinaus 
auf die Praxis, auf Realisierungschancen und deren 
Voraussetzungen. Was fehlt uns denn?

Leitende Perspektive dieser Überlegungen ist 
der Gedanke, dass eine Grundversorgung mit qua-
litätsvoller Kultureller Bildung gut für diese Gesell-
schaft wäre: kulturell, sozial und ökonomisch. Dem 
fügt sich ein Mosaik von Befunden, Beobachtun-
gen, theoretischen Zusammenhängen und prakti-
schen Erkenntnissen an. All das zielt darauf, eine von 
den Begrenzungsbedingungen des Ökonomischen 
bestimmte Wirklichkeit um Spielräume zu erweitern, 
die ästhetische Erfahrungen für grundsätzlich alle 
ermöglichen. Das lenkt den Blick jetzt, nach den 
Befunden zum Stand der Dinge, auf das realitäts-
verändernde Potenzial von politischen, künstleri-
schen und pädagogischen Zielen.

noch nicht gibt, so noch nicht gab oder nie geben 
kann.205 Der U-Topos ist schon rein semantisch der 
Nicht-Raum, zeitlich also der Noch-Nicht-Raum. 
Utopien haben immer eine zeitliche und eine räum-
liche Dimension. Sie öffnen Horizonte und schaffen 
damit Orientierung. Da sie der Verständigung über 
und der Klärung von Zielen dienen, sind sie politisch 
und pädagogisch notwendig. In ihnen zeigen sich 
unterschiedliche Menschen- und Weltbilder beson-
ders deutlich. Utopien sind immer auch Gegenent-
würfe zu einer bestehenden gesellschaftlichen Ord-
nung: Man denke an die Briefe „Über die ästhetische 
Erziehung des Menschen“ von Friedrich Schiller, der 
den Künsten die Aufgabe zuschrieb, den Menschen 
durch den ästhetischen Umgang zur Vernunft zu 
führen, ihn zum Schönen und Guten zu verändern 
und damit eine harmonische Gesellschaftsform 
bzw. ein humanes Zusammenleben hervorzuru-
fen,206 an die reformpädagogischen Bewegungen207 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts oder an die Forde-
rung der späten 1970er Jahre nach einem „Bürger-
recht Kultur“ beziehungsweise nach „Kultur für alle“, 
die den Ausgangspunkt wesentlicher kulturpoliti-
scher Initiativen zur Förderung kultureller Teilhabe 
bildete. Auch wenn Utopien auf dem Prinzip Hoff-
nung208 beruhen, sind sie keine naiven kontrafakti-
schen Gedankengebilde, es geht nicht nur um Wün-
sche. Es muss eine Realisierung oder wenigstens 
eine Annäherung vorstellbar sein. Die heutige Kul-
turelle Bildung ist selbst ein Kind früherer Utopien, 
auch wenn längst (noch) nicht alle Ziele erreicht 
worden sind und auch wenn sich aktuelle Utopien 
notwendig von früheren unterscheiden. Kulturelle 
Bildung, „unter der sich sowohl die utopisch moti-
vierte ästhetische Erziehung als auch die eher ent-
husiastisch orientierte musische Bildung wieder-
finden können“209, impliziert in ihrer utopischen 
Dimension immer grundlegende Ansprüche zur 
Gestaltung der Welt und Gesellschaft. In diesem 
Zusammenhang berühren Utopien mit dem politi-
schen Anspruch der auf eine bessere Zukunft hin 
gerichteten Kulturellen Bildung letztlich eine zen-
trale Kategorie pädagogischen Denkens und Han-

Wie sollte es sein?
Was empirische Befunde zur ökonomischen Rah-
mung Kultureller Bildung politisch, gesellschaftlich 
oder pädagogisch bedeuten, ist ihnen nicht ein-
geschrieben. Wozu Kulturelle Bildung da sein und 
wohin sie sich weiter entwickeln soll, ist daher nicht 
nur eine empirische, sondern auch eine bildungsthe-
oretische Frage, die freilich nur auf Grundlage nor-
mativ gesetzter Ziele vor dem Hintergrund der empi-
rischen Wirklichkeit vernünftig entwickelt werden 
kann. Aber jede Bestimmung von künftigen Zielen 
setzt eine stimmige Wahrnehmung und Diagnose 
der Gegenwart voraus. In diesem Sinne sind zeitdi-
agnostische Beschreibungen nicht nur für den Ein-
zelnen, sondern auch für den öffentlichen Gebrauch 
unabdingbar. Gerne hält man derlei für akzidentell, 
jedoch steht jegliche Bildungspolitik und jedes päd-
agogische Handeln in der Spannung von Sein und 
Sollen, Sein und Wollen, Soll und Haben. 

Für eine an Bildung orientierte Finanzpolitik be
ginnt das eigene Problem erst hier, bei der Frage, ob 
der staatliche Bildungsauftrag und die damit ein-
hergehende Ausstattung des Bildungssystems mehr 
ist als eine Finanzierung unter Vorbehalt. 

Umgekehrt beginnt das Problem für ökonomisch 
interessierte Bildungspolitik bei der Frage, wie ein 
qualitatives Angebot zu gewährleisten ist, ohne die 
Dimension der Ressourcenknappheit zu vernach-
lässigen. Denn den durch und durch gerechten und 
in allen Bereichen gut finanzierten Staat wird es 
wahrscheinlich niemals geben, ebenso wenig wie 
die vollausgestattete Schule. Aber man kann auf sie 
hinarbeiten; dazu bedarf es zunächst einmal eines 
utopischen Entwurfs. 

Wenn also im Folgenden drei Utopien thema-
tisiert werden, geht es um die Klärung praktischer 
Orientierungen.

Zur Bedeutung von Utopien
Utopien, diese „Rezepte aus den Garküchen der 
Zukunft“204, sind gedankliche Gestaltungsentwürfe 
einer besseren Welt, die es so nicht gibt. Genauer: 

delns: den Raum. Utopien bieten Bilder künftiger 
Räume. Räume bestimmen das Aufwachsen von 
Kindern und Jugendlichen in zentraler Weise. Pri-
vate Räume der Familie, für pädagogische Zwecke 
eingerichtete Räume wie Schulen und Einrichtun-
gen der Jugendhilfe, aber auch imaginierte Räume. 

Erinnerung an eine Utopie I:  
Das öffentliche Bildungssystem
Das öffentliche, für alle obligatorische Schulsystem 
gehört zu den zentralen Errungenschaften unse-
rer demokratischen Gesellschaftsordnung.210 Nur 
dieses öffentliche Schulsystem bietet die Mög-
lichkeit, allen Kindern und Jugendlichen prinzipi-
ell gleiche Bildungschancen zu eröffnen und „alle 
alles gänzlich“211 zu lehren. Die curriculare Veranke-
rung der ästhetischen Fächer in diesem Schulsys-
tem ist wiederum die einzige Möglichkeit, so etwas 
wie eine Grundversorgung auch in diesen Bereichen 
herzustellen – zusätzliche „freie“ Angebote treten 
eher ergänzend hinzu. Alle Versuche, dieses Sys
tem durch Privatisierung zu unterlaufen oder gar 
zu konterkarieren, alle Versuche auch, gerade die 
musischen Fächer ins individuelle Belieben der 
Schüler beziehungsweise Eltern zu stellen, führen 
letztlich zu verstärkter kultureller Segmentierung, 
zur Reduktion von Partizipation und schließlich zum 
Ausschluss all derjenigen, die unserem kulturellen 
System ohnehin tendenziell fremd gegenüberste-
hen. Umgekehrt haben die – insbesondere auf Mil-
ton Friedman212 zurückgehenden – Konzepte einer 
mehr oder weniger radikalen Privatisierung des Bil-
dungswesens auf der Grundlage von Voucher-Sys-
temen213 dort, wo man sie umzusetzen versucht 
hat – z. B. in Chile214 –, zu destruktiven Effekten im 
Gemeinwesen215 und zu teils dramatischen Zunah-
men von Bildungs-Ungleichheit geführt. 

Ein auf Chancengleichheit und Partizipation aus-
gerichtetes Bildungssystem muss auch und gerade 
die Teilhabe an den kulturellen Gütern durch ein 
staatlich garantiertes und durchgesetztes öffent-
liches Schulsystem gewährleisten. Ein auf jeder 
Ebene gut ausgestattetes öffentliches Bildungssys-
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tem, das allen Kindern und Jugendlichen gerecht 
wird und in dem der Kulturellen Bildung wesentli-
che Bedeutung zukommt, ist das Ziel; diese Uto-
pie hat an Bedeutung nicht verloren, im Gegenteil – 
gerade unter Modernisierungsbedingungen ist sie 
aktueller denn je. 

Erinnerung an eine Utopie II: 
Kommunale Bildungslandschaften
Der gesellschaftstheoretisch fundierte Befund, dass 
Bildung mehr ist als Schule, hat vor zehn Jahren 
einen bildungsrelevanten Strukturwandel initiiert. 
Im Sinne von Verantwortungsgemeinschaften216 
hebt der Begriff der Kommunalen Bildungsland-
schaft die Bedeutung einer gemeinschaftlichen 
Aufgabe hervor. Kulturelle Bildung soll dabei als 
wichtiger Teil ganzheitlicher Bildung einbezogen 
werden.217 „Bildungslandschaften entstehen und 
basieren auf der Kooperation von Institutionen und 
Initiativen aus den Bereichen Bildung, Jugend, Sozi-
ales, Wirtschaft, Kultur, Gesundheit, Sport, unter 
Einbezug gesellschaftlicher Gruppen und Ver-
bände, Gewerkschaften, Kirchen und Vereine; sie 
alle sind am Aufbau und an der Gestaltung von Bil-
dungslandschaften zu beteiligen.“218 So markiert 
das Konzept der Kommunalen Bildungslandschaf-
ten eine bildungstheoretische und kulturpolitische 
Position, in der formale und non-formale Bildungs-
prozesse gleichermaßen in den Blick genommen 
werden und Bildung in einer sozialräumlichen Per-
spektive219 fokussiert wird – und dies im Bewusst-
sein, dass die informelle Bildung die Grundlage aller 
anderen Formen darstellt. 

Indessen: Die schöne Idee der Vernetzung ver-
pufft, wenn nicht gemeinsame Aufgaben benannt 
werden. Für die Kommunalen Bildungslandschaf-
ten sind es die Bildungserwartungen und -bedürf-
nisse des Einzelnen. Es sollen „Anschlüsse statt 
Ausschlüsse“220 geschaffen werden. Verstärkte 
Kooperationen sollen Kindern und Jugendlichen 
bessere Bildungsbedingungen und vielfältigere Bil-
dungsmöglichkeiten bieten. Sie sollten eine je nach 

„Handlungsfeld generell zu umschreibende Qualität 

haben oder eine im Einzelfall gegebenenfalls vor 
Ort in Zielen für die Infrastrukturleistung festzule-
gende Qualität aufweisen“221 – vermutlich meinte 
die Enquete-Kommission gute Qualität.

Erinnerung an eine Utopie III:  
Grundversorgung mit Kultureller Bildung 
Bezogen auf Kulturelle Bildung meint Grundversor-
gung zum einen die Gewährleistung eines quanti-
tativ hinreichenden, flächendeckenden, vielfältigen 
und dabei hochwertigen Angebotes Kultureller Bil-
dung im formalen Bereich. Die Angebote Kultureller 
Bildung müssen also sowohl kulturellen und künst-
lerischen Qualitätsansprüchen genügen als auch in 
der Breite Teilhabe ermöglichen.

Zum anderen bezieht sich die Grundversorgung 
mit Kultureller Bildung auch auf die Angebote der 
verschiedenen kulturellen und künstlerischen Spar-
ten im non-formalen Bereich. Im Sinne der kulturel-
len Infrastruktur müssen hier über die Angebote im 
öffentlichen Bildungssystem hinaus Angebote zu 
erschwinglichen Preisen, mit niedrigen Zugangs-
schwellen der gesamten Bevölkerung kontinuier-
lich und verlässlich zur Verfügung stehen.

Zum Dritten bezieht sich Grundversorgung auf 
die Unterstützung Kultureller Bildung im informel-
len Bereich. Das kulturelle Leben in den Familien 
und im Alltag muss nach Kräften gefördert und 
unterstützt werden und der öffentliche Raum des 
Alltagslebens muss auch unter Aspekten Kulturel-
ler Bildung gestaltet und weiterentwickelt werden.

Im Zuge dessen ist auf die generelle Verpflich-
tung des Staates hinzuweisen, Kunst zu schützen 
und zu fördern und dabei entsprechende Angebote 
allgemein zugänglich zu machen. Dem korrespon-
diert ein allgemeines Recht des Bürgers auf kultu-
relle Teilhabe.222 Auch die Kommission des Berichts 

„Kultur in Deutschland“ kommt zu dem Schluss, dass 
Kultur ein öffentliches Gut ist, und sieht „den Staat 
in der Verantwortung, die kulturelle Infrastruktur 
zu gewährleisten. Die Kommission interpretiert den 
öffentlichen Auftrag zur Sicherung der kulturellen 
Infrastruktur dahingehend, dass der Kulturstaat 

Deutschland seine diesbezüglichen Verantwortlich-
keiten zu klären und wahrzunehmen hat. Daraus lei-
tet sich ein Kulturgestaltungsauftrag ab, der aktives 
staatliches und kommunales Handeln erfordert.“223 

Dass in diesen Utopien bei aller Parallelität und 
Interaktion der Prozesse auch eine gesellschaft-
lich-kulturelle Entwicklungslogik steckt, ist evident. 
Dass das auch eine kultivierte Ökonomie impliziert, 
ebenso.

Kommunale Bildungslandschaften gibt es nicht 
„einfach so“, ohne Debatten, Studien und politischen 
Willen. Sie sind die logische Erweiterung und Fort-
setzung des öffentlichen Bildungs- und Schulsys-
tems. Ihr Entwicklungspotenzial ist längst nicht aus-
geschöpft, es wird im Gegenteil mit wachsender 
Praxis allmählich erst wirklich sichtbar. Denn hier 
werden die Ressourcen Kultureller Bildung wesent-
lich erweitert; hier zeigt sich exemplarisch, dass das 
Verhältnis von Ökonomie und Kultureller Bildung 
sich keineswegs im Blick auf die Finanzen erschöpft, 
sondern der um soziales, kulturelles und symboli-
sches Kapital erweiterte Kapitalbegriff reale Ent-
wicklungsperspektiven Kultureller Bildung und kul-
turellen Reichtums öffnet und zugänglich macht.

Das soziale, kulturelle und symbolische Kapital 
ist wiederum nicht von sozioökonomischen Hin-
tergründen zu lösen. Verpasste Gelegenheiten – 
wenn von dem kulturellen Reichtum bei Kindern 
und Jugendlichen aus bildungsfernen Elternhäusern 
fast nichts ankommt – sind nicht mit etwas Geld und 
gutem Willen zu beheben. Sie sind wirklich vorbei; 
und es bedarf eines enormen Aufwands, hier tat-
sächlich für neue Chancen zu sorgen.

Debatten über Finanzbedarf und Finanzprioritä-
ten wird es immer geben, genau wie den Ruf nach 

„mehr“ Geld. Selbstverständlich braucht auch die 
Kulturelle Bildung mehr Geld, sogar viel mehr Geld 
als bisher. Aber die ökonomische Rechnung geht 
eben in Geld nicht auf. In der Kulturellen Bildung 
gibt es einen immensen, in mancher Hinsicht sogar 
unbegrenzten kulturellen, sozialen und symboli-
schen immateriellen Reichtum, der aber längst nicht 

hinreichend erschlossen wird. Es ist eine der zentra-
len Aufgaben, diese vorhandenen Ressourcen bes-
ser zu erschließen und sie auch weiter zu entwickeln.

Nur lassen sich damit nicht alle Vorbehalte gegen-
über einer angemessenen Finanzierung Kultureller 
Bildung erklären. Ist etwa Kulturelle Bildung päda-
gogisch und künstlerisch nur dann gut, wenn es ihr 
finanziell schlecht geht? 

Es bleibt für die Bildungspolitik ein selbst er
zeugtes Problem, wenn aus falschen Prioritäten 
entstandene strukturelle Defizite im Bildungsbe-
reich nicht aufgelöst werden. Das ist auch aus öko-
nomischer Sicht ziemlich unklug. Wenn man ernten 
will, muss man säen. Dafür aber muss man zunächst 
den Boden vorbereiten. Das gilt, wie es schon Cicero 
gelehrt hat, nicht nur für die cultura agri, sondern 
auch für die cultura animi. 

Um die Folgen und Folgekosten einer fehlori-
entierten bildungspolitischen Praxis zu minimieren 
und gleichzeitig den Boden für eine positive Ent-
wicklung zu bereiten, sind daher als Erstes die klaf-
fenden Lücken der Grundversorgung mit Kulturel-
ler Bildung zu schließen. 

Dann kann aus ‚mehr‘ auch ‚viel‘ werden.  
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Nicht weniger als: 
Sicherung der Grundversorgung  
mit Kultureller Bildung

Adressiert: Länder und Kommunen
Kulturelle Bildung funktioniert nicht zum Spartarif und schon gar nicht bei 
hohem strukturellen Unterrichtsausfall sowie fachfremd erteiltem Unterricht. 
Schulen im Allgemeinen und Ganztagsschulen im Besonderen brauchen eine 
bessere Ausstattung für Kulturelle Bildung und dafür qualifiziertes Personal. 
Der Rat für Kulturelle Bildung macht sich für eine bessere Ausstattung der 
Schulen stark – für qualifiziertes Personal, Angebote und angemessene Sach-
mittel. Die allgemeinbildenden Schulformen sind bei der Personal- und Sach-
mittelausstattung für die künstlerischen Schulfächer und Bereiche gleichwer-
tig zu behandeln und auszustatten. Das gilt nicht nur für die unterrichtenden 
Lehrkräfte, sondern auch für das extracurriculare Personal.

	 Der Rat für Kulturelle Bildung fordert eine 100%ige Unter-
richtsversorgung zur Erfüllung der Stundentafel in den künstleri-
schen Fächern durch fachlich qualifizierte Lehrkräfte. Das schulische 
Curriculum der künstlerischen Fächer und Bereiche muss immer und 
überall erfüllt werden. 

	 Defizite wie der strukturelle Mangel an Lehrkräften mit der 
Fakultas Musik oder Kunst sowie fachfremd erteilter Unterricht in 
den künstlerischen Fächern dürfen nicht verschwiegen werden. Der 
Diskurs zu diesem Thema braucht Ehrlichkeit. Das setzt genaue 
empirische Informationen voraus, und nicht allein statistische Mittel-
werte, die vorspiegeln, Lehrer könnten an zwei Schulen gleichzeitig 
unterrichten. Wer Lehrermangel und fachfremd erteilten Unterricht 
vermeiden will, muss sein Ausmaß kennen – und zwar landesweit 
bis auf die Ebene der Einzelschule.

	 Wer darüber hinaus ausgebildete Fachkräfte im extracurri-
cularen Bereich Kultureller Bildung will, sollte sie auch entsprechend 
bezahlen. Die Erwerbsbedingungen in diesem Sektor sind jedoch 
nicht angemessen. Der Rat für Kulturelle Bildung ist der Auffassung, 
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dass sich adäquate Anstellungs- und Bezahlungsmodalitäten für 
qualifizierte Honorarkräfte am jeweiligen curricularen Bereich ori-
entieren müssen.

	 Schließlich fordert der Rat für Kulturelle Bildung, die insti-
tutionelle Förderung der Verbände und Freien Träger gegenüber 
der bisher gängigen Projektförderung erheblich auszubauen – ins-
besondere dahingehend, dass diese verlässliche Strukturen für 
bürgerschaftliches Engagement anbieten können. Zum Erhalt der 
kulturellen Infrastruktur und den mit ihr verbundenen Bildungs-
gelegenheiten stellt das freiwillige Engagement ein unerlässliches 
Fundament dar. Qualität und Verstetigung, auch im Hinblick auf die 
wichtige Zusammenarbeit mit schulischen Partnern, kann es daher 
nur mit einer angemessenen Finanzierung des Organisations- und 
Koordinierungsaufwandes geben.

Adressiert: Bund
Das Bildungs- und Teilhabepaket bedarf einer gründlichen Überarbeitung. 
Es ist besser, ein Kind „zu viel“ zu fördern, als einem Kind die Förderung vor-
zuenthalten, die es nicht aus eigenen Mitteln aufzubringen vermag. Das Bil-
dungs- und Teilhabepaket löst bislang weder seinen Anspruch ein, noch hat 
es eine Initialzündung bei den Leistungen für soziokulturelle Teilhabe herbei-
geführt. Leistungen wie Schülerbeförderung und Zuschuss zum Mittagessen, 
die am häufigsten in Anspruch genommen werden, gab es größtenteils schon 
vorher. Die Möglichkeiten, ins Theater oder in ein Konzert zu gehen, werden 
hingegen kaum angenommen. Insgesamt ist die Abwicklung der Leistungs-
anträge viel zu kompliziert und steht nicht in einem angemessenen Verhält-
nis zum Verwaltungsaufwand.

	 Der Rat fordert eine gründliche Reform des Bildungs- und 
Teilhabepaketes. Der Rechtsanspruch der Kinder und Jugendlichen 
ist im Sinne ihrer Bedarfe und Möglichkeiten umzusetzen.

Gleich viel: 
Chancengleichheit im Rahmen der  
kommunalen Bildungslandschaften 

Adressiert: Bund, Länder und Kommunen
Da die Kommunen die zentralen Träger der Kulturellen Bildung im non-for-
malen Bereich und im Bereich der unterrichtsergänzenden Angebote in der 
Offenen Ganztagsschule sind, ist es für die Entwicklung der Kulturellen Bil-
dung in Deutschland eine entscheidende Frage, welche Bedeutung diese in 
den Kommunen einnimmt. Die Studie „Städte/Geld/Kulturelle Bildung. Hori-
zont 2016“ erbrachte das zentrale Ergebnis, dass zwar drei Viertel der befrag-
ten Städte Kultureller Bildung einen hohen Stellenwert einräumen, jedoch 
zwei Drittel der Städte in Deutschland ihr Budget für Kulturelle Bildung als 
zu gering einstufen. Vermutlich sind die Relationen in den ländlichen Regio-
nen noch schlechter. Die Kommunen müssen durch gesetzliche Maßnahmen 
in die Lage versetzt werden, ein adäquates Angebot zu entwickeln und vor-
zuhalten. Der Anteil des Bundes an der Finanzierung Kultureller Bildung in 
den Kommunen ist generell sehr gering. Das betrifft besonders die extracur-
riculare Bildung in den Schulen. 

	 Der Rat für Kulturelle Bildung fordert den Abbau bürokra-
tischer Hürden: Zur Qualitätssteigerung und -sicherung der Ange-
bote extracurricularer Kultureller Bildung in der Schule sollte der 
Bund Kooperationspartner der Kommunen werden können. In der 
kommenden Legislaturperiode ist von der Bundesregierung, dem 
Bundestag und Bundesrat eine gesetzliche Grundlage zu schaf-
fen, die eine dafür gebundene finanzielle Stärkung der Kommunen 
durch Bundesmittel ermöglicht. Wenn das Kooperationsverbot dem 
entgegensteht, sollte es mindestens in dieser Hinsicht aufgehoben 
werden. 

	 Kulturelle Bildung ist als konjunkturunabhängiger Bestand-
teil jeder Stadtgesellschaft zu gewährleisten. Daher darf Kulturelle 
Bildung nicht länger unter „freiwillige Leistung“ firmieren und damit 
von konjunkturbedingten Schwankungen auf der Einnahmenseite 
der Kommunen abhängig bleiben.
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Mehr als: 
Die Frage nach der Qualität

Adressiert: Länder
Notwendig ist die Entwicklung adäquater Unterstützungs- und Qualifizie-
rungsstrukturen für alle mit Kultureller Bildung professionell befassten Per-
sonengruppen. Darauf weisen die Befunde zur Situation in den künstlerischen 
Fächern hin. Angesichts des Mangels hinreichend ausgebildeter Lehrkräfte 
besteht hier offensichtlich ein erheblicher quantitativer und qualitativer Ent-
wicklungsbedarf. Über die extracurriculare Kulturelle Bildung in der Schule 
fehlen empirische Daten. Daher lassen sich konkrete Größenordnungen zum 
quantitativen und qualitativen Entwicklungsbedarf kaum abschätzen. 

	 Der Rat fordert, deutlich mehr Lehrkräfte als bisher auszu-
bilden und einzustellen. Darüber hinaus sind die Entwicklungsbe-
darfe der extracurricularen Kulturellen Bildung in Schule zu erfassen.

	 Der Rat fordert eine fachlich qualifizierte Grundbildung auch 
in den künstlerischen Bereichen, die in der Schule bisher in der Regel 
nicht durch Fächer vertreten sind, insbesondere Theater, Tanz, Film, 
Architektur und Neue Medien. Im Zuge dessen ist die Lektüre bel-
letristischer Texte und das literarische Schreiben im Deutschunter-
richt nachhaltig zu stärken und auszuweiten. Entsprechende Lehr-
pläne, Aus- und Fortbildungsformen sind zu entwickeln und durch 
die Länder bereitzustellen.

Adressiert: Kultusministerkonferenz
Zur Arbeit an der Qualität gehört es auch, Zielsetzungen zu überprüfen. Die 
Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik 
Deutschland (KMK) hatte sich in ihren Empfehlungen zur kulturellen Kinder- 
und Jugendbildung (Beschluss vom 01.02.2007 i.d.F. vom 10.10.2013) dafür 
ausgesprochen, den Stellenwert der musischen Fächer (z. B. Bildende Kunst, 
Musik, Darstellendes Spiel/Theater) zu stärken sowie die Kulturelle Bildung 
im Umfeld aller Kinder und Jugendlichen zu verankern. Aufgrund des hohen 
Anteils fachfremd erteilten Unterrichtes in den künstlerischen Fächern und 
angesichts der Kulturhoheit der Länder ist die KMK in ihrer bildungspoliti-
schen Verantwortung gefragter denn je. 

	 Der Rat für Kulturelle Bildung fordert die Kultusministerkon-
ferenz auf, sich mit Nachdruck für die Umsetzung ihrer Empfehlung 
in den Ländern einzusetzen und den Stand der Umsetzung regel-
mäßig zu überprüfen.

Adressiert: Bund, Länder und Kommunen
Nach wie vor fehlen wesentliche empirische Grundlagen für eine evidenzba-
sierte Politik im Bereich der Kulturellen Bildung. Notwendig ist weitere Grund-
lagenforschung gerade auch im Blick auf die Ökonomie Kultureller Bildung 
sowie ein umfassendes Monitoring. Dies erfordert im Einzelnen: 

	 Bund, Länder und Kommunen sind aufgefordert, die Voraus-
setzungen für ein Monitoring zu schaffen, das länderübergreifende 
Statistiken zum Unterrichtsausfall, zur Entlohnung in den Ganztags-
schulen, über die systematische Ausbildung und Bereitstellung aus-
gebildeten Personals im Ganztag sowie zum Verhältnis von Ange-
bot und Nachfrage Kultureller Bildung im Ganztag aufführt.

	 Der Rat für Kulturelle Bildung empfiehlt mehr Sichtbar-
keit von Kultureller Bildung in den kommunalen Haushalten. Eine 
eigene Haushaltsposition mit Zielen und Kennzahlen (zum Beispiel 
als eigenständige Leistung oder gar als Produkt im Teilhaushalt Kul-
tur) wäre ein erster Schritt, um in der öffentlichen wie in der verwal-
tungsinternen Debatte zu unterstreichen, was geleistet wurde, was 
noch zu leisten ist und was zusätzlich aufgebracht werden muss.
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Zur Finanzierung Kultureller 
Bildung sowie zu 
den Personal- und Finanz- 
strukturen der Einrich
tungen und Verbände des 
non-formalen Bereichs. 
Eine Einordnung
Versucht man die Finanzierung Kultureller Bildung 
im non-formalen Bereich empirisch zu ermitteln, 
tritt das Problem einer einheitlichen Darstellung 
aufgrund der ambivalenten Datenlage dieses Sek-
tors deutlich hervor. Denn häufig ist Kulturelle Bil-
dung eine Querschnittsaufgabe, die nicht immer 
einzeln aufgeschlüsselt wird. Es liegt daher nahe, 
sich die Entwicklungen und spezifischen Heraus-
forderungen zur Finanzierung Kultureller Bildung 
in diesem Bereich einmal genauer anzusehen. Das 
geschieht hier exemplarisch und in Gestalt ver-
dichteter Einzeltexte für ausgewählte Verbände. 
Dafür hat der Rat für Kulturelle Bildung im Rah-
men dieser Denkschrift Interviews mit Experten224 
der jeweiligen Verbände geführt, die in ihrer Ver-
bandsfunktion eine persönliche Einschätzung zur 
Finanzierung Kultureller Bildung sowie zu den 
Finanzstrukturen gegeben haben. Diese Sichtwei-
sen werden im Folgenden im Einzelnen referiert.

Verband deutscher Musikschulen e. V.
Die öffentlichen Musikschulen des Verbandes deut-
scher Musikschulen (VdM) sind kommunal verant-
wortete Bildungseinrichtungen für Kinder, Jugend-
liche und Erwachsene, deren Aufgaben von der 
musikalischen Grundbildung über die Breitenför-
derung bis hin zur Begabtenförderung reichen. 
Die 930 Musikschulen des Verbandes erreichen 
wöchentlich über 1,3 Millionen Schüler225, davon 
244 000 durch Kooperationen226. Hier können die 
Lernorte des musikalischen Bildungsangebots viel-
fältig sein – sowohl innerhalb der Musikschule als 
auch bei anderen Einrichtungen wie Kindertages-

stätten, Schulen oder Laienmusikvereinigungen. 
Die Etablierung der Musikschulen als öffentliche 
außerschulische Bildungs- und Kultureinrichtungen 
geht zugleich mit einer starken Förderung227 der 
öffentlichen Hand einher (930 Millionen in 2014). 
Von diesem Budget finanzieren Eltern (46,1 %)228 
und Kommunen (41,7 %) den größten Teil. Und 
nur durchschnittlich 7 Prozent der Kosten werden 
von den Ländern getragen229. Mit Blick auf das 
Programm „MusikLeben“ des VdM innerhalb des 
Gesamtprogramms „Kultur macht stark“ beträgt 
das jährliche Budget 4 Millionen Euro; dort wer-
den rund 40 000 Kinder und Jugendliche erreicht. 

Trotz ihres Stellenwertes im Rahmen der Kom-
munalen Bildungslandschaften sind auch die Musik-
schulen von einigen Veränderungen betroffen.  

Erstens: Auf der Anbieterseite musikalischer 
Erziehung sind mit den privaten Musikschulen und 
Privatmusiklehrern zunehmend Konkurrenten hin-
zugekommen230. Im Zuge dessen stellen sich für das 
gesamte Feld der Musikschulen vermehrt Fragen 
nach der Verteilung der Ressourcen. 

Diese Entwicklung geht zweitens mit einer Ver-
änderung der Arbeitsmarktlage einher. Anstellungs-
verhältnisse werden flexibilisiert231 oder müssen 
individuellen Bedarfen, wie dem nach mehr Teil-
zeit, entsprechen. Eine Folge ist, dass es schwie-
riger wird, Musiklehrer exklusiv an sich zu binden. 
Etwa 7,8 Prozent aller Lehrkräfte (ohne Schullei-
tung) sind in Vollzeit fest angestellt, 45,2 Prozent 
sind in Teilzeit beschäftigt, und 47 Prozent der Lehr-
kräfte arbeiten auf der Basis von Honorarverträ-
gen232. Insgesamt stimmt es diesbezüglich bedenk-
lich, wenn das durchschnittliche Jahreseinkommen 
der außerschulischen Musiklehrkräfte in Deutsch-
land in den letzten Jahren gesunken ist233. 

Mit Blick auf den Kita-Bereich ist drittens ein 
Trend zur Reduzierung externer Angebote auszu-
machen. Dieser tendenzielle Rückgang von Koope-
rationen mit Trägern, die von ‚außerhalb‘ kommen, 
betrifft auch die Musikschulen. Viertens führen der 
Ausbau der Ganztagsschule und vielfache Verkür-
zungen und Verdichtungen der Schulzeit zu deut-

lich veränderten Tagesabläufen, da frei planbare 
Nachmittagsstrecken für musikalische Aktivitä-
ten wie für Freizeitaktivitäten generell nicht mehr 
wie früher zur Verfügung stehen. Vor allem For-
men gemeinschaftlicher Aktivitäten sind angesichts 
schwindender gemeinsamer Zeitkorridore belas-
tet. Und letztlich ist aufgrund prekärer kommunaler 
Haushaltssituationen ein zunehmender Legitimati-
onsdruck entstanden. Das Erreichen von Zielen und 
damit einhergehende Wirkungserwartungen, die 
mit öffentlicher Förderung der Musikschulen ver-
bunden sind, gilt es verstärkt nachzuweisen. 

Bundesverband der Freien Musikschulen e. V.
Wie groß der Bereich der Anbieter außerschulischer 
Musikbildung ist, zeigt sich unter anderem daran, 
dass neben den öffentlichen Musikschulen sowie 
den Kirchen und Musikvereinen ein bedeutender Teil 
des Vokal- und Instrumentalunterrichts von selbst-
ständigen Lehrkräften sowie von Lehrkräften an 
Musikschulen und Musikinstituten freier oder pri-
vater Trägerschaft erteilt wird. 

Als Dachverband von derzeit etwa 400 Musik-
schulen und Musikinstituten verfolgt der Bundes-
verband der Freien Musikschulen (bdfm) in diesem 
konzertanten Anbieterfeld das Ziel, die Mitglieds-
schulen sukzessive zu professionalisieren: Mittels 
Zertifizierung234 von Qualitätskriterien empfeh-
len sie sich mittlerweile für eine öffentliche Förde-
rung – diese erfolgt jedoch bisher nicht bzw. nur 
indirekt235. Die gegenwärtige Lage der privaten 
Musikschulen ist insbesondere von den veränderten 
Zeitkontingenten der Kinder und Jugendlichen und 
einer Angebotsverschiebung zur Ganztagsschule 
hin bestimmt. Im Zuge dessen stehen die Anbie-
ter musikalischer Bildungsangebote zunehmend in 
Konkurrenz. Bei den Veränderungen der Nachfra-
geseite besteht dabei die Gefahr, dass Unterricht-
spreise an privaten Musikschulen gedrückt und die 
Gewinnung von geeignetem Personal erschwert 
wird. Andererseits wirkt sich die ‚neue‘ Arbeits-
marktlage durchaus positiv aus, wenn sich für Freie 
Musikschulen die Möglichkeit bietet, ‚Versorgungs-

lücken‘ zu schließen – an Orten, an denen kommu-
nale Einrichtungen weniger präsent sind –, oder 
indem sie neue Nachfragen generieren. Im voll-
ständig durch Elternbeiträge finanzierten System 
sind ganz andere „Lücken“ zu berücksichtigen denn 
Förderprogramme für sozial benachteiligte Kinder 
sind an den Mitgliedsschulen des Bundesverbandes 
noch nicht hinreichend ausgebaut.

Deutscher Volkshochschul-Verband e. V.
Die Volkshochschulen als Einrichtungen der Erwach-
senenbildung sind wesentlicher Bestandteil der kom-
munalen Daseinsvorsorge und gehören auf Grund-
lage zumeist landesspezifischer Gesetzgebung zur 
infrastrukturellen Grundausstattung der Kommunen. 
Mit Blick auf die Anzahl der flächendeckenden Ein-
richtungen, die Teilnehmerzahlen sowie das Gesamt-
budget gehören die aktuell 905 Volkshochschulen 
zu den traditionell bedeutsamen Einrichtungen der 
Kulturellen Bildung. Die Ganztagsschulreform hat 
sich dabei bisher kaum auf die Angebotsstruktur 
der Volkshochschulen ausgewirkt. 

Bezogen auf die Teilnahmen, Kurse und Unter-
richtsstunden kultureller Bildungsangebote ist zu 
konstatieren, dass der Programmbereich „Kultur – 
Gestalten“ der drittgrößte Bereich an den Volks-
hochschulen ist, nahezu 16 Prozent aller Kursbele-
gungen finden in diesem Programmbereich statt. 
Heißt: Mehr als 900 000 Teilnehmende besuchen 
die kulturellen Bildungsangebote, die über 90 000 
Kurse mit rund 1,6 Millionen Unterrichtsstunden 
umfassen.236

Insgesamt finanzieren sich die Volkshochschu-
len mit einem Gesamtbudget von 1,091 Mrd. Euro 
ähnlich wie Musikschulen zu 40,5 Prozent über Teil-
nehmerbeiträge, 26,7 Prozent der Kosten tragen die 
Kommunen, 13,7 Prozent die Länder. 19,1 Prozent des 
Budgets werden durch Drittmittel237 eingenommen. 
Vor allem die Bedeutung der Bundesmittel hat seit 
Jahren zugenommen.238 

Auch wenn das Gesamtbudget der Volkshoch-
schulen in den letzten Jahren gestiegen ist, kann 
durch die Teuerungsrate und die zusätzlichen Auf-
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gaben kaum von einer adäquaten Finanzierung die 
Rede sein.239 Vielmehr verdeutlicht die Finanzstruk-
tur der Volkshochschulen, dass die Länder in dem 
Maße, wie die Mittel des Bundes oder der Teilneh-
mergebühren gestiegen sind, ihre Finanzierung 
gekürzt haben. Das ist umso erstaunlicher, da die 
Weiterbildung öffentlicher Auftrag ist und die Län-
der angehalten sein sollten, im Hinblick auf Gebüh-
ren Ausschlüsse eher zu vermeiden. 

„Volkshochschulen wollen 
kulturelle Bildung allen 
ermöglichen. Jedoch stei­
gen angesichts eines 
Rückgangs der Finanzie­
rung durch die Länder 
die Teilnahmegebühren 
stetig an. Deshalb können 
sich immer weniger Men­
schen Angebote kultureller 
Bildung leisten.“
Sascha Rex, Grundsatzreferent, Deutscher 
Volkshochschul-Verband e. V. 

Zudem entstehen für die Einrichtungen durch die-
ses Null-Summen-Spiel gravierende Verschiebun-
gen in der Bildungsarbeit. Da Bundesmittel keine 
kontinuierlichen Mittel sind, entsteht erstens eine 
zunehmende Planungsunsicherheit, und zwei-
tens führt die Projektförderung zu „blinden“ Fle-
cken, da tendenziell nur noch bestimmte Ziel-
gruppen in den Fokus genommen werden können. 
Auch wenn Volkshochschulen zumeist hauptbe-
ruflich geleitet werden und die Programmplanung 
durch hauptamtliche Pädagoginnen und Päda-
gogen erfolgt,240 sind die Einrichtungen bezogen 
auf die Lehrenden ein klassischer Honorarkraftbe-
reich. Die unterschiedlichen Honorarhöhen werden 

von zumeist kommunalen Satzungen geregelt und 
betragen durchschnittlich lediglich 25,00 Euro pro 
Unterrichtseinheit von 45 Minuten. 

Bundesvereinigung Soziokultureller  
Zentren e. V.
Die soziokulturelle Arbeit, bei der Kulturelle Bildung 
sowohl das Erleben von Kultur wie auch die künst-
lerische Eigenaktivität umfasst, wird derzeit nur zu 
einem Drittel institutionell gefördert. Den überwie-
genden Teil der institutionellen Förderung von ins-
gesamt 51,8 Millionen Euro leisteten auch 2013 die 
Kommunen: 42,9 Millionen. Die Länder trugen 8,9 
Millionen zur institutionellen Förderung bei. Eige-
neinnahmen (Eintrittsgelder etc.) der soziokultu-
rellen Zentren betrugen insgesamt 39,4 Millionen 
Euro – d. h. 48 Prozent des Gesamtvolumens. Bei 
ca. 86 000 Veranstaltungen im Jahr, 459 Einrich-
tungen und 13,5 Millionen Besuchern241 besitzt von 
23 000 Akteuren nur jeder elfte Mitarbeiter in den 
Einrichtungen einen sozialversicherungspflichti-
gen Arbeitsplatz.242 Soziokulturelle Zentren wer-
den wesentlich auch vom Ehrenamt getragen. Das 
heißt, dass auf einen festen Mitarbeiter wiederum 
ca. zehn ehrenamtliche Mitarbeitende „kommen“.243 
30 Prozent der Initiativen werden komplett ehren-
amtlich geführt. Stehen Kürzungen an, sind natür-
lich auch feste Mitarbeiter betroffen. Wenn dar-
über hinaus festangestellte Mitarbeiter vermehrt 
mit der Arbeit an Fördermittelanträgen beschäf-
tigt sind, bleibt weniger Zeit für die Begleitung 
und Koordination der Ehrenamtlichen. So sind 
die Minderausstattung der Zentren und die pre-
käre Beschäftigung die dringlichsten Herausforde-
rungen. Außerdem besteht die Notwendigkeit, die 
überwiegend in eigener Leistung geschaffene Inf-
rastruktur zu sichern; denn Soziokulturelle Zentren 
bieten auch externen Akteuren der kulturellen Bil-
dung ihre Räume an. 

Bundesverband der Jugendkunstschulen und 
Kulturpädagogischen Einrichtungen e. V. 
Je nach kommunaler Verankerung sind Jugend-
kunstschulen als außerschulische Einrichtungen der 
kulturellen Kinder- und Jugendbildung Bestandteil 
der Jugend-, Kultur- und Bildungspolitik der Städte 
und Gemeinden und förderrechtlich auf Bundes- 
und Länderebene verankert. 

„Die Schattenseite der kon­
zeptionell erwünschten 
Angebotsvielfalt ist die oft 
unzulängliche finanzielle 
Absicherung dieser Vielfalt.“ 
Peter Kamp, Vorsitzender des 
Bundesverbandes der Jugendkunstschulen und 
Kulturpädagogischen Einrichtungen e. V.

Mit bundesweit 400 Einrichtungen, 10 000 Mitar-
beiterInnen und etwa 60 Millionen Euro Jahresbud-
get sind die Jugendkunstschulen bundesweit, wenn 
auch nicht flächendeckend, verbreitet. Mit jeweils 
etwa 40 Prozent sind die kommunale Förderung 
und selbsterwirtschaftete Mittel die tragenden 
Finanzierungssäulen, etwa 11 Prozent steuern die 
Länder bei. Für die teilnehmenden 650 000 Kinder 
und Jugendlichen versammeln die Jugendkunst-
schulen möglichst viele Künste unter einem Dach. 
Die damit einhergehende Schattenseite der kon-
zeptionell erwünschten Angebotsvielfalt ist die oft 
unzulängliche finanzielle Absicherung dieser Viel-
falt. Als interdisziplinäre Einrichtungen des non-for-
malen Bereichs sind die Jugendkunstschulen klas-
sische Honorarkraftbereiche. Etwa 90 Prozent des 
Jugendkunstschulangebots werden auf Honorarba-
sis realisiert.244 Schon 1994 hat der Jugendkulturbe-
richt NRW auf diese problematische Verknüpfung 
von Konzepttradition mit risikogesellschaftlicher 
Unterbeschäftigung hingewiesen,245 die auch die 
heutige Jugendkunstschullandschaft im Generati-

onenwechsel vor große Herausforderungen stellt.
Unter den veränderten Bedingungen der „Ganz-
tagsbildung“ hat sich die partnerschaftliche Zusam-
menarbeit zwischen Verbänden, außerschulischen 
Trägern und Schulen positiv entwickelt und erheb-
lich ausgeweitet. Jedes fünfte Jugendkunstschulan-
gebot ist eine Schulkooperation. Allerdings werden 
unabdingbare Zusatzleistungen wie Vorbereitung, 
Verwaltung oder Netzwerkpflege nicht angemes-
sen bezahlt. Im Zuge der gestiegenen Kooperatio
nen verändert der gestiegene Koordinationsauf-
wand das Aufgabenprofil der Einrichtungsleitung 
nachhaltig. Im Offenen Ganztag kann die Zwischen-
schaltung von Trägern des Ganztags die Probleme 
noch zuspitzen, da diese selbst unter Kostendruck 
stehen, den sie an die Bildungspartner weiterrei-
chen (unausgewogene Balance zwischen „Betreu-
ung“ und „Bildung“). Indessen ist bemerkenswert, 
dass die Ganztagsbildung trotz veränderter Zeit-
strukturen nicht zu einem Nachfrageeinbruch, son-
dern im Gegenteil zu einer Nachfragesteigerung im 
Jugendkunstschulangebot geführt hat.

ASSITEJ Bundesrepublik Deutschland e. V.
Das Kinder- und Jugendtheater war selten so aus-
differenziert wie heute. Die Szene ist gewachsen, 
es werden vermehrt für Kinder und Jugendliche 
Stücke geschrieben und inszeniert. Auf den Büh-
nen findet sich eine ästhetische und formale Viel-
falt, die vom Sprechtheater über Tanz, Musikthea-
ter und Performance bis zum Figurentheater reicht. 
Auch die zunehmende Professionalisierung sowie 
Spartengründungen verdeutlichen die wachsende 
Bedeutung, die das Kinder- und Jugendtheater 
in den letzten Jahren erhalten hat. Dabei basiert 
das Kinder- und Jugendtheater in Deutschland 
strukturell auf dem dualen System von Stadtthea
ter und Freiem Theater. Die Bandbreite, die sich 
dahinter verbirgt, reicht von öffentlichen Kinder- 
und Jugendtheatern, die sowohl in ein Drei-Spar-
ten-Haus integriert als auch eigenständig sein 
können, Theaterkollektiven, Familienbetrieben, 
Eigenbetrieben, Regiebetrieben bis hin zu einge-
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tragenen Vereinen.246 Die Eintrittspreise für Kinder 
und Jugendliche sind je nach Theater und Region 
sehr unterschiedlich: Sie liegen zwischen 3 Euro 
beispielsweise in Mülheim an der Ruhr, Eisenach 
oder Dresden und 36 Euro am Bayrischen Staats-
schauspiel in München. In Einzelfällen variiert der 
Eintrittspreis sogar zwischen 1 Euro und 85 Euro.247 

„Bei der Finanzierung der 
Kinder- und Jugendtheater 
gilt immer noch: Kleines 
Geld für kleine Leute.“ 
Stefan Fischer-Fels, stellvertretender  
Vorsitzender ASSITEJ Deutschland e. V.

Obwohl festzustellen ist, dass die Etats der Kin-
der- und Jugendtheater in den letzten Jahren leicht 
gestiegen sind, ist die Finanzierung im Sinne der 
Theaterkunst und Vermittlung nicht angemessen. 
Vor diesem Hintergrund verwundert es umso mehr, 
dass der Anteil der Besucherzahlen von Kindern 
und Jugendlichen nicht mit einem entsprechen-
den Anteil der Finanzierung in Verbindung gebracht 
wird – 25 Prozent Besucher bedeuten nicht 25 Pro-
zent Finanzmittel des Gesamtbudgets. 

Insgesamt sind die Finanzmittel stark gebun-
den und verplant, so dass beispielsweise Gastspiele 
kaum zu realisieren sind. Eine Schattenseite der 
Grundversorgung, die Internationalität und künst-
lerische Flexibilität kostet. 

Weiterhin zeigt sich, dass eine Zusammenarbeit 
mit hochklassigen Autoren und Regisseuren – die 
Interesse am Kinder- und Jugendtheater bekun-
den – wegen der geringen Mittel oft nicht mög-
lich ist, da Kinder- und Jugendtheater in der Regel 
nur die Hälfte der branchenüblichen Honorare zah-
len können. Paradoxerweise hat der Bedeutungs-
zuwachs von Kultureller Bildung das Kinder- und 
Jugendtheater mitunter in ein Dilemma gebracht. 
Zwar sind über Sonderprogramme mehr Gelder 
für partizipative Projekte im Umlauf, jedoch nicht 

mehr für die Stücke auf der Bühne. Hier verkennt 
die Kulturpolitik den Wert der rezeptiven Seite der 
Theaterkunst. Das wesentliche Zusammenspiel von 
„Sehen und Selbstgestalten“ ist mit den bestehen-
den Mitteln in keinen Wirkungszusammenhang zu 
bringen. 

Auch der Bedeutungszuwachs und die Anbie-
tervielfalt von Kultureller Bildung in Ganztagsschu-
len führen dazu, dass die Schulen mehr kleinteilige 

„Workshops“ anfragen. Der Theaterbesuch (im schu-
lischen Kontext) wird hingegen spürbar reduziert. 
Das Problem ist bisher strukturell nicht gelöst und 
wird verschärft, wenn Kommunen die Schülerbe-
förderung mit Bahn und Bussen zu den Theatern 
nicht kostenfrei zur Verfügung stellen. 

Bundesverband Tanz in Schulen e. V.
Schwerpunkt der Arbeit des Bundesverbandes 

„Tanz in Schulen“ ist die Sicherung qualitativ hoch-
wertiger, tanzkünstlerischer Angebote an Schulen 
und anderen Kinder- und Jugendeinrichtungen 
sowie die Verstetigung der dafür notwendigen 
Strukturen. Dabei sind die meisten Lehrenden in 
Tanz-in-Schulen-Projekten freischaffende Tänzer, 
Tanzpädagogen und Choreographen. Aufgrund des 
geringen Gesamtbudgets für Tanz und Tanzvermitt-
lung und der unterschiedlichen Strukturen in den 
Ländern können keine allgemeingültigen Organisa-
tions- und Finanzierungsmodelle für Tanz-in-Schu-
len-Projekte entwickelt werden. Somit gilt es, in 
jedem Bundesland, in jeder Kommune, aber auch in 
jedem einzelnen Projekt einen individuellen Finan-
zierungsplan zu entwickeln. Mit Blick auf die Brei-
tenkultur könnte im Tanz noch sehr viel mehr ange-
boten werden, dieser Bereich wird bislang noch 
eher vernachlässigt. Der Ausbau der Ganztags-
schule hat zu einer Vermehrung des Tanzangebots 
in der Schule geführt, aber auch in non-formalen 
Bildungseinrichtungen steigt die Zahl von Tanzpro-
jekten stetig. Der BV „Tanz in Schulen“ empfiehlt 
ein Honorar von 45 Euro für 45 Minuten. Obwohl 
der BV „Tanz in Schulen“ diesen Satz für angemes-
sen hält und er sich auch nach und nach durchzu-

setzen scheint, kann er nicht überall gezahlt wer-
den. Da dem Tanz eine übergeordnete Struktur fehlt, 
finden sich immer noch häufig unbezahlte Tätig-
keiten oder zu geringe Honorare. Eine Ausnahme 
zeigt sich momentan in Form von Projektgeldern 
wie beispielsweise bei „Kultur macht stark“ (2013–
2017 5,8 Millionen Euro). 

Deutsches Kinder- und Jugendfilmzentrum
Das Deutsche Kinder- und Jugendfilmzentrum 
(KJF) ist ein bundesweit tätiges Zentrum für kul-
turelle Medienbildung, das vom  Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend aus 
Mitteln des Kinder- und Jugendplans des Bun-
des finanziert wird. Im Auftrag des Bundesminis-
teriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
führt das KJF bundesweite Kreativ-Wettbewerbe 
durch, veröffentlicht Filmempfehlungen und entwi-
ckelt Konzepte und Angebote zur Vermittlung von 
Medienkompetenz. Seine Reichweite ist indessen 
sehr begrenzt. Wollte man dem wichtigen Feld Film, 
Fotografie und Medien im non-formalen Bereich 
gerecht werden, wären deutlich mehr zuverläs-
sige Strukturen in der Fläche und mehr angemes-
sen honoriertes Personal erforderlich. Probleme 
resultieren aus der Tatsache, dass oft nur zeitlich 
begrenzt Honorarkräfte eingesetzt werden können, 
die zudem schlecht bezahlt werden. Insgesamt ist 
die Honorierung in der ‚Medienbildung‘ erheblich 
geringer als in anderen Medienbereichen, d. h., die 
Konkurrenz um engagiertes und gutes Personal ist 
hier sehr groß. Für Medienbildungseinrichtungen, 
die ohne Strukturförderung ausschließlich projekt-
bezogen finanziert werden, kann dies vor dem Hin-
tergrund der Innovationsverpflichtung von Projek-
ten auch bedeuten, immer wieder Neues erfinden 
und Bewährtes aufgeben zu müssen. Veranstaltun-
gen, Festivals u. Ä. werden oft durch eine Vielzahl 
von Mittelgebern finanziert, was mit hohem büro-
kratischen Aufwand verbunden ist. Der entschei-
dende Entwicklungsschritt wird daher im Übergang 
zu einer konstanten Förderung von verlässlichen 
Strukturen gesehen, auf deren Basis selbstver-

ständlich dann auch projektbezogene, also zeit-
lich begrenzte Arbeit realisiert werden kann. 

Deutscher Bibliotheksverband e. V. 
Die über 9000 Öffentlichen Bibliotheken verzeich-
neten 2015 als besucherstärkste Kultur- und Bil-
dungseinrichtung mit rund 119 Millionen248 Besu-
chern weiterhin wachsende Besucherzahlen.249 
Dieser Trend zeigt sich auch in Bezug auf die Ent-
leihungen von virtuellen Beständen wie E-Books 
sowie die Bildungsangebote wie Leseförderung 
auch mit digitalen Medien, Vermittlung von Medien- 
und Informationskompetenz, Führungen und Aus-
stellungen. Von den 348 000 Veranstaltungen pro 
Jahr entfällt fast die Hälfte auf Veranstaltungen für 
Kinder und Jugendliche. Der Bereich der Kinder- 
und Jugendliteratur machte 2015 sowohl bezogen 
auf den Medienbestand als auch in Bezug auf die 
Entleihungen ca. ein Viertel aus.250 

Als Einrichtungen, die sich in derzeit fünf Bun-
desländern auf gesetzliche Regelungen und in 
fünf weiteren auf Entwicklungspläne stützen kön-
nen, zählen sie zu den sogenannten „freiwilligen 
Aufgaben“ der Kommune und im Zuge dessen vor 
finanziellen Einsparungen und dem Abbau qua-
lifizierten Personals nicht ausreichend abgesi-
chert. Die Finanzumfragen der letzten Jahre, die 
der Deutsche Bibliotheksverband e. V. (dbv) bei 
1350 hauptamtlich geleiteten Öffentlichen Biblio-
theken durchführte, zeigen, dass viele nicht über 
ausreichende Mittel für wichtige Dienstleistungen 
und Angebote verfügen. Trotz der guten Konjunk-
tur bleibt die Finanzlage für Deutschlands Biblio-
theken angespannt: Wie im Vorjahr sind gut ein 
Viertel der befragten Bibliotheken von Haushalts-
konsolidierungsmaßnahmen betroffen. In Städten 
über 100 000 Einwohner werden bei 40,3 Prozent 
akut Sparmaßnahmen realisiert, bei fast einem Drit-
tel sind diese geplant. Unter einer globalen Haus-
haltssperre stehen 20,3 Prozent der Befragten, bei 
den großen Städten ist der Anteil in diesem Jahr 
auf 37,5 Prozent der Befragten gestiegen. Die Spar-
maßnahmen wirken sich besonders auf die Veran-
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staltungsarbeit aus. So gibt ein Fünftel der Bib-
liotheken an, dass sie Veranstaltungen reduzieren 
müssen. Obwohl ein Großteil der Bibliotheken 
zusätzliche Mittel zur Einstellung von qualifizier-
tem Personal benötigt, geht der Trend seitens der 
Politik eher dahin, Zweigstellen komplett ins Ehren-
amt zu überführen. 

„Trotz der guten Konjunktur 
bleibt die Finanzlage für 
Deutschlands Bibliotheken 
angespannt: Wie im Vor­
jahr sind gut ein Viertel der 
befragten Bibliotheken von 
Haushaltskonsolidierungs­
maßnahmen betroffen.“
Barbara Lison, Bundesvorsitzende  
Deutscher Bibliotheksverband e. V. 

Das Problem des ‚fehlenden‘ Personals verschärft 
sich, wenn festangestellte Mitarbeitende neben einer 
Zunahme aktiver Kultur- und Bildungsarbeit auch 
noch durch den erhöhten Verwaltungsaufwand 
bei der Finanzierung über Projektmittel gebunden 
werden. 

Das gilt auch in Bezug auf Schulbibliotheken, die 
nur dann in einen bildungsbedeutsamen Wirkungs-
zusammenhang für die Schule gebracht werden kön-
nen, wenn qualifiziertes Personal vor Ort ist, das 
aktiv zu Konzepten der Leseförderung und Medien-
pädagogik beitragen kann und zuverlässig für Unter-
richtsbelange zur Verfügung steht. Die Realität ist 
in der Regel eine andere. Im Zuge des Ausbaus von 
Ganztagsschulen wurden zwar in vielen Fällen Bib-
liotheken geplant, gebaut und mit Medien bestückt. 
Diese Schulbibliotheken werden aber hauptsächlich 
ehren- und nebenamtlich geführt. In den meisten 
Fällen mangelt es selbst an zentralen Service- oder 
Beratungsstellen, die das nichtfachliche Personal 
zumindest unterstützen oder weiterqualifizieren 
könnten.
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Bargain
Diemut Schilling

Jedes Kind druckt sich 100 Einheiten einer erfundenen Währung, ob Fünfziger, 
Zwanziger oder Zehner bleibt eine individuelle Entscheidung. Darüber hinaus 
erhält jedes Kind ein DIN-A3-Blatt und malt darauf. Aus der Fläche kann ein 
Bild, können aber auch sehr viele kleine Bilder entstehen. Los geht’s. Bilder 
mit Klebeband an den Körper, Geld in die Hand – der „Kunstmarkt“ ist eröffnet.

Eine Stunde später.
Der Handel ist in vollem Gange.
Discount-Angebote werden lautstark angepriesen, 

„Drei-zum-Preis-für-Zwei“-Pakete werden geschnürt. 
Sowie Kooperationen: Einer redet, der Partner kümmert sich ausschließlich 
ums Wechselgeld, ein Kind baut sich seit einer Stunde ein Portemonnaie.
Es existieren bereits großartige Sammlungen, deren Sammler pleite sind, 
neben ihnen beobachtende Vermögende ohne ein einziges Werk. 
Mancher ist derweil ohne Geld, hat aber auch kein Bild mehr, 
und einige sind sogar hoch verschuldet. 
Wenn ein Ende des Handels angekündigt wird, herrscht 
Schlussverkaufsstimmung. 
Viele versuchen ihr eigenes Werk zurückzukaufen – oft zu unverschämten 
Wucherpreisen.
Nicht selten mit ernüchternder Bilanz: Das Anfangsbild ist wieder im Besitz, 
nur leider kein Geld mehr.

Was ist denn nun genau „wie viel“ wert?
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Die Experten im Rat für  
Kulturelle Bildung
Die Expertinnen und Experten im Rat für Kulturelle Bildung wurden unter 
beratender Begleitung einer unabhängigen Findungskommission von der die 
beteiligten Stiftungen repräsentierenden Mitgliederversammlung des Vereins 

„Rat für Kulturelle Bildung e. V.“ für bis zu drei Jahre berufen; eine Wiederberu-
fung für bis zu drei Jahre ist möglich. Die Ratsmitglieder repräsentieren keine 
Verbände, Institutionen, Parteien oder Konfessionen und sind auch gegenüber 
dem Verein unabhängig und an keine Weisungen gebunden.

PROFESSOR DR. ECKART LIEBAU
Vorsitzender
UNESCO-Chair in Arts and Culture in Education,
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg

PROFESSOR DR. HOLGER NOLTZE
Sprecher
Professor für Musik und Medien, Technische Universität 
Dortmund, Journalist, Autor

PROFESSOR DR. JOHANNES BILSTEIN
Professor für Pädagogik an der Kunstakademie Düsseldorf

PROFESSORIN DANICA DAKIĆ
Künstlerin
Professorin des Masterstudiengangs „Kunst im öffent-
lichen Raum und neue künstlerische Strategien“, Bau-
haus-Universität Weimar

DR. FLORIAN HÖLLERER
Leiter Literarisches Colloquium Berlin e. V.
Honorarprofessor am Institut für Literaturwissenschaft der 
Universität Stuttgart

PROFESSORIN DR. ANTJE KLINGE
Professorin für Sportpädagogik und Sportdidaktik an der 
Fakultät für Sportwissenschaft der Ruhr-Universität Bochum

SHERMIN LANGHOFF
Intendantin des Maxim-Gorki-Theaters, Berlin

PROFESSORIN DR. VANESSA-ISABELLE 
REINWAND-WEISS
Direktorin der Bundesakademie für Kulturelle Bildung 
Wolfenbüttel, Professorin für Kulturelle Bildung, Univer
sität Hildesheim

PROFESSOR I. R. DR. CHRISTIAN RITTELMEYER
Professor für Erziehungswissenschaft,
Georg-August-Universität Göttingen (bis 2003)

PROFESSORIN DIEMUT SCHILLING
Künstlerin
Professorin für Zeichnung und Druckgrafik,
Alanus Hochschule für Kunst und Gesellschaft

PROFESSOR DR. JÜRGEN SCHUPP
Direktor der Infrastruktureinrichtung Sozio-oekonomi-
sches Panel (SOEP) am Deutschen Institut für Wirtschafts
forschung (DIW Berlin) und Professor für Soziologie am 
Institut für Soziologie der FU Berlin
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Stiftungsverbund
Der Verein „Rat für Kulturelle Bildung e. V.“ mit Geschäftsstelle in Essen wird 
von einem Stiftungsverbund getragen, dem sieben Stiftungen angehören: 
ALTANA Kulturstiftung, Bertelsmann Stiftung, Deutsche Bank Stiftung, Karl 
Schlecht Stiftung, PwC-Stiftung, Robert Bosch Stiftung, Stiftung Mercator. Die 
Stiftungen verbindet die Wertschätzung von ästhetischen Erfahrungen sowie 
künstlerischen Arbeits- und Ausdrucksformen als unverzichtbarem Teil von Bil-
dung. Der Zusammenschluss zu einer Allianz für die Kulturelle Bildung ermög-
licht es den Stiftungen, gemeinsam starke Impulse für die Weiterentwicklung 
und Verankerung dieses Teils von Bildung in unserer Gesellschaft zu geben.

Seine gemeinnützigen Zwecke verwirklicht der Stiftungsverbund derzeit auf 
zwei Ebenen:

DISKURSPOLITIK
Der elf Mitglieder umfassende unabhängige Expertenrat „Rat für Kulturelle 
Bildung“ wirkt mit seinen Denkschriften und Analysen theoriebildend und 
gibt wissenschaftlich begründete Qualitätsimpulse zur Ausgestaltung und 
Förderung von Kultureller Bildung in die Politik, Praxis und Forschung, aber 
auch in den Stiftungsverbund.

FORSCHUNG
Der „Forschungsfonds Kulturelle Bildung. Studien zu den Wirkungen Kultu-
reller Bildung“, gefördert durch die Stiftung Mercator, treibt die Wirkungsfor-
schung voran. Die sechs geförderten Projekte überprüfen Grundannahmen 
und untersuchen die Effekte Kultureller Bildung.

Die „Machbarkeitsstudie Qualitätsinstitut Kulturelle Bildung“, gefördert durch 
die Stiftung Mercator, untersucht, ob und wie die Entwicklung von Qualität 
in der Kulturellen Bildung durch Unterstützungsstrukturen gefördert werden 
kann, die Forschung, Entwicklung von Materialien und Fortbildung von Mul-
tiplikatoren als Aufgabe haben.

Die ALTANA Kulturstiftung entwickelt seit ihrer Gründung 2007 Bildungsak-
tivitäten mit dem Themenschwerpunkt „Kunst und Natur“. Das interdiszipli-
näre Angebot richtet sich an Kinder und Jugendliche inner- und außerhalb des 
schulischen Rahmens. Eines der Grundprinzipien des Bildungsengagements 
ist die authentische Begegnung mit der Kunst, den Künstlern und der Natur. 
Mit dem KulturTagJahr führt die ALTANA Kulturstiftung ein erfolgreiches For-
mat kultureller Bildung durch, das Kindern aller Altersstufen und Schultypen 
über ein Jahr hinweg kreatives Denken und Handeln vermitteln will. Zur Pro-
fessionalisierung von Lehrern und Künstlern für nachhaltige Schulentwicklung 
initiierte die ALTANA Kulturstiftung in Kooperation mit der Universität Mar-
burg den Weiterbildungsmaster „Kulturelle Bildung an Schulen!“. Die ALTANA 
Kulturstiftung zeigt im stiftungseigenen Museum Sinclair-Haus Wechselaus-

stellungen zur Kunst des 20. und 21. Jahrhunderts. Die Kunstsammlung „An 
die Natur“ umfasst weit mehr als 600 Werke zeitgenössischer internationaler 
Kunst zum Thema „Natur“. Die Aktivitäten der ALTANA Kulturstiftung werden 
von der Unternehmerin Susanne Klatten gefördert und getragen.
www.altana-kulturstiftung.de

Die Bertelsmann Stiftung engagiert sich in den Bereichen Bildung, Wirtschaft 
und Soziales, Gesundheit sowie Internationale Verständigung und fördert das 
friedliche Miteinander der Kulturen. In ihren Projekten setzt sich die Stiftung für 
mehr Teilhabe an kultureller Bildung ein. Sie entwickelt Konzepte für die Veran-
kerung musikalischer Bildung in Bildungsinstitutionen sowie für die Aus- und 
Weiterbildung pädagogischer Fachkräfte. Mit dem internationalen Gesangs-
wettbewerb „Neue Stimmen“ sowie damit verbundenen Weiterbildungsan-
geboten eröffnet die Bertelsmann Stiftung dem Gesangsnachwuchs weltweit 
nachhaltige Perspektiven. Die Bertelsmann Stiftung arbeitet operativ und ist 
unabhängig vom Unternehmen Bertelsmann SE sowie parteipolitisch neutral.
www.bertelsmann-stiftung.de

Die Deutsche Bank Stiftung zielt mit Ihren Aktivitäten auf die Entwicklung 
und nachhaltige Stärkung von Potentialen insbesondere junger Menschen. Sie 
initiiert und unterstützt Projekte, die diesen neue Erfahrungsräume eröffnen 
und sie dazu befähigen, ihre individuellen Begabungen zu entfalten. Ebenso 
ermutigt sie den künstlerischen Nachwuchs, neue Wege auszuprobieren und 
professionelle Fähigkeiten weiter auszubauen. Sie trägt mit zahlreichen Pro-
jekten zur Integration von Immigranten bei und stärkt die Chancengerech-
tigkeit für benachteiligte Gesellschaftsgruppen. Nicht zuletzt engagiert sich 
die Deutsche Bank Stiftung für eine lebendige Kulturlandschaft und macht 
sie einer breiten Öffentlichkeit zugänglich.
www.deutsche-bank-stiftung.de

Die Karl Schlecht Stiftung ist eine gemeinnützige Stiftung mit Fokus auf „Good 
Leadership“. Ihre Leitidee ist die Verbesserung von Führung in Business, Gesell-
schaft und Politik durch humanistische Werte. Vor diesem Hintergrund unter-
stützt sie Projekte der Wissenschaft und Bildung, die zur werteorientierten 
Persönlichkeitsentwicklung von jungen Menschen und angehenden Führungs-
kräften beitragen. Sie fördert rund 80 Fremdprojekte sowie eigene Pro-jekte 
mit jährlich 6–8 Millionen Euro. Die Karl Schlecht Stiftung mit Sitz in Aichtal 
und einem Büro in Berlin wurde im Oktober 1998 von Dipl.-Ing. Karl Schlecht 
gegründet. Der Stifter ist Gründer des Betonpumpenherstellers Putzmeister.
www.karlschlechtstiftung.de

Die PwC-Stiftung Jugend – Bildung – Kultur fördert bundesweit Projekte 
der ästhetischen Kulturbildung im Bereich der darstellenden und bildenden 
Kunst, der Musik und der Literatur sowie der Neuen Medien und der werte-
orientierten Wirtschaftsbildung für Kinder und Jugendliche. Die Stiftung ist 
eine Initiative der Führungskräfte von PwC Deutschland und wurde im Jahr 
2002 gegründet. Sie unterstreicht, dass Verantwortung von Unternehmen 
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und ihren Führungskräften heute weit über den rein wirtschaftlichen Erfolg 
hinausreicht. Unter dem Dach des Stifterverbands für die Deutsche Wissen-
schaft wurden bisher mit insgesamt rund 12 Millionen Euro über 400 Jugend- 
und Bildungsprojekte gefördert. Dadurch konnten junge Menschen aktiv an 
Kunst und Kultur herangeführt und kulturelle Inhalte in der Bildung verankert 
werden. Die Beiträge, die der unabhängige Rat für Kulturelle Bildung zur Bil-
dungsdebatte leistet, fl ießen inhaltlich in die Arbeit der Stiftung ein. Neben 
der Förderung von Projekten initiiert die PwC-Stiftung zusammen mit erfah-
renen Kooperationspartnern aus dem Bildungsbereich eigene Programme. 
Dazu gehören die Kultur.Forscher!, die Klang.Forscher! und die Wirtschafts.
Forscher!, die das Forschende Lernen im Schulalltag unterstützen.
www.pwc-stiftung.de

Die Robert Bosch Stiftung gehört zu den großen, unternehmensverbundenen 
Stiftungen in Europa. In ihrer gemeinnützigen Arbeit greift sie gesellschaftli-
che Themen frühzeitig auf und erarbeitet exemplarische Lösungen. Dazu ent-
wickelt sie eigene Projekte und führt sie durch. Außerdem fördert sie Initiati-
ven Dritter, die zu ihren Zielen passen.
Die Robert Bosch Stiftung ist auf den Gebieten Gesundheit, Wissenschaft, 
Gesellschaft, Bildung und Völkerverständigung tätig.
In den kommenden Jahren wird sie darüber hinaus ihre Aktivitäten verstärkt 
auf drei Schwerpunkte ausrichten:

• Migration, Integration und Teilhabe
• Gesellschaftlicher Zusammenhalt in Deutschland und Europa
• Zukunftsfähige Lebensräume
Seit ihrer Gründung 1964 hat die Robert Bosch Stiftung mehr als 1,4 Milliar-
den Euro für ihre gemeinnützige Arbeit ausgegeben.
www.bosch-stiftung.de

Die Stiftung Mercator ist eine private, unabhängige Stiftung. Sie strebt mit 
ihrer Arbeit eine Gesellschaft an, die sich durch Weltoff enheit, Solidarität und 
Chancengleichheit auszeichnet. Dabei konzentriert sie sich darauf, Europa zu 
stärken, den Bildungserfolg benachteiligter Kinder und Jugendlicher insbe-
sondere mit Migrationshintergrund zu erhöhen, Qualität und Wirkung kultu-
reller Bildung zu verbessern, Klimaschutz voranzutreiben und Wissenschaft 
zu fördern. Die Stiftung Mercator steht für die Verbindung von wissenschaft-
licher Expertise und praktischer Projekterfahrung. Als eine führende Stiftung 
in Deutschland ist sie national wie international tätig. Dem Ruhrgebiet, der 
Heimat der Stifterfamilie und dem Sitz der Stiftung, fühlt sie sich besonders 
verpfl ichtet.
www.stiftung-mercator.de

Die Geschäftsstelle

MARGRIT LICHTSCHLAG
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied
(zurzeit in Elternzeit)

BETTINA MÜNZBERG
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied

SONJA MELDAU-STAGGE
Assistentin des geschäftsführenden Vorstandsmitglieds

FRANK JEBE
Wissenschaftlicher Referent

SEBASTIAN KONIETZKO
Wissenschaftlicher Referent

CLAUDIA STEIGERWALD
Wissenschaftliche Referentin

DR. ANDREAS VAN HOOVEN
Kommunikationsmanager

STEPHANIE SEEGERS
Praktikantin
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